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          Schon allein von seiner Natur her ist Deutschland eher eine destabilisierende als eine stabilisierende Kraft in Europa.
 
          – Margaret Thatcher im Jahr 1992
 
          
 
          Geteilt sind die Deutschen hüben und drüben gewissermaßen gut aufgehoben, vereint sind sie gefährlich.
 
          – Altiero Spinelli
 
          
 
          Erich, ich sage Dir offen, vergesse nicht, vergesse das nie: die DDR kann ohne uns, ohne die Sowjetunion, ihre Macht und Stärke – nicht existieren. Ohne uns gibt es keine DDR.
 
          – Leonid Breschnew am 28. Juli 1970 zu Erich Honecker
 
          
 
          Es ist nicht möglich, dem deutschen Volk eines Tages die Verwirklichung seiner Wiedervereinigung zu verwehren.
 
          – Zhou Enlai im September 1972
 
          
 
          Jetzt sind wir in einer Situation, in der wieder zusammenwächst, was zusammengehört.
 
          – Willy Brandt am 10. November 1989
 
          
 
          Liebe Leute, es handelt sich um einen Beitritt der DDR zur Bundesrepublik, nicht um die umgekehrte Veranstaltung. Wir tun alles für euch. Aber hier findet nicht eine Vereinigung zweier gleicher Staaten statt.
 
          – Wolfgang Schäuble im Jahr 1990
 
          
 
          Taiwan ist ein kleines Problem, die Welt ist das große Problem.
 
          – Mao Zedong im Februar 1972 zu Richard Nixon
 
          
 
          Peking sollte die Realität akzeptieren, dass es zwei Gleichgestellte auf der jeweiligen Seite der Taiwan-Straße gibt.
 
          – Lee Teng-hui im Jahr 1998
 
          
 
          Nach der Wiedervereinigung wird eine umfassende koreanische Invasion Japans unvermeidlich sein. Es ist im wohlverstandenen Interesse Japans, Nordkorea wirtschaftlich zu unterstützen, damit die koreanische Halbinsel geteilt bleibt, so wie sie jetzt ist.
 
          – Takemura Kenichi
 
          
 
          Die Menschen Koreas haben lange unter der Teilung gelitten, jetzt sitzen sie zusammen an einem Tisch. Die USA wollen das torpedieren, so wie man kaltes Wasser auf einen Hochzeitstisch kippt.
 
          – Ri Man-seok
 
          
 
          Nur wenn das Überleben des Nordens garantiert ist, kann der Frieden zwischen den beiden Koreas gefestigt werden und können beide Koreas leichter nach Vereinigung streben.
 
          – Kim Dae-jung im November 2003
 
          
 
          Pjöngjang wird niemals die grausame Lektion der deutschen Wiedervereinigung vergessen.
 
          – Kim Choong Nam im Jahr 2000
 
          
 
          Eine Wiedervereinigung ist nicht mehr möglich, weil der Süden unser unveränderlicher Hauptfeind ist. Es ist falsch, ihn als Partner für Versöhnung und Wiedervereinigung zu betrachten. Sollte ein Krieg ausbrechen, dann werden wir den Süden völlig besetzen, unterwerfen und als Teil unseres Territoriums annektieren.
 
          – Kim Jong-un im Januar 2024
 
          
 
          Zypern ist eine Insel, die die Mitte der Türkei wie ein Dolch durchbohrt.
 
          – Turgut Özal im Jahr 1983
 
          
 
          Zypern ist ein Friedhof der Diplomatie.
 
          – Hubert Faustmann im Jahr 2009
 
         
      
       
         
          Prolog
 
        
 
         
           
            „Und wenn ich gefragt werde, wer denn der größte Held der deutschen Wiedervereinigung sei: Bush, Kohl, Gorbatschow oder sonst jemand, dann sage ich, in Anerkennung unserer gewissen Verdienste, dass die größten Helden das deutsche und das russische Volk waren.“
 
            So Michail S. Gorbatschow in seiner Rede vor dem Deutschen Bundestag am 9. November 1999, dem zehnten Jahrestag des Mauerfalls.1
 
          
 
          Es geht also um Menschen in großer Zahl, um Völker, und der Mensch, so die Definition von Carl-Friedrich von Weizsäcker, ist dasjenige Lebewesen, dessen Natur es ist, Geschichte zu haben. (Weizsäcker 1974: 29) Zur Geschichte kann das frühere Zusammenleben in einem Staat gehören, der dann geteilt wurde. Wer sich mit geteilten Nationen beschäftigt, muss historische Bestimmungsfaktoren beachten. Teilungen sind beides, nationale Tragödie und internationales Problem. Wird eine Teilung von der Mehrheit der Betroffenen als negativ empfunden und verbindet sie weiterhin der Wunsch nach Vereinigung, dann kann die Teilung unter günstigen Rahmenbedingungen überwunden werden. Kim Dae-jung nannte dafür Voraussetzungen: Das Volk muss die Wiedervereinigung mit ganzem Herzen wollen, das Ausland muss ihr zustimmen und es muss einen konkreten sowie realistischen Plan geben. (Kim Dj 1997: 294) Der Wille des Volkes steht an erster Stelle.
 
          Wichtig ist das Fortbestehen eines Zusammengehörigkeitsgefühls trotz Teilung, deshalb die Betonung auf Volk und Nation. Es gibt viele Gründe, warum die deutsche Einigung 1990 möglich war, aber ohne die friedliche, die „volkseigene“, Revolution in der DDR wäre es kaum zu einer Wiedervereinigung gekommen. Willy Brandt schrieb, „[…] das Tempo freilich, in dem sich der Zusammenschluß vollzog, wurde durch die Landsleute im Osten bestimmt.“ (Brandt 1992: 1) Der Dynamik im Osten stand eine eher abwartende Haltung im Westen Deutschlands gegenüber und bei einigen dort auch Ablehnung.
 
          Es gibt Momente in der Geschichte, wo Herrscher und Beherrschte, wo Führung und Bevölkerung sich gegenseitig in einer glücklichen Weise beeinflussen sowie unterstützen und dadurch positive Entwicklungen möglich werden. Ob beide dann die Gunst der Stunde nutzen, oder wie Bismarck es nannte, den Saum des vorüberwehenden Mantels der Geschichte ergriffen, Deutschlands Geschichte hat nur wenige dieser Momente aufzuweisen.
 
          Johann Wolfgang von Goethe beschrieb einen von ihnen:
 
           
            Die Deutschen sind recht gute Leut':
 
            Sind sie einzeln, sie bringen's weit;
 
            Nun sind ihnen auch die größten Thaten
 
            Zum ersten Mal im Ganzen geraten.
 
            Ein Jeder spreche Amen darein,
 
            daß es nicht möge das letzte Mal sein!
 
            (Goethe 1988: 742)
 
          
 
          Diese „Zahme Xenie“ Goethes von 1814 ist auch für Entwicklungen seit 1989 relevant. Eine erfolgreiche friedliche Revolution erwarteten Ausländer von den Deutschen wohl kaum und auch nur wenige Deutsche hatten sich und ihrem Land ein solches Ereignis zugetraut. Goethe mag es vorausgeahnt haben. Er nimmt Bezug auf die Befreiungskriege und den Sieg über Napoleon. Das „Amensprechen“ scheint 175 Jahre später gewirkt zu haben, denn 1989 gelang den „guten Leut'“ in der DDR eine friedliche Revolution, eine Selbstbefreiung ohne Gewalt. Wobei die Oppositionsbewegung fast völlig ohne Gewalt vorging und sich an das eigene Motto hielt, „Wir sind das Volk, keine Gewalt!“ Die SED-DDR hingegen praktizierte Gewalt.
 
          Ebenfalls in einer „Zahmen Xenie“ äußerte sich Goethe aber auch sehr ungehalten über die Deutschen:
 
           
            Verfluchtes Volk!
 
            Kaum bist du frei,
 
            so brichst du dich in dir selbst entzwei.
 
            War nicht die Not, des Glücks genug?
 
            Deutsch oder Teutsch, du wirst nicht klug.
 
            (Goethe 1988: 741 f.)
 
          
 
          Goethe meinte hier eine kulturelle Trennung, aber beide Xenien können herangezogen werden, um die Entwicklung Deutschlands von 1945 bis 1990 zu charakterisieren. Zusammen mit der Erleichterung der Befreiung vom Nationalsozialismus kam die Teilung durch die Alliierten. Aber auch Deutschland brach in sich selbst entzwei, um dann 1990 mit der „Deutschen Einigung“ im Ganzen zu geraten.
 
          Weise Staatskunst, ausgehandelte Kompromisse und das Nutzen von Zufällen können gewiss helfen, Wiedervereinigungen herbeizuführen, sie reichen dazu aber nicht aus, wenn das Zusammengehörigkeitsgefühl der in den Teilstaaten lebenden Menschen fehlt. In Deutschland war es noch vorhanden. Taiwan und die Volksrepublik China haben sich trotz vielfältiger Kontakte auseinandergelebt. In Zypern sind die Kontakte wenigstens nicht abgebrochen, in Korea gibt es sie kaum. Wenn ein Zusammengehörigkeitsgefühl für die staatliche Vereinigung und deren äußere Absicherung notwendig ist, so kann später aber die innere Einigung nur gelingen, falls die Bereitschaft zur Zusammenarbeit vorhanden ist, denn, wie Lothar de Maizière oft sagte, Teilung sei nur durch teilen zu überwinden. (Maizière 1990)
 
           
            Die französische Revolution, die das 19. Jahrhundert gleichsam einführte, wirkte kräftig zu den Deutschen hinüber und förderte, zuerst freilich nur sehr langsam, größere politische Reife des Volkes, als sie bis dahin ihm zu eigen gewesen war. Der Deutsche besann sich auf sein Menschenrecht und lernte, sich zu regen und zu fühlen. So kam schließlich in der letzten Hälfte der Jahrhunderts Deutschlands Einheit zu Stande, die von früheren Generationen seit langem schmerzlich entbehrt und heiß ersehnt worden war. Manches ist freilich noch übrig geblieben, was im jungen Reich zu wünschen bleibt, aber guter Anfang ist gemacht. Und entwickelt sich des Volkes politisches Verständniß gesund weiter, dann wird den Nachfahren beschieden sein, das sich zu erwerben, was das lebende Geschlecht zu erringen versäumt hat: wahre freiheitliche Gestaltung der innerpolitischen Zustände. (Stockhausen 1901: o. S.)
 
          
 
          Die vorstehenden Zeilen schrieb George Stockhausen im Dezember 1900 in seiner Einführung zu dem von ihm herausgegebenen zweibändigen Werk „Das Deutsche Jahrhundert.“ Mit „Deutscher Einheit“ meinte er die von 1870/71, aber seine Worte sind nicht zeitgebunden, sondern haben bei aller Unterschiedlichkeit der einzelnen Fälle von geteilten Nationen durchaus allgemeine Bedeutung, und dies in zwei Bereichen. Die Möglichkeit einer Einheit bzw. Wiedervereinigung steht im Zusammenhang mit internationalen Veränderungen, es geht um internationale Akzeptanz. Der zweite Aspekt ist von gleichrangiger Signifikanz, denn nach Erlangung der staatlich-politischen Einheit gilt es, die innere Einheit in der nun zusammengeführten Nation zu erreichen, d. h. den Innenausbau zu gestalten, was besonders wichtig ist, wenn es sich um die Zusammenführung von zwei vormals antagonistischen Systemen handelte und nicht alle Blütenträume schnell reiften. In Deutschland dauert dieser Prozess länger als erwartet, zwischen der Volksrepublik China (VR) und Taiwan ist er schwer zu prognostizieren, zumal, wenn es zu einer gewaltsamen Vereinigung kommen sollte, in Korea dürfte er mit Gewissheit sehr schwer werden und auf Zypern gilt es, die Gespräche zwischen den Volksgruppen zu intensivieren.
 
          Probleme von geteilten Nationen sind unterschiedlich und doch ähnlich, sie alle haben eine belastende Vorgeschichte und könnten friedlich gelöst werden, sollte der dafür notwendige Wille der betroffenen Menschen sowie der Schutzmächte und Nachbarn vorhanden sein.
 
          Es war ein langer Weg vom Verfassungsgebot in der Präambel des Grundgesetzes der Bundesrepublik und zwei Artikeln (23, 146) zur praktischen Umsetzung; eine Entwicklung vom Teilstaat mit Westintegration zur Ostpolitik und zur Vergrößerung durch den Beitritt der ehemaligen DDR. Innere und äußere Entwicklungen stimulierten einander und das Ende des Ost-West-Konflikts hatte die über Jahrzehnte tiefgefrorene Option der deutschen Einheit zu einem realpolitischen und in kurzer Zeit erreichbaren politischen Ziel werden lassen. (Bredow 2010: 107) Rückblickend scheint es so, als kam Deutschland – eher unbewusst – durch die Ostpolitik und andere europäische Entwicklungen bezüglich der Wiedervereinigung in einen „Wartesaal“ der Geschichte. (Noelle-Neumann 1991) Oder war es ein oft fremdbestimmtes, langes Verharren in einem Vorbereitungsraum? Je nach Einstellung und eigenem Erleben wird diese Frage unterschiedlich beantwortet werden. Aber Ende 1989 begann sich die Tür des Wartesaals zu einer Zielgeraden Richtung Wiedervereinigung zu öffnen, eine Hindernisstrecke zwar, aber sie führte am 3. Oktober 1990 zur staatlichen deutschen Einheit und das Volk, zumal im Osten Deutschlands, spielte eine Hauptrolle.
 
          Andere leben noch getrennt voneinander, wie in Korea und auf Zypern. Taiwan fühlt sich von einer Wiedervereinigung bedroht, d. h. von einer Einverleibung in die VR China. Es ist gewiss nicht so, dass sie alle am deutschen Einigungswesen genesen sollen. Der lange Prozess zur Erlangung der deutschen Einheit ist zwar kein übertragbares Modell, jedoch ein lohnendes Studienobjekt.
 
         
      
       
         
          Vorwort
 
        
 
         
          In der Stadt New York hat eine Organisation mit Namen „Vereinte Nationen“ ihr Hauptquartier. Ihre Mitglieder sind nicht vereint, sondern meist uneins. Das vorliegende Buch handelt von geteilten Nationen, von denen eine, Deutschland, im Oktober 1990 die formale Vereinigung feiern konnte. Zu diesem Thema gibt es einen persönlichen Bezug. Ich bin ein noch in Schlesien geborener Berliner. Die Schule besuchte ich in beiden Teilen der Stadt. Prägend waren für mich Erfahrungen in einer „eingemauerten“ Halbstadt. Die Teilung war fast immer ein Thema und oft auch ein ganz praktisch-persönliches Problem. Als Universitätsdozent beschäftigte ich mich später dann eher mit Teilungen in Ostasien (China, Taiwan, Korea), weil ich mir ziemlich sicher war, eine deutsche Vereinigung nicht mehr zu erleben. Was blieb war die Hoffnung, dass der Normalisierungsprozess zu mehr „menschlichen Erleichterungen“ führen würde, so die damals oft benutzte Formulierung, und sich zwischen den beiden Staaten in Deutschland vielleicht einmal ein Verhältnis wie zwischen Deutschland und Österreich entwickeln könnte.
 
          Über Jahrzehnte hinweg habe ich mich mit geteilten Nationen beschäftigt, besonders mit der Problematik einer Normalisierung, wenn klar wurde, dass eine schnelle Wiedervereinigung nicht zu erreichen ist. Neben der Arbeit in Bibliotheken und Archiven sowie der Teilnahme an Konferenzen hatte ich die Möglichkeit zu zahlreichen Gesprächen mit aktiven und ehemaligen Politikern, Diplomaten sowie Wissenschaftlern und dies in Deutschland, den USA, der Volksrepublik China, auf Taiwan, in Korea und in europäischen Ländern. An der Freien Universität Berlin erhielt ich viele Anregungen von Studierenden und Kolleginnen sowie Kollegen. Besonders aufschlussreich war die Mitwirkung an einem von Professorin Dr. Lee Eun-jeung am Institut für Koreastudien geleiteten mehrjährigen Forschungsprojekt, das im Auftrag des Ministeriums für Wiedervereinigung der Republik Korea durchgeführt wurde. Hier ging es um Dokumentierung und Kommentierung des deutschen Einigungsprozesses, wobei die wohl umfangreichste Dokumentensammlung zu diesem Thema entstanden ist.
 
          Wie immer haben mir meine Kinder und meine Frau sehr geholfen. Die Übersetzung englischer Texte stammt von mir, bei chinesischen und koreanischen halfen mir viele. Bei Dokumenten aus dem Bundesarchiv in Koblenz nutzte ich mehrfach dort gefertigte Kopien. Wegen leichterer Verfügbarkeit wurde in den Literaturangaben meist aber auf bekannte Dokumentenbände verwiesen.2 Wichtig waren auch Texte aus dem Archiv der Bundesstiftung Aufarbeitung. Nordkorea hat ein besonders informationsunwilliges Regime. Hilfreich waren Berichte der Botschaft der DDR in Pjöngjang, in denen nordkoreanische Funktionäre ihre ausländischen Kollegen informierten; sie sind im Politischen Archiv des Auswärtigen Amts in Berlin zugänglich.3
 
          Bei chinesichen Namen und Begriffen wurde, von Ausnahmen abgesehen, die Pinyin-Umschrift verwendet, aber in bekannten Fällen die herkömmliche Schreibweise beibehalten, d. h. Hongkong wurde nicht Xianggang, Chiang Kai-shek nicht Jiang Jiehshi und Pjöngjang nicht P'yŏngyang. Bei koreanischen Namen gibt es verschiedene Romanisierungen. In der Demokratischen Volksrepublik Korea (DVRK) wird in fremdsprachigen Publikationen Kim Il-sung als Kim Ir Sen geschrieben, was der Aussprache seines Namens im Russischen angeglichen ist. Ich benutze beide Schreibweisen, um bei Zitaten „im Original zu bleiben.“ Koreanische Familiennamen wie Kim, Lee und Park sind sehr häufig, deshalb steht bei Literaturhinweisen im Text in diesen Fällen ein Buchstabenkürzel des Vornamens, z. B. Kim Dj für Kim Dae-jung. Es blieb auch bei der in Ostasien noch immer mehrheitlich praktizierten Reihenfolge, erst der Familienname, dann der Vorname.
 
          Ich bitte, das generische Maskulinum generell als geschlechtsneutral zu betrachten, es schließt alle Geschlechter ein, d. h. mit Koreaner sind auch Koreaner:innen gemeint. Ich war bemüht, nach Möglichkeit differenziert zu formulieren.
 
          Mit fortschreitendem Alter steigt die Neigung zu Rückblicken, so zu meinen Eltern, die mir vieles ermöglichten. Mein bester Freund war Reinhard Furrer, Professor der Physik und Wissenschafts-Astronaut. Noch als Oberschüler lernte ich Rainer Hildebrandt kennen, der seinem Museum „Haus am Checkpoint Charlie“ das richtungsweisende Motto gab: Berlin, von der Frontstadt zur Brücke Europas. Oft und dankbar erinnere ich mich an das norwegische Ehepaar Margaret und Dr. Øyvind Skard. Sie hatten damals, lang ist es her, viel Verständnis für einen unsicheren jungen Mann aus Berlin und auch ihnen verdanke ich, dass mir Norwegen zur „Herzensheimat“ wurde. Von 1987 bis zu seinem Tod, rund 22 Jahre, verband mich eine äußerst anregende Freundschaft mit Kim Dae-jung.
 
          Johan Galtung sagte einmal über unterschiedliche Herangehenweisen bei wissenschaftlich-künstlerischer Tätigkeit, in Deutschland werde gefragt, wie ist das hergeleitet, in Frankreich, welche Form hat es und in Japan, wer ist dein Meister? Ich hatte mehrere Meister, einen möchte ich besonders nennen. Karl W. Deutsch, der große Meister, war ein in Prag geborener US-amerikanischer Geisteswissenschaftler und ein Weltbürger. Sein außerordentlich beeindruckendes Wissen, seine intellektuelle Neugierde, die präzise, ideenreiche Herangehensweise, die klugen historischen und literarischen Bezüge, aber auch die verständnisvolle Art mir gegenüber werden immer in dankbarer Erinnerung bleiben. Ich habe nun auch kleine Meister, meine Enkelkinder, von denen ich ebenfalls viel lerne.
 
          
 
          Berlin, im Mai 2024
 
         
      
       
         
          1 Einleitung
 
        
 
         
           
            Der Mensch ist das einzige Lebewesen, das eine ihm bewusste Geschichte hat; viel hängt davon ab, wie diese empfunden und überliefert wird. Was ist der Inhalt der „Lieferung“ und wie wird er aufgenommen, bewahrt und weitergegeben? Wichtig ist, was stattgefunden hat, warum es so stattfand und welche Lehren daraus zu ziehen sind: also die Auswahl von Fakten und deren politisch beeinflusste Interpretation.
 
            Menschen sind abhängig, Staaten sind abhängig, auch wenn sie sich als unabhängige Staaten bezeichnen, aber der Grad der jeweiligen Abhängigkeit ist sehr unterschiedlich. Geteilte Nationen sind noch abhängiger als andere. Fast jede historische Entwicklung hat eine Vorgeschichte, deshalb ist es wichtig, die von Teilungen zu kennen. Eberhard Kuhrt begründete deren Bedeutung: „Man muß die Geschichte der Teilung kennen, wenn man die Folgen der Teilung beseitigen will.“ (Kuhrt 1991: 10) Teilung wird oft als Provisorium konzipiert, dauert dann aber länger und an sie können sich die Geteilten und Nachbarn gewöhnen. Teilung ist teuer, sie kann friedlich durch eine längere Phase der Normalisierung überwunden werden.
 
            In der neueren Geschichte ist Deutschland wohl das einzige Beispiel für eine ausgehandelte, friedliche, erfolgreiche und dauerhafte Wiedervereinigung zweier früher antagonistischer Systeme.1 Jemen erzielte seine formale Wiedervereinigung bereits vor Deutschland, am 22. Mai 1990. Ihr war aber kein Erfolg beschieden. (Kostiner 1990, 1996) In Deutschland begann bzw. intensivierte sich der Prozess der Normalisierung mit dem Regierungsantritt der sozial-liberalen Koalition im Herbst 1969, mit der Ostpolitik. Er beschleunigte sich glückhaft 1989/90 und endete mit der Einigung im Oktober 1990. Seitdem gilt es, die innere Einheit zu verbessern.
 
            Die VR China steht Wiedervereinigungen grundsätzlich positiv gegenüber, wenn auch im deutschen Fall das Ende eines „sozialistischen Bruderstaates“ erfolgte. Peking fragt sich, wie kann eine Vereinigung durchgesetzt werden? Die Republik China (Taiwan) ist interessiert an dem Konzept von zwei Staaten, die zueinander nicht Ausland sind und an der Beibehaltung des Status quo. Taipei fragt sich, wie wäre eine Wiedervereinigung als gleichberechtigter Verhandlungspartner zu erreichen, oder, wie könnte durch freie Selbstbestimmung die Zukunft der Insel gesichert werden? Nordkorea interessiert, wie eine Einigung nach deutschem Modell verhindert werden kann und Südkorea möchte herausfinden, wie sie langsamer sowie nicht so teuer zu verwirklichen und wie große Flüchtlingsströme zu vermeiden wären. (Rhee 1993. Shin 1993.) Die Republik Zypern interessiert eine Wiedervereinigung ähnlich dem deutschen Muster. Die Türkische Republik Nordzypern (TRNZ) hat an dem Normalisierungsprozess in Deutschland großes Interesse, zum Beispiel an der Aufweichung des Alleinvertretungsanspruchs. Sie möchte international anerkannt werden und fragt sich, wie durch gleichberechtigte Verhandlungen eine lockere Konföderation erreicht werden könnte?
 
            Bei jedem Fallbeispiel sind historische Bestimmungsfaktoren zu beachten, wobei wichtig ist, von wem die Geschichtsschreibung stammt und wer das Interpretationsmonopol für zurückliegende Ereignisse hat. Aktiv Mitwirkende und im Nachhinein Beschreibende haben verschiedene Zugänge. Es gibt die launige Formulierung: Der Zeitzeuge sagt, ich bin dabei gewesen, die Historikerin hält dem entgegen, sie sei im Archiv gewesen. Beide werden oft zu unterschiedlichen Meinungen darüber gelangen, wie es tatsächlich gewesen sei und warum es so war. Nietzsche stellte fest: „Geschichte schreibt der Erfahrene und Überlegene.“ (Nietzsche 1999, Erster Teil: 147) In seiner Novelle The Sense of an Ending formuliert der englische Schriftsteller Julian Barnes eine zutreffend-drastische Definition von Geschichte: Es seien die Lügen der Sieger und auch die Selbsttäuschungen der Besiegten. Geschichte sei die Gewissheit, die an dem Punkt entsteht, wo die Fehlerhaftigkeit der Erinnerung mit den Unzulänglichkeiten des dokumentarischen Nachweises zusammentrifft. (Barnes 2012: 16 f.) Beide gilt es zu erkennen, so auch verklärende und verharmlosende Geschichtsrevisionen. Durch solche Bemühungen konstruierte kollektive Erinnerungen können mythische Proportionen in dem Sinne erlangen, dass der gemeinsame Glaube in vielerlei Hinsicht wichtiger ist als das, was faktisch in der Vergangenheit geschah. Mit Bezug auf China hat Jin Guantao diese historische Fallenstellung beschrieben:
 
             
              China hat sich noch nicht aus der Kontrolle seiner Geschichte befreit. Die einzige Art und Weise, wie es existieren kann ist, die Vergangenheit noch einmal zu durchleben. Es gibt für die Chinesen keinen akzeptierten kulturellen Mechanismus, die Gegenwart zu konfrontieren, ohne auf die Inspiration und die Kraft der Tradition zurückzugreifen. (Jin 1988: 133)
 
            
 
            Rückbesinnung und Zukunftsorientierung gehören zusammen. In Deutschland bewirkte dies oft eine Scheu, offen und ungehemmt über eine Wiedervereinigung zu diskutieren, denn es gab die Haltung, wegen dem Nationalsozialismus und dem Vernichtungskrieg stünde Deutschland die Einheit nicht zu und sei den Nachbarn nicht zuzumuten. In der VR China gilt unvergessene Vergangenheit als Anleitung für die Zukunft und die wird zunehmend robust-selbstsicher gesehen. Ihr Aufstieg und die Rückführung Taiwans in die „Umarmung des Landes der Vorfahren“ werden als unbedingt notwendige Korrektur eines demütigenden Geschichtsverlaufs verstanden, als eine dem Land zustehende Wiederherstellung früherer Größe, von der auch andere profitieren werden. Taiwan steckt noch immer in einer Phase der Selbstfindung. (Eskildsen 2005) Die VR China und Taiwan sind eigentlich keine geteilte Nation, aber auch hier geht es um Vereinigung und Selbstbestimmung, außerdem gibt es wie in Korea die Gefahr einer gefährlichen Eskalation. Für Korea ist die Beendigung der durch fremde Mächte erfolgten Teilung eine wichtige nationale Aufgabe. Auf Zypern werden von einer Wiedervereinigung oder zumindest einer Konföderation die Beendigung militärischer Besetzung und die Ausübung von Gleichberechtigung erwartet.
 
            Bei den hier behandelten Fällen steht nicht fest, wie „die Sache“ ausgehen wird. Mutige Prognosen und selbst vorsichtig präsentierte Vermutungen können sich schnell als banal, sogar als peinliche Fehleinschätzungen erweisen. Oder, mit den Worten von John King Fairbank: „Lean insights of years ago may have swollen into enormous platitudes today. History moves with the times, issues fade, and other concerns arise.“ (Fairbank 1983: xiv) Das gilt es zu bedenken, schreckt aber nicht ab, dennoch den Versuch zu unternehmen.
 
            In den USA und der Sowjetunion wurden die Schwierigkeiten der DDR und die nicht mehr auszuschließende Möglichkeit einer Vereinigung früher erkannt als in Deutschland. Lageanalysen im Ausland bei zeitgleichem Bemühen der Bundesrepublik, den Status quo vorerst zu erhalten, eine friedliche Revolution in der DDR und das Ausbleiben von massiven gesamtdeutschen Solidaritätsdemonstrationen waren förderlich für eine Entwicklung, die zur nüchternen Beurteilung der Nützlichkeit der Teilung führte. Die deutsche Einigung im Oktober 1990 wurde denkbar, planbar und möglich, weil sich nach Einschätzung relevanter Akteure der Charakter der Teilung Deutschlands verändert hatte, denn sie war nicht mehr nützlich für Sicherheit sowie Zusammenarbeit in Europa und weil es den ausdrücklichen Verzicht auf einen „deutschen Sonderweg“ gab, auf Neutralität. Die „deutsche Frage“ erhielt eine europäische Antwort, denn Sicherheit für Deutschland war nur durch Sicherheit vor Deutschland möglich. (Conze 2011: 107) Schon 1944 schrieb Willy Brandt: „Die einzige Lösung besteht darin, das deutsche Problem in einen europäischen Zusammenhang einzuordnen.“ (Brandt 2023: 202)
 
            Die Fallbeispiele China, Taiwan und besonders Korea kennzeichnen Muster des Kalten Krieges. Es gab keine erfolgreiche Normalisierung und deshalb bisher keinen grundlegenden Wandel des Nutzens der Teilung; die ist, solange es keine unkontrollierte Eskalation gibt, noch nützlich, besonders auch für andere Staaten. Zumindest in der Kalkulation der türkischen Führung ist die Teilung Zyperns nützlich für die Türkei. Die TRNZ wäre allenfalls zu einer lockeren Konföderation bereit.
 
            Ausführungen zum Erkenntnisinteresse, zu verwendeten Begriffen und zum Forschungsstand folgen Darstellung und Analyse von Fallbeispielen, z. B. Vor- und Nachteile von Alleinvertretungsansprüchen und die Bedeutung von Normalisierungsprozessen. Es werden dann unterschiedliche Initiativen und Pläne zur Herbeiführung einer Wiedervereinigung kommentiert. Der „Erfolgsfall“ Deutschland macht auch deutlich, welche Rolle das Gemeinschaftsgefühl und das Selbstbestimmungsrecht spielen, das im Zwei-plus-Vier-Vertrag (2+4-Vertrag) erwähnt ist. Die unterschiedliche Interpretation dieses Rechts, die damit verbundene Bündnisfrage und Überlegungen bezüglich Neutralität werden behandelt.
 
            Ein beschleunigender Faktor waren im Jahr 1989 die sich in der ČSSR, in Polen und Ungarn in großer Zahl aufhaltenden DDR-Bürger:innen, die in die Bundesrepublik ausreisen wollten, deshalb ist Flüchtlingen und ihrer politischen Bedeutung ein Kapitel gewidmet. Vor dem Fazit und Schlussbemerkungen sowie dem Epilog steht eine Art Zusammenfassung, die Fragen, Probleme sowie Unterschiede und Ähnlichkeiten enthält.
 
           
        
 
      
       
         
          2 Erkenntnisinteresse, Forschungsstand, Vorgehensweise
 
        
 
         
           
            Wer ein Buch über geteilte Nationen vorlegt, sollte deutlich machen, warum er dies tut. Es geht um die Überlegung, ob der deutsche Einigungsprozess unter Beachtung der Unterschiede etwas hergibt für geteilte Nationen. Das Erkenntnisinteresse lässt sich in einer dreigliedrigen Frage ausdrücken: Warum verlor die Teilung ihren Nutzen, warum sind andere Nationen noch geteilt und welche Relevanz haben deutsche Erfahrungen? Eine Teilantwort lautet: Wegen unterschiedlicher Ausgangslagen und Nützlichkeitserwägungen sind Teilungen anderswo noch existent. Dieser Befund ist ebenso schlicht wie unbefriedigend. Deshalb wird der Versuch unternommen, herauszufinden, was eine Veränderung des Nutzens der Teilung bewirkte, welche Auswirkungen Normalisierung hatte, welche wechselseitig sich beeinflussenden Prozesse zwischen inneren und äußeren Entwicklungen eine Wiedervereinigung förderten bzw. für ihre Erlangung notwendig waren. Eine solche Untersuchung kann zeigen, ob der Prozess der deutschen Einigung, unter sorgfältiger Beachtung der Unterschiede, Relevanz für andere Fälle hat. Relevanz bedeutet hier, dass anderswo angestellte Überlegungen, praktizierte Strategien und gemachte Erfahrungen für Dritte von Belang sind, in dem Sinne, dass sie überprüft werden, ob es möglich ist, sie zu übernehmen oder ob es ratsam ist, sie zu verhindern.
 
            Wichtig an Veränderungen ist, dass entscheidende Akteure sie erkennen und in der Lage sind, die „richtigen“ Schlüsse daraus zu ziehen und die sich bietenden neuen Gelegenheiten zu nutzen. Viele der Veränderungen, die letztlich die deutsche Einigung ermöglichten, waren Überraschungen. Nach Karl W. Deutsch ist eine Überraschung die Einsicht, dass eine Verhaltensänderung notwendig geworden ist. (Deutsch 1973: 91) Vielleicht sollte ergänzt werden, dass sie notwendig und möglich geworden ist. Ende 1989, Anfang 1990 führten auch Überraschungen zu der Erkenntnis, dass bislang scheinbar unlösbare Probleme durch Veränderungen ihrer inneren und äußeren Bestimmungsfaktoren lösbar wurden und nach einer Lösung drängten.
 
            
              2.1 Erkenntnisleitende Fragestellungen
 
              Für die hier behandelten Fälle werden einige allgemeine Fragen gestellt, so zum Beispiel:
 
              Was und wer verursachte die Teilung? Welcher Art ist sie, wie lange dauert sie bereits an, wie schwerwiegend und tiefgreifend ist sie? Wer ist hauptsächlich verantwortlich für ihren Fortbestand? Wer profitiert von ihr? Was sind mögliche Bereiche für den Beginn eines Normalisierungsprozesses? Was bewirkt die Fähigkeit, die Kontraproduktivität bisher praktizierter Politiken einzusehen, um neue Möglichkeiten zu erkennen und neue Strategien zu verfolgen? Wer kann einen Normalisierungsprozess beginnen und wie kann er begonnen werden? Was ist zu tun und von wem, um einen solchen Prozess fortzuführen und zu intensivieren? Wie kann ein solcher Prozess Zusammenarbeit vertiefen, um gegenseitigen Nutzen, d. h. positive Interdependenz zu bewirken? Der Begriff „Interdependenz“ hat noch immer den Wortbestandteil „Dependenz“, d. h. Abhängigkeit. Der anzustrebende Prozess sollte möglichst bald zu gegenseitigem Nutzen sowie Verlässlichkeit führen. (Copeland 2000) Welche Anforderungen werden bei fortschreitender Normalisierung an das Interdependenzmanagement gestellt? Wie stark ist bereits die Gewöhnung an die Teilung und wie groß ist noch die Bereitschaft bei jüngeren Generationen, Anstrengungen zu ihrer Überwindung zu unternehmen? Was ist erforderlich, um das Zusammengehörigkeitsgefühl aufrecht zu erhalten? Wenn die Veränderung der Nützlichkeit der Teilung für die Chance einer Wiedervereinigung von Bedeutung ist, was muss getan werden, um hier im gewünschten Sinne voranzukommen? Welche Kosten-Nutzen-Kalkulationen und Zukunftserwartungen bewirkten 1989/90, die Nützlichkeit der Teilung Deutschlands anders zu bewerten? Welche Bedeutung hatten Zufälle und politische Überraschungen? Wie wurden „strategische Fenster“ genutzt? Welche Erwartungen und Befürchtungen stecken bei geteilten Nationen hinter deren Interesse am deutschen Einigungsprozess? Welche Rolle wird unter welchen machtpolitischen Konstellationen dem Selbstbestimmungsrecht eingeräumt? Ist nach erfolgreicher Normalisierung eine Vereinigung noch erstrebenswert und notwendig, oder sind andere Formen des Miteinanders angemessen sowie realisierbar?
 
              Untersuchungsgegenstand sind Entwicklungen, die noch nicht sehr lange zurückliegen und aktuelle Vorgänge. Dennoch ist es hilfreich, sich an zwei Handlungsanleitungen aus dem alten Rom zu erinnern, an „wem zum Nutzen?“ (cui bono?) sowie an „teile und herrsche“ (divide et impera).
 
              „Wem zum Nutzen“ geht auf Marcus Tullius Cicero (106 v. Chr.–43 v. Chr.) zurück, war ursprünglich für den juristischen Bereich gedacht und sollte helfen, Straftäter zu überführen. Diese Maxime hilft, auch bei „Teilungsfällen“ Motivforschung zu betreiben: Wem nützt ein geteilter Staat? Sicher den von der Teilung Profitierenden. Expansion, Teilung und Abgrenzung sind seit jeher Instrumente für Machterwerb und Machterhalt. Teilen, um effektiver herrschen zu können, ist ein zeitloser Grundsatz. „Divide et impera“ sagten die alten Lateiner und das Römische Reich befolgte diese Maxime so gut und so lange es konnte. Zwischen oppositionellen Gruppen wurde Unfrieden gestiftet, eroberte Gebiete wurden aufgeteilt und die dort lebenden Menschen oft gegeneinander aufgebracht, damit es zu keiner vereinten Frontstellung kommen konnte. Als sich dieses Reich dann selbst in Ost- und Westrom teilte, war das der Anfang von seinem Ende.
 
              Auch spätere Kolonialmächte praktizierten divide et impera. Das Britische Empire hatte die Methode perfektioniert und der Nachwelt damit viele Probleme hinterlassen. Diese Vorgehensweise ermöglichte von der Fläche und Bevölkerung her kleinen Ländern, zum Beispiel den Niederlanden, Belgien und Portugal, große sowie weit entfernte Territorien über lange Zeit zu beherrschen und auszubeuten.1 Kolonialmächte machten oft jeweils kleinere Bevölkerungsgruppen zu Erfüllungsgehilfen, bevorzugt solche, die sich ethnisch und religiös von der Mehrheitsbevölkerung unterschieden. Zur Belohnung gab es meist unterschiedlich dosierte wirtschaftliche Bevorzugung, was politische Frontstellungen verhärtete und Abhängigkeit intensivierte. Die Teilungen bezogen sich in diesen Fällen auf die Situation im Innern, auf das gegeneinander Ausspielen von Bevölkerungsgruppen zur Aufrechterhaltung einer externen, kolonialen Herrschaft. Während des Unabhängigkeitskampfes auf Zypern hat Großbritannien z. B. gern Polizisten, die zur türkischen Bevölkerungsgruppe gehörten, gegen griechische Zyprer eingesetzt.
 
              In der neueren Geschichte war und ist die Teilung von Nationen ein probates Mittel, wenn wegen konkurrierender Ansprüche Kompromisse geschlossen werden mussten, Beispiele sind u. a. Deutschland, Korea, Irland, Samoa, Vietnam und Zypern. Kim Dae-jung hat die Interessenlage externer Mächte und die daraus resultierende Abhängigkeit von geteilten Nationen am Beispiel seines Landes beschrieben:
 
               
                Es gibt gravierende politische Kosten wegen unserer nationalen Teilung, das sind Kontrolle und Manipulation Koreas durch die Nachbarstaaten, die „ein Teile-und-Herrsche“ über die beiden Koreas praktizieren. Wir müssen sicherstellen, dass sie diese Karte nicht länger spielen können und uns wegen der fortgesetzten Teilung zwingen, unsere Ressourcen zu vergeuden. (Kim Dj 1997: 8)
 
              
 
              Das Prinzip schafft auch Möglichkeiten, durch Intervention von außen eine Konfliktpartei zu unterstützen, um die eigene Position zu verbessern. Die militärische Intervention der Türkei in Zypern ab Juli 1974 ist hierfür ein Beispiel.
 
              Unter der Zwischenüberschrift „Divide et impera“ schrieb Immanuel Kant in seinem philosophischen Entwurf „Zum ewigen Frieden“:
 
               
                Oder sind es äußere Staaten, so ist die Erregung der Mißhelligkeit unter ihnen ein ziemlich sicheres Mittel, unter dem Schein des Beistandes des Schwächeren, einen nach dem andern dir zu unterwerfen.
 
                Durch diese politische Maximen wird nun zwar niemand hintergangen; denn sie sind insgesamt schon allgemein bekannt; auch ist es mit ihnen nicht der Fall sich zu schämen, als ob die Ungerechtigkeit gar zu offenbar in die Augen leuchtete. Denn, weil sich große Mächte nie vor dem Urteil des gemeinen Haufens, sondern nur eine vor der andern schämen, was aber jene Grundsätze betrifft, nicht das Offenbarwerden, sondern nur das Mißlingen derselben sie beschämt machen kann (denn in Ansehung der Moralität der Maximen kommen sie alle unter einander überein), so bleibt ihnen immer die politische Ehre übrig, auf die sie sicher rechnen können, nämlich die der Vergrößerung ihrer Macht, auf welchem Wege sie auch erworben sein mag. (Kant 1795: 78 f.)
 
              
 
              Dieses Zitat von Kant ist auch deshalb interessant, weil es Fragen von Größenordnungen, Gleichrangigkeit, Stärke und Schwäche, Gesichtsverlust (politische Ehre) und die Motive für Teilungen bzw. territoriale Einverleibungen anspricht.
 
             
            
              2.2 Begriffsklärung und Definitionen
 
              Ob bei alltäglicher Kommunikation oder wissenschaftlichem Gedankenaustausch, Begriffe und Definitionen sind unverzichtbar. Immanuel Kant stellte fest: „Gedanken ohne Inhalte sind leer, Anschauungen ohne Begriffe sind blind.“ (Kant 1781: 51) Definitionen sind erläuterte Begriffe, eine besonders leistungsfähige Art, Verständnis zu fördern und Erkenntnis zu erweitern. (Pfennig 2012: 12 ff.) So erfreulich es ist, wenn Definitionen Zustimmung finden, wichtiger ist, dass verstanden wird, was jemand mit bestimmten Begriffen meint. Das gilt besonders für sich sozialistisch nennende Staaten, wie z. B. die DVRK, der außerhalb von Nordkorea wohl nur wenige bescheinigen werden, eine Demokratie zu sein. Wolfgang Leonhard hat für seine damalige Tätigkeit als Dozent an der SED-Parteihochschule auf die Unterscheidung hingewiesen. „Da für uns alle politischen Begriffe, wie Volk, Demokratie, Freiheit, Nation, Sozialismus, eine genau festgelegte Bedeutung hatten, erschien uns jeder Gebrauch, der sich nicht an unsere Definition hielt, als ‚unwissenschaftlich‘ und von Menschen geschrieben, die, wie wir es damals ausdrückten, ‚nicht die geringste politische Grundbildung besitzen.‘“ (Leonhard 1963: 409)
 
              Beim Thema „geteilte Nationen“ finden oft Worte wie Vereinigung, Wiedervereinigung, Nation, friedliche Koexistenz und Vertrauensbildung Anwendung, bedeutsame Begriffe, bei denen wichtig ist zu wissen, wie sie definiert sind, von wem und zu welchem Zweck sie zur Anwendung kommen. Konfuzius (vmtl. 551–479 v. Chr.) hat im Lun Yü (論語, Gespräche, XIII, 3) mit Nachdruck auf die Notwendigkeit korrekter Wortwahl hingewiesen und warnend auf die negativen Folgen, die fast zwangsläufig aus falschem Sprachgebrauch entstehen. „Wenn die Begriffe nicht richtig sind, so stimmen die Worte nicht, stimmen die Worte nicht, so kommen die Werke nicht zustande; kommen die Werke nicht zustande, so gedeihen Moral und Kunst nicht; gedeihen Moral und Kunst nicht, so treffen die Strafen nicht; treffen die Strafen nicht, so weiß das Volk nicht, wohin Hand und Fuß setzen.“ (Wilhelm 1923: 135)
 
              Werden Definitionen für die Ewigkeit konzipiert, sind Probleme unvermeidbar. Ausgehend von Schlüsselworten des konfuzianischen Verhaltenskanons stellte John King Fairbank verallgemeinernd fest, die Tyrannei der Termini sei im Chinesischen größer, als in einer alphabetischen Sprache. (Fairbank 1983: 77 f.) Schriftzeichen sind einprägsam und assoziationsreich. Peking hat dekretiert: Es gibt nur ein China, das ist die Volksrepublik, Taiwan gehört zu China bzw. muss ihm wieder zugehörig gemacht werden. Das lässt kaum Spielraum für definitorische Weiterentwicklung, für eine gewaltfrei-lösungsorientierte Politik, was auch für Alleinvertretungsansprüche gilt, auch sie sind durch Machtausübung ermöglichte apodiktische Gleichsetzungen.
 
              In der vorliegenden Studie werden unterschiedliche Fälle behandelt. Der Einigungsprozess in Deutschland ist, was die staatliche Verfasstheit anbelangt, „abgeschlossene Vergangenheit“, wenn auch die innere Einheit noch der stetigen Verbesserung bedarf. Bei den anderen Fällen steht die – hoffentlich friedliche – Lösung noch aus. Verändert sich der jeweilige Entwicklungsstand, gehören auch die ihn beschreibenden Definitionen auf den Prüfstand. Prozesse nehmen ihren Verlauf und so auch Erkenntnisse über sie. Es werden keine Stillstände untersucht; der Status quo verändert sich. Die Furcht, möglicherweise „daneben zu tippen“, die besonders bei der DVRK Berechtigung hat, darf nicht verhindern, klare Aussagen zu treffen und die eigene Meinung zu äußern.
 
              Zu den in diesem Buch benutzten Bezeichnungen und Definitionen gehören in erster Linie die folgend alphabetisch Angeführten.
 
              
                Allierte, Vier Siegermächte
 
                Im deutschen Einigungsprozess spielten die UdSSR, die USA, Großbritannien sowie Frankreich eine wichtige Rolle. Sie waren die Hauptsiegermächte des Zweiten Weltkrieges und werden oft die „Vier Alliierten“ genannt, was während und unmittelbar nach dem Krieg noch eine gewisse Berechtigung hatte. Im vorliegenden Text steht meist „Vier Siegermächte“ oder „Hauptsiegermächte“, denn spätestens seit Ausbruch des „Kalten Krieges“ wäre es falsch, noch von „Alliierten“, d. h. von Verbündeten zu sprechen, zumindest, was die Sowjetunion anbelangt. Bis zu ihrer Auflösung 1990 blieben allerdings in Deutschland die Namen Alliierter Kontrollrat und Alliierte Kommandantur für zwei Institutionen erhalten.
 
               
              
                Deutscher Einigungsprozess
 
                Damit sind Entwicklungen ab Ende der 1960er Jahre gemeint, die u. a. mit Stichworten wie Ostpolitik, Entspannung, Détente und Normalisierung beschrieben werden. Ein Prozess, der letztlich im Okober 1990 zur deutschen Einigung führte. Er war bei seinem Beginn nicht erkennbar und auch so nicht geplant, von wenigen vielleicht still gehofft.
 
               
              
                Friedliche Koexistenz
 
                Bei friedlicher Koexistenz kommt es ebenfalls sehr auf die definitorische Füllung des Begriffs an. Wird sie als Etappe auf dem Weg zum Sieg des einen Systems verstanden (Klaus/Buhr 1975: 436)2, die „[…] nach marxistisch-leninistischer Auffassung letztlich nur ein Moratorium darstellte, bis der Kapitalismus sich selbst zerstört haben würde […]“ (Heydemann 2013: 180) oder als längerfristiger Zeitraum einer gedeihlichen Nachbarschaft mit offenem Ausgang? Ursprünglich war es ein pragmatisches Konzept, das Lenin vorschlug, später von Chruschtschow propagiert und von der VR China weiterentwickelt wurde und ihr ab 1954 als Richtlinie für die eigenen Außenbeziehungen diente. Sie legte dann großen Wert darauf, eine andere Art der Politik der friedlichen Koexistenz als die SU zu betreiben. (Polemik 1970) Ein entscheidender Punkt ist, dass Beziehungen zu Taiwan nicht als international gelten. Deshalb hat Peking auch die Entwicklung zwischen beiden Staaten in Deutschland anders beurteilt, denn hier sei es angemessen gewesen, friedliche Koexistenz zu praktizieren. (Garver 1994)
 
                Für die VR China war sie lange Zeit eine Strategie, Beziehungen zwischen Staaten mit unterschiedlichen Systemen zu regeln, was sie aber nicht hinderte, „gerechte Kämpfe“ zu unterstützen. Dieser Aspekt hat kaum noch Relevanz für das Außenverhalten, aber für Taiwan gilt er noch immer, denn die Insel wird als abtrünnige Provinz angesehen, die es zu befreien gilt und dies mit der Behauptung, die dortige Bevölkerung wolle diese Befreiung und die Rückkehr zum Mutterland. Andererseits bedeutet für die überwiegende Mehrheit auf Taiwan friedliche Koexistenz ein Neben- bzw. Miteinander, die Beibehaltung des Status quo, die es ermöglichen soll, normale Beziehungen zu pflegen. Viel hat sich in der Volksrepublik und auf Taiwan geändert, nicht aber die prinzipielle Einstellung Pekings, dass friedliche Koexistenz zwischen Staaten praktiziert, aber Taiwan nicht als ein solcher anerkannt wird. Benutzen beide Seiten den Terminus, dann kann das gut mit dem chinesischen Spruch charakterisiert werden, „im selben Bett, aber mit unterschiedlichen Träumen.“ (同床異夢)
 
               
              
                Glück, Erfolg, Zufall
 
                Glück und Erfolg sind Faktoren, die den deutschen Einigungsprozess 1989/90 entscheidend voranbrachten. Beide sind keine präzis zu fassenden Kategorien, aber dennoch wichtig. In der Nikomachischen Ethik nennt Aristoteles Glück etwas Vollendetes, für sich allein Genügendes; es sei das Endziel des uns möglichen Handelns.3 Im Zusammenhang mit geteilten Nationen ist Glück nicht etwas, was nur freudig genossen, sondern, ein wenig im Sinne von Machiavellis „Fortuna“, erkannt und entschlossen genutzt wird. Für die untersuchten Beispiele wird Glück definiert als erfreuliche – oft unerwartete, zufällige – positive Ereignisse und Entwicklungen, die in einigen Fällen ohne das Dazutun vieler später Begünstigter zustande kamen. Ein unerwartetes Moment, das politisch genutzt wurde.
 
                Es war für Deutschland zum Beispiel ein Glück, dass in den Jahren 1989/90 Michail S. Gorbatschow, George Bush Sen., Helmut Kohl und andere entscheidende Akteure waren, dass es am 9. Oktober 1989 in Leipzig friedlich blieb, dass Günter Schabowski am 9. November eine Vermutung stammelte, dass Harald Jäger danach den Schlagbaum öffnen ließ und dass bei der Zusammenführung von Nationaler Volksarmee und Bundeswehr kein Politoffizier seine DDR mit der Waffe verteidigte.
 
                Im privaten Leben und in der Politik gibt es Glück in Abstufungen, denn des Einen Glück kann des Anderen Unglück sein. In einem Interview mit der Zeitung „Ming Pao“ nahm der Gesandte der VR China in den USA, Li Kexin, Stellung zu den Beziehungen zwischen Washington und Taipei und interpretierte den Bericht seines Parteivorsitzenden Xi Jinping zum 19. Parteitag der KP Chinas am 18. Oktober 2017. Taiwan solle sich weniger auf die USA verlassen, sagte der Diplomat, und sich mehr China zuwenden. Der richtige Weg zur Wiedervereinigung führe über das Ein-China-Prinzip und den Konsens von 1992, deren Befolgung würde das kleine Glücksgefühl (小确幸) der Landsleute auf Taiwan in ein großes Glücksgefühl (大确幸) verwandeln.4
 
               
              
                Erfolg
 
                Erfolg ist in dem hier behandelten Zusammenhang die Verwirklichung von Plänen, die durch das entschlossene und aktive Handeln von Akteuren erreicht wurde; also eine planende, beeinflussende Mitwirkung. Eine Kombination ist das „Glück des Tüchtigen“, so könnte z. B. das Agieren von Helmut Kohl im Jahr 1990 beschrieben werden.
 
               
              
                inter-koreanisch
 
                Der Zusammenhalt der Nation, das Gesamtdeutsche, wurde, zumindest bis zum Bau der „Berliner Mauer“ im August 1961, von beiden Staaten in Deutschland betont. Danach verfolgte die SED-DDR bewusst politisch und verfassungsrechtlich eine Politik der klaren Abgrenzung. Dennoch machte es Sinn, wegen vielfältiger Kontakte und Abkommen, das Wort „innerdeutsch“ weiterhin zu benutzen. In Korea wird die Nennung der offiziellen Staatsnamen vermieden. Handelt es sich um die Beziehungen zwischen beiden, sagt Seoul „Süd-Nord“ und umgekehrt Pjöngjang „Nord-Süd.“ Wegen dieser Wortwahl und der im Vergleich zur damaligen Situation in Deutschland Unbeständigkeit der minimalen Kontakte wird in diesem Buch der Begriff „inter-koreanisch“ benutzt, auch in Anlehnung an offizielle englische Texte aus Korea (inter-Korean).
 
               
              
                Kalter Krieg
 
                „Der Kalte Krieg war eine weitgehend entgrenzte politisch-ideologische, ökonomische, technologisch-wissenschaftliche und kulturell-soziale Auseinandersetzung, die ihre Auswirkungen bis in den Alltag zeitigte.“ (Stöver 2017: 21) Bei dem oft benutzten Ausdruck „Kalter Krieg“5 ist zu beachten, dass er in Europa zwar weitgehend kalt, aber in anderen Teilen der Welt, vor allem in Asien, sehr heiß, d. h. blutig war. Um eine zu enge Sichtweise zu vermeiden, steht deshalb der Begriff in Anführungszeichen.
 
               
              
                Nation
 
                Für die Beschäftigung mit geteilten Nationen ist die Definition von Karl W. Deutsch nützlich: Nation ist ein Volk, das einen Staat besitzt, ein Volk, das über einen Staat herrscht. (Deutsch 1979: 14, 301) Es ist auch noch immer erkenntnisfördernd, sich an die Definition von Carl Joachim Friedrich zu erinnern, der fünf Charakteristika nannte, die vorhanden sein müssten, um ein großes Gemeinwesen eine Nation zu nennen: unabhängig, kohäsiv, politisch organisiert, autonom und international legitimiert. (Friedrich 1963: 31) Auf Taiwan (Republik China) treffen diese Kriterien zu, wenn auch die internationale Legitimierung nicht üppig ausfällt. Die Zahl diplomatischer Anerkennungen ist wichtig, spielt aber für die Definition keine Rolle. Taiwan wird von einigen als Staat angesehen, ist aber nur von wenigen Staaten diplomatisch anerkannt. Die Sahrawi Arabisch Demokratische Republik gilt vielen nicht als Staat, kann aber mehr als 40 diplomatische Anerkennungen vorweisen.6
 
                Gemäß den genannten Definitionen sind z. B. Basken, Kurden, Tibeter und andere keine Nation, sondern ein Volk, in dem viele einen Staat anstreben, aber noch keinen haben.
 
                Die Entscheidung für „geteilte Nationen“ und nicht „geteilte Staaten“ wurde in der vorliegenden Studie mit Bedacht gewählt. Die Meinung der betroffenen Menschen ist wichtig. Solange eine Mehrheit das Gefühl hat, von anderen Teilen der Nation ungerechtfertigt getrennt zu sein, existiert das Problem einer geteilten Nation und besteht der Wunsch nach Vereinigung.
 
               
              
                Normalisierung
 
                Koh Yu-Hwan definierte Normalisierung zwischen geteilten Nationen als einen Prozess, der von antagonistischer Abhängigkeit, die in einem Netz selbstgerechter Haltung verfangen ist, zu einer wechselseitig vorteilhaften Abhängigkeit führt. Sie ist ein langer und schwieriger Prozess, der zahlreiche Etappen durchläuft und Rückschläge zu verkraften hat. In seinem Verlauf kommt es zu einer progressiven Entwicklung von Kontakten und Zusammenarbeit auf immer mehr privaten, inoffiziellen sowie offiziellen Ebenen, was zu beiderseits vorteilhafter Interdependenz führen kann. (Pfennig 2012: 146 f. Pfennig 2009)
 
               
              
                Peking (und andere Hauptstädte)
 
                Werden Namen von Hauptstädten genannt, geht es fast immer um die zum jeweiligen Zeitraum sich an der Macht befindenden Regierungen und die sie tragenden Kräfte.
 
               
              
                Relevanz
 
                Dieser Ausdruck ist inhaltlich den Worten „wichtig“, „bedeutsam“ und „anwendbar“ ähnlich. Im Lateinischen bedeutet relevare, etwas erneut aufnehmen, emporheben. Es gibt einen bestimmten Bezug zu etwas, das sachdienlich und anwendbar ist. In positivem Sinne ist Relevanz anwendungsorientiertes Interesse, was noch nicht die Entscheidung zur konkreten Umsetzung in andere soziopolitische Rahmen bedeutet.
 
                Positiv: Etwas hat entweder in Teilen oder insgesamt einen Aufmerksamkeitswert und es wird erwogen, sich daran zu orientieren, was dann in der Praxis bedeuten kann, das Modell wird übernommen, oder Teile von ihm.
 
                Negativ: Etwas ist nicht akzeptabel, wird als gefährlich erachtet, als abschreckendes Beispiel und deshalb muss verhindert werden, dass sich Grundlagen und Gruppierungen für eine ähnliche Entwicklung im eigenen Land bilden.
 
                Es geht dann nicht darum, etwas aufzunehmen und anzupassen, sondern im Gegenteil, es abzulehnen und zu verhindern. Laut einem Bericht der DDR-Botschaft in Pjöngjang vom Dezember 1989 bewertete die dortige Führung tiefgreifende Veränderungen in der DDR „[…] als Ergebnis der ideologischen Diversion des Imperialismus und als Ausdruck der völligen Vernachlässigung der politisch-ideologischen Führungstätigkeit der SED.“ (PA AA 32)7 Kim Il-sung soll nach dem Ableben der SED-DDR gesagt haben, so lange er lebe, werde es in Korea so etwas nicht geben. Auch seine Nachfolger, Sohn und Enkel, konnten es bisher verhindern. „Niemals wird Pjöngjang die grausame Lektion der deutschen Wiedervereinigung vergessen.“ (Kim CN 2000: 17)
 
                Der Ministerpräsident der Republik Korea nannte 1990 die deutsche Einigung ein „leuchtendes Beispiel“, betonte aber zugleich die großen Unterschiede zu Korea. (PA AA 36) Ewald König hat zwei wichtige Aspekte auf den Punkt gebracht: „Auf der koreanischen Halbinsel löst die deutsche Wiedervereinigung Neugierde und Hektik aus. Die Südkoreaner versuchen zu verstehen, was sie daraus für ihre Zwecke lernen können. Und die Nordkoreaner versuchen zu analysieren, was die DDR falsch gemacht hat und sie selbst vermeiden sollen.“ (König 2019: 302)
 
               
              
                SED-DDR
 
                Von 1949 bis Ende 1989 wurde die DDR von der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, der SED, dominiert. Beide bildeten eine Symbiose, die oft als SED-Staat bezeichnet wird. Es war kaum möglich, eine klare Trennung zwischen Staat und Partei zu erkennen. Bis zur Änderung am 1. Dezember 1989 lautete Artikel 1 Absatz 1 der Verfassung: „Die Deutsche Demokratische Republik ist ein sozialistischer Staat der Arbeiter und Bauern. Sie ist die politische Organisation der Werktätigen in Stadt und Land unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei.“8 Bezeichnenderweise galt das Ministerium für Staatssicherheit offiziell als Schwert und Schild der Partei. Dieser Staat wird in der vorliegenden Studie für die Jahre von 1949 bis Ende 1989 mit der Abkürzung SED-DDR benannt. Zum Unterschied zu der Übergangs- und Demokratisierungsphase 1990, besonders ab der Wahl vom 18. März 1990, denn nun war die Bezeichnung „demokratische Republik“ mehr und mehr gerechtfertigt, deshalb für diesen Zeitraum die Benennung als DDR.
 
               
              
                Überraschung
 
                Überraschung wird hier verstanden als die Einsicht, dass eine Verhaltensänderung nicht nur notwendig, sondern oft auch machbar und sinnvoll ist. (Deutsch 1973: 91)
 
                Ein unerwartetes Ereignis macht eine Reaktion möglich, einen Plan, der in einigen Fällen vielleicht bereits bestand, aber nicht zur Ausführung kommen konnte, dessen Implementierung nun aber wegen der Überraschung vollzogen werden kann, denn diese ermöglicht Handlungsoptionen. Es kann aber auch sein, dass ein geplantes Ereignis, das für die andere Seite eine Überraschung sein sollte, nicht die erwarteten Folgen hat und deshalb mit dazu beiträgt, dass eine Veränderung der Taktik erfolgen muss.9
 
               
              
                Wiedervereinigung
 
                Das Wort bedeutet im hier behandelten Sinn die Aufhebung einer Trennung von Gebieten, die früher eine geografisch-politische Einheit bildeten.
 
                Vereinigung und Wiedervereinigung werden oft austauschbar benutzt. Die SED-DDR und die Bundesrepublik, die Republik Korea (RK) und die DVRK, sie gehörten nie zusammen. Taiwan war nie eine Provinz der VR China. (Copper 2020) Es ist deshalb oft sinnvoller, von „Neuvereinigung“ zu sprechen, wie es Willy Brandt mit Bezug auf Deutschland vorschlug. (Sturm 2008: 233) Damit sollten auch Assoziationen an das frühere Deutschland, an „Deutschland in seinen Grenzen von 1937“ vermieden werden.
 
                Brandt wandte sich gegen eine Wiederbelebung von Deutschland à la Bismarck und hat diese Meinung mehrfach geäußert.10 Eine Neuvereinigung hingegen schloss er nicht aus. „Ich werde die Neuvereinigung nicht mehr erleben, Sie vielleicht. Ich spüre, dass irgendeinmal zu Beginn des neuen Jahrhunderts die Teile Europas wieder zusammenwachsen.“ (Sturm 2008: 233 f.) Brigitte Seebacher-Brandt hat im Juli 2017 in einem Gespräch mit dem Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ nochmals betont, dass die Ablehnung sich auf das Wort „wieder“ bezog, bei dem ja „erneut“ und „noch einmal wie früher“ mitschwingen könnten. „Im Übrigen bezog sich das Wort auf das ‚Wieder‘. Er mochte es nicht, denn nichts würde ‚wieder‘-kommen. Ein Drittel des Landes war verloren, Deutschland war demokratisch und eingebunden in die europäischen und globalen Institutionen. Das waren seine drei Gründe gegen das ‚Wieder‘. Er sagte lieber Neuvereinigung oder schlicht: Einheit.“11 Diese Überlegungen bestimmten auch US-Außenminister Baker, als er am 16. Oktober 1989 in einer Rede vor der Foreign Policy Association in New York das Wort Wiedervereinigung nicht benutzte, sondern von Versöhnung durch Selbstbestimmung sprach, um restaurative Interpretationen zu vermeiden.
 
                Im Koreanischen bedeutet t'ongil (통일) beides, Vereinigung und Wiedervereinigung. Der chinesische Ausdruck tongyi (統一) kommt ohne „wieder“ aus. Die Schriftzeichen bedeuten „vereinen“ bzw. „Vereinigung“, sie sind auch Bestandteil von „Einheitsfront.“ Wer auf Taiwan ein Zusammengehen mit der Volksrepublik möchte, wird „Wiedervereinigung“ sagen. Diejenigen, die eher für die Beibehaltung des Status quo und eine Unabhängigkeit sind, werden den Ausdruck vermeiden, denn weil Taiwan nie Teil der Volksrepublik war, könne es auch keine „Wieder“vereinigung geben.
 
                Bezogen auf Korea ist der Begriff eher symbolisch und historisch zu verstehen, denn vor der administrativen Trennung 1945 und der staatlichen ab 1948 war die Halbinsel eine Kolonie Japans. Am ehesten wäre er noch für Zypern zutreffend, weil es vor der Teilung im Jahre 1974 die eine Republik Zypern gab.
 
                Im offiziellen Sprachgebrauch ist oft von „deutscher Einigung“ die Rede, um den Charakter der Aushandlung des Beitritts zu betonen. Das sie detailliert regelnde Dokument vom 31. August 1990 ist der „Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands“, kurz „Einigungsvertrag“ genannt. Im allgemeinen Sprachgebrauch, oder, um das schöne Wort zu benutzen, „im Volksmund“, werden die Worte „Wende“ bzw. „nach der Wende“ oder „Wiedervereinigung“ verwendet.
 
                Wichtig war, beim deutschen Einigungsprozess, die Vokabel „Anschluss“ zu vermeiden, um keine Assoziation von „Heim ins Reich“ aufkommen zu lassen. In Korea wird oft von Wiedervereinigung durch Absorption (흡수통일) gesprochen, wenn Deutschland das Thema ist, eine problematische Bezeichnung, die vielleicht die subjektiven Gefühle vieler in Deutschland trifft, die Ereignisse von 1989/90 aber nicht angemessen beschreibt. Es gibt gute Gründe, mit dem Wort „Wiedervereinigung“ sorgsam umzugehen, dennoch wird in diesem Buch wegen dem allgemeinen Sprachgebrauch der Begriff benutzt.
 
                Auf Zypern gab es 1950, noch während der britischen Kolonialherrschaft, ein inoffizielles Referendum über eine Vereinigung, über die Bildung einer Union mit Griechenland. Der hier verwandte Begriff „Enosis“ hat Anklänge an das, was im Deutschen mit „Anschluss“ gemeint ist und ist deshalb problematisch, weil er dem türkischen Bevölkerungsteil kaum eine Mitwirkung einräumt.
 
               
              
                Vertrauen, Vertrauensbildung
 
                Vertrauen besteht bzw. bildet sich hauptsächlich aus Selbstvertrauen, Kommunikation und positiven Erfahrungen mit anderen. Innerhalb einer Gesellschaft, so Francis Fukuyama, ist es die dort entstehende Erwartung eines ehrlichen und den Regeln entsprechenden Verhaltens.
 
                Die Kombination der Worte Vertrauen und Bildung weist auf einen Prozess hin; etwas muss sich herausbilden, das zu einer Situation führt, die Vertrauensbildung sowohl notwendig als auch möglich macht. Vertrauensbildung entsteht durch „[…] Kommunikation von glaubhaften Beweisen der Abwesenheit von befürchteten Bedrohungen, um durch Reduzierung von Unsicherheiten und Eindämmung von Möglichkeiten Druck durch militärische Aktionen auszuüben, Beruhigung und wiederholte Versicherung zu erreichen.“ (Holst/Melander 1977: 147. Holst 1983) Ob zwischen Individuen oder Staaten, Vertrauen hat immer etwas mit Erfahrungen, Zielen, Haltungen sowie Werten zu tun und mit der Einschätzung der anderen Seite.
 
                Um jemandem vertrauen zu können, ist Selbstvertrauen notwendig. In diesem Zusammenhang war die Ostpolitik wichtig, denn wenn auch der Grundlagenvertrag nicht alle Wünsche der SED-DDR erfüllte, so trug er zu ihrer Stabilisierung bei, erweiterte ihre internationale Anerkennung, d. h. er förderte auch das Selbstvertrauen dieses Staates. (Grundlagenvertrag 1972) Am Selbstvertrauen der VR China kann kein Zweifel bestehen, ihre Haltung gegenüber vertrauensbildenden Maßnahmen hat sich seit der Entspannungspolitik und dem Ende des „Kalten Krieges“ gewandelt. (Krepon 1997) Ihr Verhalten gegenüber Taiwan ist aber nicht vertrauensbildend; dort ist das Selbstvertrauen geringer und schwer einzuschätzen. Zwischen beiden Staaten in Korea, zwischen der DVRK und den USA gibt es kein Vertrauen, so auch auf Zypern und nicht zwischen dessen beiden Schutzmächten, Griechenland und der Türkei.
 
               
              
                Zusammenarbeit und Interdependenz
 
                Zusammenarbeit benötigt ein Mindestmaß an gegenseitiger Kenntnis und Koordinierung. Wird sie über einen längeren Zeitraum praktiziert und umfasst sie eine große Bandbereite von Aktivitäten, kann Interdependenz entstehen, wechselseitig positive Zusammenarbeit. Die Betonung liegt dann auf „inter“ und weniger auf „Dependenz.“
 
                Ohne solche Art von Kooperation gibt es keine Normalisierung auf der koreanischen Halbinsel. Ein längerer Zeitraum scheint notwendig, denn niemand hat Erfahrungen mit einem normalen Zusammenleben zwischen Norden und Süden.
 
                Schon oft wurde Asien eine signifikante Entwicklung vorhergesagt. Der US-amerikanische Politiker, Diplomat und Schriftsteller John Milton Hay (1838–1905) stellte fest, das Mittelmeer sei das Meer der Vergangenheit, der Atlantik das der Gegenwart und der Pazifik werde der Ozean der Zukunft sein. Eine der dynamischsten Regionen im asiatisch-pazifischen Raum ist Nordostasien. China, Taiwan, Korea und Japan sind Länder mit großer Kultur und Geschichte; verglichen mit seinen Nachbarn ist Korea klein und braucht Zusammenarbeit. Kim Dae-jung sagte im Jahre 2005: „Experten überall auf der Welt prophezeien, das 21. Jahrhundert werde das Jahrhundert Ostasiens sein. Das kann aber nur Realität werden, wenn die Länder in Ostasien, besonders in Nordostasien untereinander starke Beziehungen des Vertrauens und der Zusammenarbeit entwickeln.“ (Kim Dj 2007:45 f.)
 
                Neben Definitionen ist auch die Wortwahl vieler Menschen aufschlussreich, um fast spontan Ereignisse zu bezeichnen, sie „beim Namen zu nennen,“ was oft bereits eine Bewertung ist. In Ostdeutschland und in den die dortigen Entwicklungen hauptsächlich des Jahres 1989 analysierenden Publikationen gibt es u. a. eine Debatte darüber, was denn eigentlich passierte und wie es zu nennen sei? Die am häufigsten benutzten Worte sind Revolution, deutsche Einheit und Wende. Diese Bezeichnung gilt aber im „Westen“ vielen als politisch suspekt, weil sie zum Vokabular von Egon Krenz gehörte. Andere sprechen von Implosion (Lindner 1994), denn die DDR sei schlicht in sich zusammengesackt, eine Wortwahl vielleicht auch deshalb, um den Qualitätsbegriff „Revolution“ zu vermeiden. Hier gilt es auch zu bedenken, dass mit „Implosion“ primär Außendruck assoziiert werden könnte, was eine gewisse Schuldzuweisung implizieren und den inneren Veränderungsdruck zu wenig würdigen würde. Hartmut Zwahr hat überzeugend dargelegt, warum die Bezeichnung mit Revolution zutreffend ist. (Zwahr 1993) Andere sprechen von Zusammenbruch und Revolution, von friedlicher, protestantischer oder „volkseigener Revolution“ (Opp/Voß 1992), und führen für die Bezeichnungen jeweils gute Gründe an.
 
                Eine Durchsicht des Verfassers von rund 890 Publikationen mit dem Schwerpunkt auf der Zeit vom Herbst 1989 bis zum Sommer 1990 ergab bei den Titeln folgende Rangfolge der Wortwahl: Revolution mit deutlichem Vorsprung vor deutsche Einheit/Vereinigung, Wende, Zusammenbruch/Untergang, Umbruch/Aufbruch und Transformation. Egal, welches Etikett Ereignisse der Jahre 1989/90 erhielten, die friedliche Revolution war eine entscheidende Beschleunigung während der Schlussetappe auf dem Weg zur deutschen Einheit. Frank Wolff stellte fest: „Die Beerdigung der DDR fand aber keineswegs nur symbolisch oder auf politischer Ebene statt, sondern zuvörderst auf der Straße.“ (Wolff 2019: 912)
 
               
             
            
              2.3 Vorgehensweisen
 
              Bei den behandelten Fällen liegen Gründe für die Teilung Jahrzehnte zurück und es gibt wirkungsstarke historische und psychologische Bestimmungsfaktoren. Deshalb wird auch ältere Literatur und werden ältere Dokumente herangezogen, die keineswegs veraltet sind. Sie zu kennen ist notwendig, um frühere bzw. fortbestehende Probleme sowie Denkweisen darzustellen, sie zu analysieren und die damals handelnden Akteure selbst zu Wort kommen zu lassen.
 
              Gelingt es, während der Teilung das Zusammengehörigkeitsgefühl nicht nur wachzuhalten, sondern zu stärken, dann bestehen später Chancen für eine Wiedervereinigung. Es geht um Bewahrung sowie Weiterentwicklung von Identität12 und hier bietet der Konstruktivismus beachtenswerte Hinweise. Joseph Nye hob hervor, dass das Verständnis von realistischen und liberalen Sichtweisen auf die Weltpolitik wichtig sei, ebenso verdienten aber auch soziale und kulturelle Veränderungen Aufmerksamkeit, die der Konstruktivismus betone. (Nye 2000: 222) Weil das selbstverständlich ist, finden Fragestellungen, Begriffe und Methoden verschiedener Theorieschulen Berücksichtigung, ohne dass eine besonders favorisiert wird. Es geht vorrangig um den Erwerb, die Ausübung und den Erhalt von Macht sowie um Interdependenzen. Für deren Untersuchung bieten sich Ansätze des Realismus und Neorealismus an.
 
              Die Bedeutung von Verknüpfungen (Junktims) gehört zu den Charakteristika der Ostpolitik, so z. B. der Zusammenhang zwischen einer Regelung für Berlin (Viermächteabkommen), dem Moskauer Vertrag13 und dem Brief zur deutschen Einheit von 1970 (Einheitsbrief 1970) sowie die Ratifizierung des Vertrages durch den Bundestag. (Glaab 1999a: 245.) Der Zusammenhang zwischen nationalen und internationalen Ebenen ist selbstverständlich zu beachten, hier sind theoretische Überlegungen wie sie verstärkt seit den Veröffentlichungen von z. B. James Rosenau (Rosenau 1969) und Robert Putnam (Putnam 1988) angestellt werden hilfreich. Die Anwendung des Two-Level-Games (Zwei-Ebenen-Spiel) von Putnan auf die Beziehungen zwischen der VR China und Taiwan ist allerdings wegen dem unterschiedlichen Status der beiden Konfliktparteien nicht sehr aussagekräftig. Lin Jih-wen (Lin 2000) und Wu Yu-Shan (Wu 2011) bedienten sich dieser Ansätze und schrieben Artikel in der Erwartung, dass sich durch Veränderungen auf Taiwan, insbesondere mit dem Amtsantritt von Präsident Ma Ying-jeou im Jahre 2008, die Verhältnisse entspannen, die Kontakte vermehren und die Chance für eine Annäherung mit dem Ziel der Wiedervereinigung verbessern würden. Das ist bisher nicht eingetreten, im Gegenteil. Es gab zwar mehr Kontakte, die Position der VR China wurde stärker, aber die Einstellung der Bevölkerung auf Taiwan betont immer mehr die eigene Identität und die Bewahrung des Status quo.
 
              Die Einigung auf kleinste gemeinsame Nenner kann zu größerer Interessenübereinstimmung (win sets) verhelfen. In seiner „Berliner Erklärung“ vom März 2000, die ein wichtiger Schritt zum ersten koreanischen Gipfeltreffen war, machte Präsident Kim Dae-jung der DVRK Avancen: „Es geht bei diesem Vorschlag um eine umfangreiche Annäherungspolitik, die auf Gegenseitigkeit, also Geben und Nehmen, basiert. Unter enger Zusammenarbeit und Konsultation mit den USA und Japan haben wir Nordkorea diesen Vorschlag unterbreitet. Dieser Vorschlag nutzt sowohl Nordkorea als auch Südkorea, ist also eine Win-Win-Politik.“ (Kim Dj 2000: 20)14 Wichtig war auch, dass eine Zusammenfassung der „Berliner Erklärung“ Pjöngjang vorher über den Kommunikationskanal in dem Verhandlungsort Panmunjom in der Entmilitarisierten Zone zwischen Norden und Süden zugeleitet wurde. (Kim Dj 2019: 611) Es war das erste Mal, dass eine solche direkte Kommunikation erfolgte.
 
              Wegen der Machtkonzentration an der Spitze durch autoritäre Personen, wie Mao Zedong und Nachfolger in der VR China, Chiang Kai-shek auf Taiwan, Kim Il-sung und Nachfolger in der DVRK sowie den Diktatoren Park Chung-hee und Chun Doo-hwan in der Republik Korea mag eine akteurszentrierte Untersuchungsweise sinnvoll sein. (Bao 1991) Sie könnte aber dazu führen, u. a. den Einfluß sozio-ökonomischer Entwicklungen und die Abhängigkeit von Schutzmächten zu unterschätzen.
 
              Es gibt eine kaum zu überblickende Fülle von Dokumenten und Publikationen zum deutschen Einigungsprozess und seiner Vorgeschichte. Ein Teil von ihnen ist Memoiren-Literatur, eine Fundgrube für Informationen, aber auch für Rechtfertigungen sowie phantasievolle und oft lückenhafte Erinnerungen. Deshalb wurden eine kritisch-prüfende, vergleichende Lektüre und ein Abgleich mit Dokumenten durchgeführt.
 
              
                Junktim, Verknüpfungen, Metapher des Reißverschlusses
 
                Der lange Prozess, der letztlich zur Einigung führte, ist u. a. durch Verknüpfungen (Junktims), bei neuen Initiativen durch ein Offenhalten für zukünftige Entwicklungen, (z. B. Briefe zur deutschen Einheit) sowie durch das Nutzen von Überraschungen gekennzeichnet, (so z. B. das Gespräch zwischen Portugalow und Teltschik am 21. November 1998). Die wichtige „Schlussetappe“ auf dem Weg zur Wiedervereinigung kennzeichneten u. a. drei Phasen:
 
                 
                  	
                    Wahrnehmung der Möglichkeit einer Wiedervereinigung Deutschlands.

 
                  	
                    Herausbildung von grundsätzlicher Akzeptanz einer friedlichen, selbstbestimmten Vereinigung.

 
                  	
                    Nationale und internationale Mitwirkung an deren Implementierung.

 
                
 
                Das Aktion-Reaktion-Verhalten ist eines der häufigsten Muster in Natur und Gesellschaft. Neue Ausgangslagen bzw. veränderte Bewertungen der Realität bewirken neue Lageeinschätzungen, Konzepte und Handlungsspielräume.
 
                Die sich beschleunigende Entwicklung hin zur Wiedervereinigung war eine Mischung, oft auch ein Zusammenspiel von Zufällen sowie ein Reagieren auf innere und äußere Ereignisse. Rebecca Plassa hat diese Wechselwirkungen zusammengefasst.
 
                 
                  Dass sich die deutsche Wiedervereinigung in einem sehr kurzen Zeitraum von wenigen Monaten vollziehen konnte, hatte einerseits mit den internationalen Rahmenbedingungen zu tun, andererseits mit Entwicklungen innerhalb der DDR, die durch äußere Rahmenbedingungen ausgelöst und begünstigt wurden. Beide – äußere und innere – Faktoren standen in einem engen Wechselverhältnis und erzeugten ein „Momentum“ der Geschichte, ein Gelegenheitsfenster („window of opportunity“), das die deutsch-deutsche Vereinigung ermöglichte. (Plassa 2010: 1)
 
                
 
                Bei der Zuordnung einzelner Komponenten von Wechselwirkungen muss unterschieden werden, ob es sich tatsächlich um den Teil eines Aktion-Reaktion-Vorgangs handelt, oder ob es lediglich eine zeitliche Koinzidenz ist. Um diese Wechselwirkungen besser aufzeigen zu können, wurde eine besondere Darstellungsart angewandt.
 
                In Gesprächen mit dem Verfasser hat Manfred Wilke für den Prozess, der letztlich hin zur deutschen Einigung führte, die Metapher eines Reißverschlusses gewählt, wo innere und äußere Häkchen ineinandergriffen; eine Maßnahme erforderte bzw. ermöglichte eine andere. Manchmal entstanden vorübergehend Lücken und es ging rückwärts, aber das Ziehen in nur eine Richtung, d. h. das Schließen des Reißverschlusses, beschleunigte sich dann ab Spätherbst 1989 und besonders ab April 1990. Das Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ hat das Jahr 1989 als ein „Jahr der Wunder“ bezeichnet.15
 
                Manfred Wilke meinte keine historische Zwangsläufigkeit, es geht nur darum, ein anschauliches Bild zu beschreiben, bei dem zu fragen ist: Wie entstanden Zugzwänge sowie Zugmöglichkeiten, was waren die Auswirkungen von bremsenden sowie beschleunigenden Wechselwirkungen?
 
                Egon Bahr hat eine mögliche Entwicklung 1966 so beschrieben:
 
                 
                  Da es sich um einen Prozeß handeln muß, also um stufenweise Enwicklungen, ist es entscheidend, daß die einzelnen Schritte so miteinander verzahnt werden, daß der eine den anderen bedingt, daß das Interesse am zweiten mit dem ersten geschaffen wird, und daß der fünfte Schritt festgelegt ist und automatisch aus den vorhergehenden folgt. Dies erfordert, den letzten Schritt zu kennen, bevor man den ersten tut. (Bahr 2019: 137)
 
                
 
                Die Kenntnis des letzten Schrittes bestand zum Beginn der Ostpolitik zunächst in der vagen Hoffnung auf eine spätere Vereinigung, ermöglicht u. a. durch einen Prozess, der zu menschlichen Erleichterungen sowie Fortschritten bei Normalisierung und Entspannung führen sollte. Das Fernziel einer Vereinigung wurde in den Briefen zur deutschen Einheit ausgedrückt.
 
                Die Metapher des Reißverschlusses wird nicht überbetont, dennoch kann sie auf den Zeitraum von 1970 bis 1990 angewandt werden. Besonders wichtig war die Veränderung der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und der Sowjetunion. „Es gab keine Wahl, der Schlüssel zur Normalisierung lag in Moskau.“ (Brandt 1992: 211. Flatten 2021: 415). Die Westbindung der Bundesrepublik, ihre Verträge über Gewaltverzicht mit der Sowjetunion, Polen16 und der ČSSR17, das Berlin-Abkommen, der KSZE-Prozess und andere Entwicklungen schufen wesentliche Bestandteile für einen Reißverschluss, aber im oberen Teil fehlten noch viele Häkchen. Im Jahre 1990 gab es dann einen engen Zusammenhang zwischen dem Abschluss des Einigungsvertrages und dem Beginn offizieller Planung der Zusammenführung von Bundeswehr sowie Nationaler Volksarmee und Fortschritt bei den 2+4-Verhandlungen.
 
                Zwei Beispiele können vereinfacht-schematisch darstellen, wie diese Aktion-Reaktion-Bewegungen abliefen. Das erste zeigt die Frühphase bzw. Beschleunigung des Einigungsprozesses, als Nikolai Portugalow, absichtlich oder unbeabsichtigt, eine Bewegung auslöste, die Alexander von Plato ein „produktives Missverständnis“ nannte. (Plato 2003: 113) Produktiv auch deshalb, weil es zum „Zehn-Punkte-Programm“ von Helmut Kohl motivierte. (Mertes 2001)
 
                Das zweite Beispiel zeigt positive Wechselwirkungen zwischen nationalen, d. h. deutschen und internationalen Entwicklungen, die zur Unterzeichnung des 2+4-Vertrages, zum Austritt der DDR aus dem Warschauer Pakt und dem Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) führten.
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                    Graphik 1: Beschleunigung des Einigungsprozesses
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                    Graphik 2: Nationale-internationale Wechselwirkungen

                 
               
             
            
              2.4 Vergleiche
 
              In diesem Buch werden Vergleiche angestellt. Sie dürfen nie zu undifferenzierten Gleichsetzungen verleiten, helfen aber Ähnlichkeiten, Unterschiede und deren Gründe sowie Konsequenzen deutlich zu machen. Grundsätzlich hat Rüdiger Frank recht mit der Feststellung, die Fälle des geteilten Deutschlands und des geteilten Koreas seien „[…] in so gut wie jeder denkbaren Hinsicht viel zu verschieden für einen sinnvollen Vergleich.“ (Frank 2017: 347) Es hängt davon ab, wie ein solcher Vergleich durchgeführt wird.
 
              Bruce Cumings schreibt in seinem Buch über die Geschichte Koreas, wir könnten unsere Welt nur durch Vergleiche, Analogien und Metaphorik verstehen, diese perspektivische Sicht würde der Erkundung des Untersuchungsgegenstandes und der Selbstreflektion dienlich sein. (Cumings 1998: 16) Herfried Münkler gab den warnenden Hinweis: „Ein […] belehrter Umgang mit Analogien sucht nicht nur nach Ähnlichkeiten, sondern immer auch nach Unterschieden.“ (Münkler 2014) Diese Äußerung bezieht sich hauptsächlich auf historische Analogien, sie gilt aber auch für komparative Herangehensweisen generell.
 
              Kim Dae-jung hielt es für sinnvoll, Korea mit Deutschland zu vergleichen, auch um die Unterschiede zu verdeutlichen:
 
               
                Zwar sind sich beide ähnlich, weil sie gegen ihren Willen von ausländischen Mächten geteilt wurden, aber sie sind aus drei Gründen auch deutlich unterschiedlich. […] Erstens waren viele Nationen in Europa, unter ihnen die alte Sowjetunion, durchweg gegen die Idee eines vereinten Deutschlands. Im Vergleich dazu gibt es in Asien keinen offenkundigen Widerstand gegen eine Vereinigung Koreas. Zweitens war Deutschland vor seiner Teilung ein besiegter Aggressor, wohingegen Korea während des Krieges ein unschuldiger Zuschauer und eine frühere Kolonie des imperialistischen Japans war. Drittens ist das Territorium Koreas seit mehr als 500 Jahren genau darstellbar und Korea ist seit mehr als einem Jahrtausend eine Nation. Im Vergleich dazu waren Deutschlands historische Grenzen aber in fast ständiger Bewegung. (Kim Dj 1994: 111)
 
              
 
              Die Worte, „in Asien keinen offenkundigen Widerstand“, sind recht diplomatisch gewählt, denn Kim Dae-jung war sich sehr wohl bewusst, dass es Ängste, Bedenken und Widerstände gegen ein vereinigtes Korea gibt, so zum Beispiel in Japan.
 
              Erfahrungen sind nicht oft anderswo anwendbar. Für Zypern hat Deutschland keinen direkten Modellcharakter; der wäre vielleicht gegeben, hätte sich die deutsche Vereinigung nach Artikel 146 des Grundgesetzes vollzogen, d. h. langsam durch die Erarbeitung einer gemeinsamen Verfassung für eine Konföderation. Die Außenministerin der TRNZ hoffte dennoch, dass Berlin „[…] auf der Grundlage seiner eigenen Erfahrungen der Wiedervereinigung von Ost und West eine große Stütze bei der Überwindung der politischen Pattsituation […]“ in Zypern sein könnte. Konkret erwähnte sie Fragen der Rückgabe von Vermögenswerten und Entschädigungszahlungen. (Colak 2016)
 
              Pjöngjang ist vehement gegen eine Wiedervereinigung wie in Deutschland, für Seoul hingegen ist sie im Prinzip wünschenswert. Die meisten Studien zu diesem Thema sind Vergleiche zwischen Deutschland und Korea mit unterschiedlicher Schwerpunktsetzung; sie betonen alle, dass es entschieden mehr Kontraste als Ähnlichkeiten gebe.18 Eine solche Einschätzung kann nicht überraschen, ist sie doch fast zwangsläufig, da tatsachenkonform. Neuere Studien bieten hier nicht unbedigt neue Erkenntnisse. (Yu 2022) Dennoch bleiben die Entwicklungen hin zur deutschen Einigung ein interessantes Studienobjekt, auf das auch in Korea immer wieder Bezug genommen wird.
 
             
            
              2.5 Forschungsbereiche
 
              Bei der Darstellung eines Forschungsstandes sind ungerechtfertigte Wertungen zu vermeiden, denn sonst kann leicht eine Haltung entstehen, wie sie Goethe den Famulus Wagner in Faust I äußern lässt: „[…] es ist ein groß Ergötzen, Sich in den Geist der Zeiten zu versetzen, Zu schauen, wie vor uns ein weiser Mann gedacht, Und wie wir's dann zuletzt so herrlich weit gebracht.“
 
              Von anderen darf nicht erwartet werden, dass sie damals bereits hätten wissen müssen, was uns jetzt bekannt ist. Deshalb ist Fairneß angesagt bei der Beurteilung von Äußerungen, z. B. aus der SPD, die noch 1989 eine schnelle Vereinigung für eine Illusion hielten und vor ihr warnten, denn Vorrang müsse die Sicherheit Europas und die Unantastbarkeit seiner Grenzen haben, d. h. die Beibehaltung des Status quo.
 
              Zum deutschen Einigungsprozess gibt es wenig Kontroversen, die die Forschung brennend beschäftigen und es ist kaum zu erwarten, dass bald Dokumente auftauchen, die ein Umschreiben seiner Geschichte erforderlich machen. Strittige Fragen werden weiterhin für Diskussionsstoff sorgen, so z. B. die Tätigkeit der Treuhandanstalt, das Prinzip Rückgabe vor Entschädigung, die Bündniszugehörigkeit, die NATO-Osterweiterung, psychologische Faktoren, Aufarbeitung der Geschichte der DDR. Hierzu gibt es Äußerungen von Zeitzeugen, Betroffenen sowie Dokumentensammlungen und Bibliographien.19 Trotz der Fülle von Arbeiten zur deutschen Einigung besteht weiterhin Bedarf an zusammenfassender Analyse der Lageeinschätzungen, der Wechselwirkungen, die letztlich zur Einigung entscheidend beitrugen sowie zur Relevanz dieser Entwicklungen für noch geteilte Nationen.
 
              Die Veröffentlichungen zur deutschen Vereinigung, über die Beziehungen auf der koreanischen Halbinsel sowie zwischen der VR China und Taiwan sind nicht mehr zu überblicken. (Chang 1992) Meist handelt es sich um Zweiländerstudien, es gibt nicht viele Publikationen, die mehrere Fälle vergleichend analysieren und sie sind bereits vor einiger Zeit erschienen; so z. B. die von Cieslik (2001), der Vietnam, Jemen, Deutschland, China und Korea behandelt und die Studie von Zhao/Sutter (1991); einem Vergleich zwischen Korea und Taiwan widmen sich Swanström/Ledberg/Forss (2010).
 
              Themen sind z. B. prinzipielle Positionen, wie der Alleinvertretungsanspruch, Fragen nach der Erreichung eines Modus Vivendi und Diskussionen von Plänen, Strategien, eine Wiedervereinigung herbeizuführen. Der im deutschen Fall schließlich erfolgreiche Normalisierungsprozess und die wichtige Übergangsphase 1989/90 werden oft nur unzureichend analysiert.
 
              Als Teilungen unüberwindbar schienen, wurden Modelle von Multi-System-Nationen und die Zwei-Nationen-Lehre diskutiert. (Grabowsky 1987. Johnston 1982. Wei 1997) Es ging dabei eher um kantonale Strukturen, Formen von Konföderationen und Hoffnungen auf Konvergenz. (Chiu/Downen 1981) Die VR China propagiert „ein Land, zwei Systeme“ für die Zukunft Taiwans. Dort wird es von einer Minderheit als Überlebensmöglichkeit interpretiert, da es sonst gegenüber der Volksrepublik keine Chance gebe und deshalb versucht werden sollte, einen Kompromiß zu erzielen, solange ein solcher noch möglich sei; allerdings nimmt die Ablehnung dieses Vorschlages zu. (Weng 2002. McMillen/DeGolyer 1993) Über 80 Prozent geben bei Meinungsumfragen an, dieses Modell wäre ein drastischer Rückschritt, würde Taiwans Abhängigkeit vergrößern und es zu einer Kolonie der VR China degradieren. (Chen 2017) In Hongkong wird das Modell praktiziert, dortige Ereignisse, besonders seit dem Sommer 2020 und das von Peking verfügte Sicherheitsgesetz, bestärken diese Einschätzung.
 
              Früh wurde die Notwendigkeit einer „deutschen Lösung“ für Korea diskutiert. (White 1978) Auswirkungen von Alleinvertretungsansprüchen behandelten neben anderen Chiu (1981), Yang (1997) und Pfennig (2010: 382 ff.) Vergleiche mit Deutschland waren schon immer Themen für die Forschung und die deutsche Einigung bewirkte dann in den 1990er Jahren eine Hochkonjunktur. (Z. B. Ahn 2005. Domes 1992. Schmidt 1993. Flassbeck/Horn 1996) Meist handelt es sich um Zweiländerstudien und deren Fortschreibung, (z. B. Kracht 1991. Stüwe/Hermannseder 2011), oft mit selektiver Hervorhebung von Unterschieden und ebensolcher Wahrnehmung von Schwierigkeiten, vielfach zur Unterstützung bereits vorhandener Meinungen. Bemerkenswert ist hier eine südkoreanische Herangehensweise. Es wird intensiv untersucht, was nach dem 3. Oktober 1990 in Deutschland geschah, wie es zur Vereinigung kommen konnte, findet hingegen weniger Beachtung. Zwei Beispiele für die Behandlung der „Vorgeschichte“ sind: Seo Byung-Chul (1998), der die Eigeninitiative Deutschlands als wichtige Erfahrung für Korea benennt und Kim Young-Soo (1974), der die Existenz von Demokratie in beiden Teilen Koreas als unerlässliche Vorbedingung für eine Wiedervereinigung betonte. Das ist bezogen auf den Norden noch immer ein berechtigter Wunsch und war 1974 bezogen auf den Süden ein Ausdruck von Mut.
 
              Seit dem Jahr 1990 erschienen in der Republik Korea (RK) über 5.000 wissenschaftliche Arbeiten zur deutschen Einigung. Es fällt auf, dass die damalige Bürgerbewegung in Ostdeutschland nur wenig Beachtung findet. Das ist aus verschiedenen Gründen bedauerlich, auch weil hier Entwicklungen vernachlässigt bzw. übersehen werden, die für Überlegungen zur Zukunft der DVRK zumindest zur Kenntnis genommen werden sollten.
 
              In den ersten Jahren überwog die Sorge wegen zu hoher Kosten, es wurde aber auch die Notwendigkeit einer Versöhnung mit dem Norden ähnlich der deutschen Ostpolitik thematisiert. Später diente die deutsche Einigung als Beispiel für einen Sieg durch ökonomische Stärke, als ein Glücksfall, da der Nutzen entschieden größer sei, als die Kosten. Lee Eun-Jeung hat diesen Perzeptionswandel dargestellt. (Lee EJ 2015) Ihr Kollege Han Un-suk untersuchte über 460 koreanische Publikationen und stellte ebenfalls diese Schwerpunkte fest und wie stark sich die Bewertung von Entwicklungen in Deutschland an politischen Orientierungen, Vorgaben in der Republik Korea orientierte. (Han 2015, 2000)
 
              In der VR China wird die Heimführung Taiwans als Selbstverständlichkeit betrachtet. Es geht u. a. um die Durchsetzung des „Ein-China-Prinzips“ und um die Reduzierung des Handlungsspielraums für Taiwan. Es gibt Institute, die sich speziell mit Taiwan beschäftigen, wo Forscher:innen über ausgezeichnete Kenntnisse verfügen und differenziert arbeiten. Allerdings wird seit Xi Jinping verstärkt der Vorrang der Parteilinie für die Wissenschaft betont. Auf Taiwan wird umgekehrt diskutiert: Ablehnung von „Ein-China“ und dem „Hongkong-Modell“, Bemühungen um Erhalt und Ausbau des Status quo. Deshalb sind dort Entspannungs- und Ostpolitik nach wie vor interessant. Seit 2016 gibt es auch konkrete Zusammenarbeit mit deutschen Institutionen zur Problematik von Vergangenheitsaufarbeitung (transitional justice).20 Auf Zypern beschäftigen sich neben „einheimischen“ Institutionen auch Büros ausländischer politischer Stiftungen und das Büro des Peace Research Institute Oslo (PRIO)21 mit Vereinigung und Normalisierung.
 
             
           
        
 
      
       
         
          3 Geteilte Nationen
 
        
 
         
           
            Die Geschichte von Nationen ist unterschiedlich, zum Beispiel ihre rechtliche Stellung (Kim CK 1976) sowie das Geschichtsverständnis und die Wirkung von Geschichtsmythen. Geschichte wird unterschiedlich erinnert (Connerton 1989), unterschiedlich interpretiert und für unterschiedliche Legitimationszwecke benutzt bzw. missbraucht.
 
            Jede Geschichte hat ihre Vorgeschichte und besonders bei geteilten Nationen sind historische Bestimmungsfaktoren langlebig sowie wirkungsmächtig. Kim Dae-jung verdeutlichte dies am Beispiel seiner Heimat Korea. Für US-Amerikaner sei die Entwicklungsgeschichte linear und sie würden der Gegenwart und der Zukunft eine starke kulturelle Bedeutung beimessen. „Im Gegensatz dazu ist für Koreaner kulturell nichts wichtiger als die Vergangenheit. Es ist unbedingt erforderlich, zuerst zurück zu schauen, bevor man die Zukunft Koreas sehen kann. Geschichte treibt Korea und Koreaner voran.“ (Kim Dj 1994: 109) Fraglich ist, in welchem Maße das noch auf die jüngere Generation in Südkorea zutrifft.
 
            Bei geteilten Nationen waren im 20. Jahrhundert Veränderungen besonders turbulent: Sturz von Monarchien, Entkolonialisierung, Kriege, schwache Übergangsregierungen, Diktaturen, ausländische Interventionen. Es gab Gründe, die zu Teilungen führten und Anstrengungen, diese zu überwinden. Die Teilung Koreas ist ein Geburtsfehler, den ausländische Hebammen zu verantworten haben, denn, „[…] die absurde Idee, dem befreiten Korea eine alliierte Treuhandschaft aufzuzwingen hinderte Koreaner eine provisorische vereinte Regierung zu bilden, wie das zum Beispiel in Österreich der Fall war, trotz der Vier-Mächte-Besetzung dieses Landes.“ (Kindermann 2007: 119) Es sollte aber nicht übersehen werden, wie unterschiedlich die Situation 1945 in Korea und in Österreich war.
 
            Im Gegensatz zu China und Korea blieb Deutschland von einem Bürgerkrieg verschont. In China gewannen die Kommunistische Partei und ihre Verbündeten 1949 den Bürgerkrieg, konnten aber Taiwan nicht erobern, ein Krieg, an dem Taiwan kaum direkt beteiligt war. Korea durchlitt einen Bürgerkrieg mit ausländischer Intervention, der die Teilung zementierte und in Zypern war es der versuchte Zusammenschluss mit Griechenland, der zur Trennung führte. Im Jahre 1974 wurde ein Putsch auf der Insel von der damaligen Militärjunta Griechenlands unterstützt. Er bewirkte eine militärische Intervention der Türkei, mit dem Ergebnis einer bis heute andauernden Teilung. Unter dem Präsidenten Erdoğan wird keine Verringerung oder Überwindung der Teilung angestrebt, sondern die Fortsetzung der Zweistaatlichkeit. Bei seinem Besuch der TRNZ am 15. November 2020 sagte er, es gebe in Zypern zwei getrennte Völker, zwei getrennte demokratische Ordnungen und zwei getrennte Staaten, deshalb müsse auf der Grundlage souveräner Gleichheit eine Zweistaatenlösung ausgehandelt werden. Gegen den Besuch, der von der Republik Zypern und anderen Staaten als Provokation empfunden wurde, demonstrierten auch türkische Zyprer, die diese Einmischung als wenig hilfreich empfanden. (Kwai 2020) Regierung und Mehrheit der Bevölkerung der TRNZ stimmten ihrem Gast aber voll zu.
 
            
              3.1 Arten von Teilungen
 
              Es gibt Unterschiede zwischen Teilung (division), Aufteilung (partition) und Abtrennung, Loslösung (separation). Deutschland war geteilt, aber nicht völlig getrennt,1 Korea ist beides, existiert aber noch. Polen wurde aufgeteilt und existierte über hundert Jahre nicht. Diese Unterschiede sind relevant für Erfolgsaussichten eines Prozesses, der zu Normalisierung und möglicherweise später zur Vereinigung führen kann.
 
              Durch einen historischen Rückblick ist mehr über die politische Psyche der betroffenen Menschen, über ihre fortdauernde bzw. sich verändernde Identität zu erfahren. Hier wird eine Definition von Karl W. Deutsch genutzt: Identität ist die Anwendbarkeit von Erinnerungen. Sie ist hilfreich, denn es kommt auf die betroffenen Menschen an, auf ihre zustimmende Gewöhnung an die Teilung, wie auf Taiwan, oder auf das fortwährende Gefühl der unnatürlichen Trennung, wie in Korea. Gregory Henderson und andere empfahlen, zwischen geteilten und aufgeteilten Ländern zu unterscheiden. (Henderson/Lebow/Stoessinger 1974. Fochler-Hauke 1967) Für sie waren geteilte Nationen „Länder, die über ethnische Homogenität verfügten, eine gemeinsame geschichtliche Tradition sowie die Erfahrung einer erfolgreichen Staatsform hatten, dann aber in zwei Staaten voneinander geteilt wurden.“ (Henderson 1974: 434) Ihre Definition von aufgeteilten Nationen hebt hervor, dass diese Art von Teilung hauptsächlich innere Ursachen hat, wie ethnische, sprachliche und religiöse Konflikte innerhalb oder zwischen Gruppen, die früher in einer politischen Einheit miteinander lebten. Diese Art von Aufteilungen „[…] werden sehr oft mit dem Auseinanderbrechen von Kolonialreichen in Verbindung gebracht.“ (Ebd. S. 434) Als Beispiele führen die Autoren Irland, Pakistan und Bangladesch an.
 
              Norwegen war über 500 Jahre (1380–1905) Teil von Dänemark und/oder Schweden. In dieser Zeit entwickelte sich dann ein besonderes Gefühl, norwegisch zu sein. Sprache, Kultur und später ökonomische Gründe halfen, die Unabhängigkeit zu erlangen. (Lindgren 2015: 29 ff., 112 ff.) Bei der Abstimmung am 13. August 1905 waren 368.208 für und 184 gegen die Trennung von Schweden. (Imhof 1970:161)
 
              Loslösung durch Entkolonialisierung ist keine Teilung, sondern Trennung. Polen hingegen ist ein besonders tragischer Fall für Aufteilung. Das Königreich wurde in drei Teile zerrissen, die sich jeweils Russland, Preußen und Österreich-Ungarn einverleibten. Für 123 Jahre (1794–1918) war Polen als unabhängiger Staat nicht existent und das Bewusstsein, aufgeteilt zu sein, blieb immer präsent. Sprache, Kultur, Nationalismus und die Katholische Kirche halfen, dieses Gefühl wach zu halten sowie zu verstärken und in dieser Zeit entstand ein Lied „Noch ist Polen nicht verloren“, das 1927 die Nationalhymne wurde. Das polnische Volk empfand seine Aufteilung als schmerzhaft, wünschte die Vereinigung, die es 1918 dann erlangte; es wurde zur Nation. (Davies 2006) Bei seinem Besuch 1957 verstand Carlo Schmid, „[…] welche Rolle die Identifikation des einzelnen mit der Geschichte der Nation für das Selbstbewusstsein eines jeden Polen spielt. Aus der Kraft des Glaubens an sich und seine Bestimmung hat dieses Volk die Seelenkräfte geschöpft, die es vier Teilungen des Landes und die Auslöschung seiner Staatlichkeit überstehen ließen.“ (Schmid 1979: 630)
 
              Deutschland war, Korea ist geteilt; es gab bzw. gibt einen Fortbestand als Staaten, aber nach der Teilung waren es dann zwei. Entscheidend für die weitere Entwicklung ist, ob noch ein Gefühl der Zusammengehörigkeit als Nation besteht, auch der Zeitfaktor spielt eine Rolle. Deutschland war 40 Jahre staatlich geteilt und viele vermuten, hätte diese Teilung noch eine Generation länger angedauert, dass dann Wunsch und Wille für eine Vereinigung wohl nicht mehr stark genug sein könnten, um die Teilung zu überwinden. Korea ist seit 1945 geteilt und es gibt dort nur noch wenige, die ein geeintes Korea, damals allerdings Kolonie Japans, in Erinnerung haben.
 
              Bei geteilten Nationen ist auch zu beachten, warum, von wem und wie sie geteilt wurden. Die VR China trennt von der Republik China seit 1949 die 130 bis 180 Kilometer breite Taiwan-Straße. In Korea sind der Norden und der Süden durch eine vier Kilometer breite und etwas über 240 Kilometer lange „entmilitarisierte Zone“ getrennt. Für die Halbinsel war auf der Konferenz von Kairo im November 1943 zwar die Befreiung von der japanischen Kolonialherrschaft vorgesehen, aber keine sofortige Unabhängigkeit.2 Diese vor allem von Präsident Franklin D. Roosevelt vertretene Position basierte auf dem Irrtum, Korea wäre wegen langer Versklavung erst nach einer angemessenen Zeit in der Lage, unabhängig zu sein. Der Präsident dachte an eine Treuhandschaft von etwa 30 bis 40 Jahren. Wäre es dazu gekommen, wäre Korea damit wegen der erlittenen japanischen Kolonialherschaft quasi bestraft worden. Roosevelt wusste vielleicht nicht, dass Korea bereits rund 850 Jahre vor der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung ein geeinter Zentralstaat war.
 
              Die durch den Abwurf zweier Atombomben beschleunigte Kapitulationsbereitschaft Japans bewirkte eine übereilte Planung der amerikanischen und sowjetischen Besatzungszonen auf der koreanischen Halbinsel. Dean Rusk, später Außenminister der Kennedy-Administration und ein US-General erhielten in der Nacht vom 10. zum 11. August 1945 den Befehl, „[…] innerhalb von 30 Minuten einen Plan der Teilung Koreas in Besatzungszonen auszuarbeiten und einem Entscheidungsgremium vorzulegen. Der so entstandene Vorschlag bezeichnete den nördlich der Hauptstadt Seoul verlaufenden 38. Breitengrad, der Korea in zwei etwa gleiche Hälften teilt, als Trennlinie, so daß Seoul, das jahrhundertelang bereits Koreas Hauptstadt gewesen war, in der amerikanischen Besatzungszone lag.“ (Kindermann 2001: 338)3 Der Bürgerkrieg hat dann später am Verlauf der Trennlinie wenig geändert, nach fast fünf Millionen Toten und unvorstellbarer Zerstörung verläuft die Grenze meist etwas nördlich vom 38. Breitengrad.
 
              Besonders demütigend empfinden viele in Korea die Vorgeschichte dieser Grenze. Japan hatte mit einem Krieg gegen China 1895 dessen Vorherrschaft über Korea beendet und danach Russland vorgeschlagen, eine militärische Demarkationslinie entlang des 38. Breitengrades zu etablieren. Das Zarenreich lehnte in Überschätzung der eigenen Kräfte ab und Japan verstärkte seinen Einfluß in Korea. Acht Jahre später, 1903, machte Moskau einen Kompromißvorschlag für eine neutrale Trennungszone am 39. Breitengrad, der etwas südlich von Pjöngjang verläuft. Tokio war nicht länger interessiert, besiegte Russland 1905 und begann schrittweise, ganz Korea als Kolonie zu übernehmen. (Lee, James 2001: 83 f.) Rund 50 Jahre nach dem ursprünglichen Vorschlag wurde Korea dann von den USA und der Sowjetunion dort geteilt, wo Japan dem Zarenreich eine Trennlinie einst vorgeschlagen hatte. Diese Vorgeschichte war 1945 Entscheidungsträgern in den USA unbekannt. (Acheson 1969: 536) Die 1945 erfolgte Trennung wird als Rückgriff auf frühere Teilungspläne betrachtet und sie bestätigte die Meinung vieler in Korea, ausländische Mächte hätten schon oft die Teilung der Halbinsel beabsichtigt.
 
              Die Teilung Deutschlands war auch deshalb besonders, weil sie aus vier Besatzungsgebieten und vier Sektoren in Berlin bestand, die dann zur Ost-West-Teilung wurden.
 
              Nach Meinung der damaligen Alliierten konnte nur eine Aufteilung Deutschlands dessen erneute Rolle als destabilisierender Faktor in Europa verhindern oder zumindest stark reduzieren. Über die Abtrennung von Gebieten im Osten und die Auflösung von Preußen herrschte grundsätzlich Einvernehmen, für die praktische Umsetzung und spätere Grenzziehungen gab es mehrere Vorstellungen. (Loth 2005)
 
              Winston Churchill war ein entschiedener Befürworter von Teilungsplänen, aber schon wenige Jahre nach Kriegsende, nach Beginn des „Kalten Krieges“, hielt er die dann praktizierte Art der Teilung Deutschlands für falsch. Sie sei eine scheußliche Spaltung. „Angesichts dieser Tragödie kann man nur sagen: ‚Sie kann nicht dauern.‘“ (Churchill 1985: 862, Hervorhebung im Original) Sie dauerte 45 Jahre. Er favorisierte eine Nord-Süd-Teilung, z. B. entlang der Mainlinie. Der südliche Teil sollte auch Österreich sowie Ungarn einschließen und mit Triest Zugang zum Mittelmeer erhalten. (Kettenmacher 1989: 234) Dieses Konzept lag nicht im Interesse Stalins, der für Europa andere geopolitische Machtvorstellungen hatte. Es ist denkbar, dass eine Nord-Süd-Teilung, ohne ein geteiltes Berlin, in Deutschland letztlich Zustimmung gefunden und auch über 1990 hinaus hätte Bestand haben können.
 
              Oft gab und gibt es oft willkürliche Grenzziehungen und die Teilung von Nationen. Suh Dae-Sook erwähnte 1968 Besonderheiten aus der neuesten Geschichte:
 
               
                Der entscheidende Unterschied zwischen früheren Grenzstreitigkeiten und den heutigen Teilungen liegt darin, daß man jetzt einen bisher einheitlichen, kulturell homogenen, politischen Nationalstaat in zwei Gebiete teilt, die wie im Falle Koreas und Vietnam, etwa gleich groß sind oder wie im Falle Deutschlands von verschiedener Größe, wobei man die einzelnen Teile gegeneinander ausspielt. Bedeutsamer ist es noch, daß man den geteilten Gebieten so unvereinbare politische Ideologien, wie Kommunismus und Demokratie, auferlegt. Die Teilung ist umso tragischer, wenn die aufgezwungenen politischen Ideologien der einheimischen politischen Kultur fremd sind und, wie im Falle Koreas, dazu führen, daß sich die gesamte Bevölkerung in zwei einander bekämpfenden Lagern gegenübersteht, von denen jede Seite eine nichtkoreanische Ideologie verficht. Ein anderes Merkmal dieser Teilung ist die fortgesetzte Unterstützung, die die einander feindlichen Weltmächte ihren Anhängern in ihren Sektoren gewähren, wodurch sie dazu beitragen, die Kluft zu vertiefen. Es ist inzwischen wirklich soweit gekommen, daß man die nun schon zwei Jahrzehnte währende Teilung und die Konsolidierung der jeweiligen Gruppen in ihren Sektoren als friedlichen Status quo anerkennt und jeden Versuch, die Teilung rückgängig zu machen und das Land wieder zu vereinigen, als „Bedrohung“ eines dauerhaften Friedens bezeichnet. (Suh 1968: 121 f.)
 
              
 
              Diese als friedensbewahrend eingeschätzte Wirkung des Status quo spielte bis 1990 eine Rolle in Deutschland, für Korea und China/Taiwan noch immer, auf Zypern kaum.
 
              Suh schrieb von aufgezwungenen Ideologien, die der einheimischen Kultur fremd seien. Das trifft auf Deutschland nur begrenzt zu, wo sozialistisches und kommunistisches Gedankengut durchaus bereits vorhanden waren. Er erwähnte damit aber eine Strategie, wie sie Stalin deutlich formulierte: „Stalin legte dar, wie er über die besondere Art des Krieges dachte, den wir zur Zeit führten: ‚Dieser Krieg ist nicht wie in der Vergangenheit; wer immer ein Gebiet besetzt, erlegt ihm auch sein eigenes gesellschaftliches System auf. Jeder führt sein eigenes System ein, soweit seine Armee vordringen kann. Es kann gar nicht anders sein.‘“ (Djilas, 1960: 146) In seinem 1944 erschienenen Buch meinte Willy Brandt, es sei klar, „[…] dass diejenige Macht, die in einem bestimmten Land Truppen stationiert hat, notwendigerweise einen gewissen Einfluss auf die politischen Verhältnisse dieses Landes ausüben wird.“ (Brandt 2023: 72)
 
              Ursprünglich als vorübergehend gedachte Teilungen können zum Dauerzustand werden. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden Deutschland und Korea in Besatzungszonen aufgeteilt, auch um die Errichtung neuer Staaten, neuer Systeme, zu ermöglichen. Die Nationalpartei (KMT) unter Chiang Kai-shek betrachtete den erzwungenen Rückzug auf Taiwan als vorübergehend und verstand die Insel primär als Sprungbrett für die Rückeroberung des Festlandes (光復大陸; 反攻大陸). Illusion wurde hier zur Politiklegitimierung und Herrschaftssicherung. Viele auf Taiwan und Zypern können sich im 21. Jahrhundert den jetzigen Status quo ihrer Insel als langfristig, als Dauerzustand vorstellen.
 
              Geteilte Nationen spielen eine spezifische Rolle im Internationalen System. (Kim/Kim 1973) Die Frage der Nützlichkeit von Teilungen ist unterschiedlich beantwortet worden. In den 1950er und 1960er Jahren wurden Teilungen wegen der Blockkonfrontation als gefährlich für den Frieden angesehen. Im Jahre 1968, mit Blick auf die damalige Lage in Vietnam, Korea und Deutschland, schilderte Jerzy Hauptmann eine aus seiner Sicht fehlgeschlagene Erwartung. Teilungen
 
               
                […] sollten, solange man noch auf der Suche nach einer Dauerlösung war, zum mindesten vorübergehend die Erhaltung des Friedens sichern. Diese Erwartung hat sich nicht erfüllt. Weder haben die Teilungen den Frieden gebracht, noch haben sie dazu beigetragen, den Weg zu einem dauerhaften Frieden zu erleichtern und zu beschleunigen. Statt den Frieden zu bringen, haben sich die Teilungen als Hindernisse auf dem Weg dorthin erwiesen, ja als friedensbedrohende Pulverfässer. (Hauptmann 1968: 107)
 
              
 
              Ab den 1970er Jahren, als sich Erfolge von Entspannung, Ostpolitik und Normalisierung zeigten, galt die Teilung Deutschlands, obwohl sie ein Unruhefaktor blieb, als förderlich für den Status quo und somit für Stabilität in Europa. Von der Teilung Zyperns geht keine akute Kriegsgefahr aus. Die Spannungen zwischen der VR China und Taiwan und zwischen den beiden Koreas sind allerdings nicht förderlich für Stabilität in Nordost-Asien, sie könnten sich schnell in explodierende Pulverfässer verwandeln.
 
              Geteilte Nationen haben Konfliktkomponenten unterschiedlicher Art, sie kennzeichnet auch ökonomisches Gefälle. In Irland ist der Teilungskonflikt historisch und religiös geprägt, auf Zypern spielen zusätzlich unterschiedliche Sprachen und Traditionen eine Rolle. Seit den Wirtschaftsreformen der VR China und dem großen Engagement von Firmen aus Taiwan dort, sind die Differenzen hauptsächlich politischer Art und beziehen sich auf unterschiedliche Geschichtsauslegung sowie Zukunftsvorstellungen. In Korea, werden gravierende ökonomische Unterschiede kurz ausgeblendet, erscheint der Konflikt vordergründig nur „politisch.“ Dort existiert zudem, besonders im Norden, eine der ethnisch homogensten Regionen der Welt, dennoch ist das Fallbeispiel Korea sehr kompliziert und die Teilung nach wie vor ein Gefahrenherd.
 
              Bei den hier behandelten Fällen hatte Deutschland zwei Besonderheiten, die geopolitische Lage von Berlin und die eingeschränkte Souveränität. Auch andere Hauptstädte, z. B. Jerusalem und Nikosia sind geteilt, der Westteil Berlins lag aber inmitten der SED-DDR.4 Die Stadt spielte eine vielseitige Rolle: Störpotenzial, Treffpunkt, Klammerfunktion und Experimentierfeld für Entspannung. Die durchgängige Betonung der Sonderrechte der Siegermächte erinnerte gerade in Berlin an deren Verpflichtung für Deutschland als Ganzes und daran, dass beide Staaten in Deutschland nicht völlig souverän waren.
 
              Neben Normalisierungs- und Einigungsprozessen bei noch geteilten Nationen gibt es auch Bemühungen, eine Loslösung zu erreichen. Christopher Roth hat Sezessionsbestrebungen und Territorien zusammengestellt, die sich um internationale Anerkennung bemühen. Sein Buch trägt den Titel: „Trennen wir uns“. (Roth 2015)
 
              Somaliland führte im Mai 2001 ein Referendum durch; der Verfassung und der Unabhängigkeit wurde mit 97 % der Stimmen zugestimmt.5 Interessant sind hier auch die Beziehungen zu Taiwan. Beide haben Vertretungsbüros in anderen Staaten, aber Somaliland ist von keinem völkerrechtlich anerkannt. Diese gemeinsame mißliche Lage war u. a. ein Grund, warum im Juli 2020 Verbindungsbüros eröffnet wurden, so das „Taiwan Representative Office“ in der Hauptstadt Somalilands. (Economist 2020) Der Name lautet Taiwan, nicht Taipei-Büro und „Republik China“ findet keine Erwähnung. In Texten und Reden verwendet Somaliland nur den Namen Taiwan, es ist eine angedeutete wechselseitige diplomatische Anerkennung. Die Republik China brauchte ihre Verfassung, ihren Namen, nicht zu ändern, sie gilt Somaliland als Taiwan. Es ist nicht auszuschließen, dass dies ein Präzedensfall werden könnte: Andere nennen die Republik China Taiwan, ohne dass diese es expressis verbis selbst tun muß. Im Fall von Somaliland hat die VR China protestiert, aber nicht massiv interveniert. Sie bot an, ein eigenes Büro zu eröffnen, sollte Somaliland auf ein solches in Taiwan verzichten. Im Fall von Litauen hat sie mit massiven Sanktionen reagiert. Dort wurde im November 2021 nicht ein Taipei- sondern ein „Vertretungsbüro Taiwans“ eröffnet, was für Taiwan ein großer Erfolg war.
 
             
            
              3.2 Deutschland
 
              Im Gegensatz zu China und Korea war die Kulturnation Deutschland als Staatsnation ein Nachzügler. Es gab einen großdeutschen Sprach- und Kulturraum, aber kleindeutsche Staatlichkeit. Für Friedrich Meinecke fußt eine Kulturnation auf Vorstellungen, die vorzugsweise auf einem gemeinsam erlebten Kulturbesitz beruhen und Staatsnationen definierte er als solche, „[…] die vorzugsweise auf der vereinigenden Kraft einer gemeinsamen politischen Geschichte und Verfassung beruhen.“ (Meinecke 1969: 28)
 
              Die späte Staatsnation Deutschland hat ihr Territorium oft verändert. Korea ist seit rund 1100 Jahren beides, Kultur- und Staatsnation, deren Territorium sich in dieser Zeit kaum veränderte. Im Verlauf der wechselvollen deutschen Geschichte waren Teilungen fast der Normalfall, für Korea ist Teilung die historische Ausnahme. Spätestens seit es im Jahr 936 der Koryŏ (Goryeo) Dynastie gelang, einen zentralen Einheitsstaat zu errichten, hatte dieser trotz Dynastiewechsel, Invasionen und Kolonialzeit bis 1948 Bestand. Durch die Qin Dynastie (221–206 v. Chr.) erfolgte die erste „Reichseinigung“ Chinas. Die Herrschaft war kurz, aber ihr gelang ein Staatsaufbau, ein Verwaltungssystem, eine Vereinheitlichung der Schrift und der Maßeinheiten, dem die anderen Dynastien dann rund 2000 Jahre folgten. Der deutsche Nationalstaat währte gerade einmal 75 Jahre und es war keine durchgängig glückliche Zeit, weder für die Mehrheit der Deutschen und gewiss nicht für andere Staaten. Genau genommen bestand ein zentraler Einheitsstaat nur von 1918 bis 1945, d. h. 27 Jahre, denn im Kaiserreich gab es noch Königreiche, von denen einige mit Sonderrechten ausgestattet waren.
 
              Die Entwicklung Deutschlands als geteilter Nation nach 1945 wird hier nicht nachgezeichnet, sie ist vielfach anderswo ausführlich dargestellt und analysiert worden. Es geht in diesem Kapitel um wichtige Etappen, die dann letztlich im Jahr 1990 zur deutschen Einigung führten: Aufteilung in Besatzungszonen gemäß den Verabredungen der Potsdamer Konferenz (Juli/August 1945), „Kalter Krieg“, die Blockade von West-Berlin, ergebnislose Konferenzen, wie die 1955 in Genf,6 Scheitern von Aufständen, wie 1953 in der SED-DDR, Respektierung der jeweiligen Herrschaftsbereiche und Absicherung dieses Status quo, Entspannungspolitik, Veränderungen in der Sowjetunion, Polen und Ungarn, friedliche Revolution und Mauerfall in Ostdeutschland. Der letzten Etappe gilt vermehrte Aufmerksamkeit.
 
              In der Spätphase des Zweiten Weltkrieges und in den Jahren unmittelbar danach erfolgte ein sowjetisches Vordringen. Es gab dann kaum noch, mit Ausnahme der Kubakrise, die einen nachhaltigen Lerneffekt bewirkte, riskante Änderungsversuche. Die Niederschlagung des Aufstandes vom 17. Juni 1953 und die Nicht-Intervention der Westmächte – wie später 1956 in Ungarn und 1968 in der ČSSR – machten deutlich, dass die Großmächte gegenseitig eine „Besitzstandwahrung“ akzeptierten. Der Bau der Mauer zeigte im August 1961 die Grenzen des Möglichen, aber auch die Interessen der Westmächte. Der US-Diplomat Gerald Livingstone sagte, man konnte natürlich nicht öffentlich verkünden, dass man den Bau der Mauer begrüßte. „Auf der anderen Seite: es erleichterte manches. […] Die Amerikaner haben gewußt, daß die Mauer gebaut wird, und sie haben vielleicht sogar diesem Bau zugestimmt. […] daß es der amerikanischen Außenpolitik dienlich war, das ist auch sicherlich wahr.“ (FES 1999: 88)
 
              Der Mauerbau bewirkte eine Art Wiedergeburt der SED-DDR, die dann eine abgesichertere Politik betreiben konnte. Die Westalliierten respektierten den Besitzstand der anderen Seite, die ihrerseits nicht die „Essentials“ des Westens reduzierte. Der Status quo galt als eine Voraussetzung für Stabilität. Als das ab 1989 nicht mehr funktionierte, gab es die Chance, dann die Notwendigkeit, zur Veränderung, was u. a. die Einigung Deutschlands ermöglichte.
 
              Ein Rückblick kann zeigen, dass der Keim für viel später eintretende Ereignisse früh gelegt wurde. Markus Wolf zitiert aus einem Gespräch mit Valentin Falin, das beide nach dem Ende der DDR führten.
 
               
                Nach den Ereignissen in Ungarn, im Nahen Osten und in Polen gewann das Thema Stabilität für Chruschtschow an Aktualität. Der zentrale Punkt war die innere Stabilität der DDR. Ich denke, daß die Krise der DDR, die mit der Katastrophe von 1989 endete, bereits 1953 begonnen hat. Die Zahl derer, die das Regime in der DDR unterstützten, war nie höher als dreißig Prozent, in der Regel niedriger. Folglich stellte sich irgendwann die Frage, die DDR entweder aufzugeben oder an der Grenze zur Bundesrepublik eine Ordnung einzuführen, die es ermöglicht, die Menschen daran zu hindern, das Land zu verlassen. (Wolf 1997: 132 f.)
 
              
 
              Im Jahr 1989 funktionierte dann diese „Ordnung“ nicht mehr. Deshalb war es notwendig, Veränderungen durchzuführen, d. h. eine Bewahrung der Stabilität in Europa mit anderen Mitteln, denn sowohl auf nationalen Ebenen, als auch international gab es neue Sachzwänge. Über Jahrzehnte hinweg war die Führung der SED-DDR stets darauf bedacht, herauszufinden, was die „Linie“ Moskaus sei, um ihr folgen zu können, denn, so ein lange propagierter Spruch: Von der Sowjetunion lernen, heißt siegen lernen. Deren Reformkurs ab Mitte der 1980er Jahre wurde dann aber nicht mehr gefolgt.
 
               
                Der erste Anstoß zur Veränderung dieses Status quo kam aus Moskau. Seit seinem Amtsantritt 1985 verfolgte Gorbatschow zwei strategische Ziele: erstens die Beendigung des Wettrüstens mit dem Westen und zweitens die Modernisierung und Demokratisierung der sowjetischen Gesellschaft. Dies bedeutete auch eine Übertragung des sowjetischen Reformmodells der Perestrojka auf die Bruderländer. Die KP-Regime hatten die Wahl, diesem Reformkurs zu folgen oder ihn zu verweigern. Die DDR gehörte, im Gegensatz zu Polen und Ungarn, zum Block der Verweigerer. Das schaffte die Voraussetzung für Flucht und Protest aus und in der DDR, die im Sommer 1989 die SED in Agonie stürzte und zur friedlichen Revolution in der DDR führte. (Karner 2015: 20)7
 
              
 
              Dem durch sie ausgelösten enormen Erwartungsdruck konnte die Partei nicht entsprechen, trotz ernsthafter Versuche der Modrow-Regierung. Ab November 1989 gab es eine brisante Kombination von Verspätung, zu großen Problemen und zu geringen Reformen, denn die Veränderungen sollten weitgehend innerhalb des alten Systemrahmens durchgeführt werden. Polen hatte schon 10 Monate vorher ein repräsentatives Diskussionsforum, den „Runden Tisch“, er tagte vom 6. Februar bis zum 5. April 1989. Das Machtmonopol der ungarischen KP (Ungarische Sozialistische Arbeiterpartei) wurde im Januar 1989 gebrochen. Erst am 1. Dezember 1989 strich die Volkskammer den entsprechenden Passus aus der Verfassung. „Die polnische Solidarność, Michail Gorbatschows Glasnost und Perestroika und die massive Fluchtbewegung von DDR-Bürgern werden in Ostberlin so lange ignoriert, bis es zu spät ist.“ (König 2019: 10; siehe auch Staadt 2019)
 
              
                Nutzenwandel der Teilung Deutschlands
 
                Der lange Weg zur Vereinigung ist durch Wechselwirkungen gekennzeichnet, die letztlich zu einer veränderten Bewertung der Teilung Deutschlands führten: Ohne Westbindung der Bundesrepublik keine Ostpolitik, ohne Entspannung und Ostpolitik keine intensivierte Zusammenarbeit in Europa sowie zwischen den USA und der Sowjetunion, ohne diese keine Normalisierung und Öffnung, ohne Normalisierung und größere Öffnung keine Veränderung bei der Einschätzung des Nutzens der Teilung Deutschlands, ohne diese keine friedliche Vereinigung. Eckart Conze hat die Bedeutung von Verknüpfungen bzw. Weiterentwicklungen benannt: „Adenauers Westintegration und Brandts Ostpolitik, vielleicht noch ergänzt durch die Politik des NATO-Doppelbeschlusses, schufen zusammen die Voraussetzungen, die 1989/90 die deutsche Einheit möglich werden ließen.“ (Conze 2011: 99. Creuzberger 2009)
 
                Der lange und oft leidvolle Weg von der Teilung (1945) bis zur Vereinigung Deutschlands (1990) kann grob in drei Etappen unterteilt werden, deren Zeitspannen immer kürzer wurden. Bei der ersten galt Sicherheit durch Abschreckung und Abgrenzung, danach folgte in der zweiten die Erkenntnis, dass Entspannung, Kooperation und Sicherheit keine Gegensätze sein müssen. Eine realistische Analyse der in den beiden ersten Etappen gemachten Erfahrungen, ein enormer Problemstau in der SU und andere Faktoren führten dann zur dritten. In ihr setzte sich ab Ende 1989, Anfang 1990 die Erkenntnis durch, dass ein vereintes, sich in Europa stärker integrierendes Deutschland besser geeignet sei für Stabilität und Sicherheit. Der Nutzen der Teilung reduzierte sich, denn deren politische und ökonomische Kosten stiegen, ohne einen Zugewinn an Sicherheit zu erbringen, im Gegenteil. Vom Besuch Ost-Berlins zum 40. Jahrestag der SED-DDR wird oft eine Feststellung Gorbatschows zitiert: Wer zu spät komme, den bestrafe das Leben. Lothar de Maizière hat das kommentierend spezifiziert: „Wörtlich sagte er allerdings: ‚Wer nicht auf das Leben reagiert, wird bestraft.‘ Was jedoch am Sinngehalt dessen, was er tatsächlich ausdrücken wollte, nichts änderte.“ (Maizière 2010: 37) Als am 1. November 1989 Egon Krenz Gorbatschow im Kreml seine Aufwartung machte, meinte dieser mit einem wohl ironischen Eigenlob, „damit habe er eigentlich über sich selbst gesprochen.“ (Stephan 1994: 200)
 
                Das Wort „Verspätung“ war im Oktober bezogen auf die SED-DDR zutreffend, in den folgenden Monaten wurde aber Ostdeutschland von einem Nachzügler zu einem Tempobeschleuniger. (Weinzierl/Wiegrefe 2015)
 
               
              
                Einschätzungen des Auslandes, besonders in der Sowjetunion
 
                Im Ausland waren die gravierenden Probleme der SED-DDR früher erkannt worden als in Deutschland und die Möglichkeit einer Wiedervereinigung wurde nicht mehr ausgeschlossen. In der SU gab es stets die Befürchtung, die beiden deutschen Staaten könnten sich zu einem gemeinsamen Vorgehen Richtung Vereinigung entschließen. Deshalb enthalten Äußerungen Moskaus fast immer Hinweise auf die Absprachen von Jalta und Potsdam, die Vorrechte der Siegermächte und den europäischen Zusammenhang.
 
                Während in Ostdeutschland 1989 lebhafte Diskussionen, auch an „Runden Tischen“, und große Demonstrationen stattfanden, überwog in der Bevölkerung Westdeutschlands abwartende Neugierde. Die friedliche Revolution in der DDR wandelte sich ab Dezember 1989 mit ihren Forderungen zu einer nationalen Revolution und im März 1990 ging aus den ersten freien Wahlen zur Volkskammer eine Regierungskoalition hervor, die neben einer fundamentalen Demokratisierung der DDR einen verhandelten Beitritt zur Bundesrepublik durchführte. In der Bundesrepublik gab es keine großen Solidaritätsdemonstrationen, was sich positiv auf die Perzeption des Auslandes bezüglich einer möglichen deutschen Einigung auswirkte, weil nicht der Eindruck entstehen konnte, die Deutschen drängten auf eine Vereinigung. Die friedliche Maueröffnung und die freudige Atmosphäre danach in Deutschland trugen viel zu einer positiven Einschätzung im Ausland bei, dass kaum Gefahr durch ein „Viertes Reich“ drohe. (Noh 2013)
 
                Viele Anzeichen wurden im Ausland so gedeutet, dass es zu einer Vereinigung kommen könnte. (Richter 2011: 40) Auf die Frage von Genscher, wann er erkannt habe, dass die deutsche Vereinigung unvermeidlich sei, antwortete Schewardnadse: „Schon 1986. Bereits zu jener Zeit äußerte ich im Gespräch mit einem sowjetischen Deutschland-Experten die Vermutung, daß dieses Problem demnächst aufkommen werde. Ich sagte damals, in der allernächsten Zukunft würde die deutsche Frage zum wichtigsten, für Europa ausschlaggebenden Problem aufrücken.“ (Schewardnadse 1991a: 155) Valentin Falin warnte spätestens ab 1986 vor großen Problemen in der DDR.
 
                Wjatscheslaw Daschitschew hielt eine Beendigung der Ost-West-Konfrontation ohne Lösung der deutschen Frage für nicht möglich. Er hatte 1987 in Moskau für interne Besprechungen einen Text zur sowjetischen Deutschlandpolitik vorgelegt, ein Beispiel für frühe konzeptionelle Überlegungen darüber, was langfristig im Interesse der Sowjetunion sei. (Daschitschew 1994)
 
                Die US-Regierung sei ab Frühjahr 1989 der Meinung gewesen, die deutsche Einheit stehe kurz bevor, so jedenfalls Botschafter Vernon Walters. (Walters 1994: 36)8 Der Botschafter der UdSSR, Kwizinskij, erklärte Ende April 1989 gegenüber Schewardnadse, der Zusammenbruch der DDR sei nur noch eine Frage von Tagen. (Schewardnadse 1991a: 160) Bei dieser Einschätzung stützte er sich auf Berichte sowjetischer Generalkonsulate in Leipzig, Karl-Marx-Stadt und Rostock. (Kotschemassow 1994: 147)
 
                Der sowjetische Generalstabschef Michail Moissejew erklärte am 4. Mai 1989 gegenüber dem Generalinspekteur der Bundeswehr, Admiral Wellershoff, die Geschichte, die Deutschland geteilt habe, müsse korrigiert werden und der Kommandeur der Landstreitkräfte Warennikow sagte am 29. Juni der BBC, die Wiedervereinigung sei Sache der Deutschen, der sich sein Land nicht widersetzen werde. (Spittmann 1989: 723)
 
                Vielen in der Sowjetunion war bewusst, dass sehr folgenreiche Veränderungen anstanden. Während der „Open Skies“ Konferenz in Ottowa im Februar 1990 vertraute ein enger Mitarbeiter von Schewardnadse seinem Tagebuch an: „Die Frage einer deutschen Einheit ist keine Frage von Schäfchenwolken auf dem Himmel der Welt. Für manche ist das eine Gewitterwolke, für uns überhaupt dichter Nebel am Horizont.“ (Karner 2015: 171)
 
                Die Veränderungen registrierte auch der Bundeskanzler. Er unterbrach im November 1989 seinen Besuch in Polen durch einen Kurzaufenthalt in West-Berlin, denn die Mauer war geöffnet worden. Dieser Aufenthalt hinterliess bei Kohl wegen massiver Störungen durch Demonstrierende einen sehr negativen Eindruck; er meinte, es „tobte ein linker Pöbel.“ (Kohl 2005: 968) Im deutlichen Kontrast dazu steht der 19. Dezember 1989 in Dresden.
 
                 
                  Später bezeichnete Kohl Dresden als sein Schlüsselerlebnis auf dem Weg zur deutschen Einheit. Der Jubel der Massen habe ihm gezeigt, dass die Menschen in der DDR die Wiedervereinigung wirklich wollten, und zwar bald. Bis zum 19. Dezember 1989 sei er überzeugt gewesen, dass die deutsche Einheit erst in drei oder vier Jahren möglich wäre. Dresden habe ihm jedoch schlagartig bewusst gemacht, wie günstig die Lage für eine Wiedervereinigung war. (König 2014: 145. Siehe auch Wirsching 2006: 665 f.)
 
                
 
                Bereits bei seiner Ankunft hatte er den Eindruck: „Die Sache ist gelaufen“ (Kohl 2005: 1020) und nach seiner Rede vor der Ruine der Frauenkirche war er überzeugt, die Einheit sei zu schaffen. „Das läuft. Ich glaube, das ist nicht mehr aufzuhalten, die Menschen wollen das. Das Regime ist definitiv am Ende.“ (Ebd. S. 1028)
 
                Auch in Polen wurde relativ früh mit der Möglichkeit einer Einheit Deutschlands gerechnet. Bei aller Sympathie sagten die polnischen Dissidenten ihren Freunden in der DDR, solange die „deutsche Frage“, vor allem die Grenzregelung, nicht geklärt sei, könne Polen den Warschauer Pakt und den RGW nicht verlassen. Aber es gab Verständnis für den deutschen Wunsch auf Vereinigung. Ewald König hat in diesem Zusammenhang auf frühe Publikationen der unabhängigen Gewerkschaft Solidarność hingewiesen und Marek Prawda zitiert: „Ich glaube, Polen war das erste Land, das recht offen über das Recht der Deutschen auf Vereinigung gesprochen hat. Es gibt viele Solidarność-Papiere aus der Zeit vor 1989, in denen es heißt: Es gibt kein freies Polen ohne vereinigtes Deutschland. Damals war das richtig ketzerisch.“ (König 2014a: 67) Immer wurde der größere Zusammenhang gesehen: mehr Spielraum gegenüber der Sowjetunion und Möglichkeiten für Europa. Der außenpolitische Berater des Auswärtigen Ausschusses des Senats von Polen, Dziewanowski, schrieb im Herbst 1989 in einem Artikel, die Vereinigung Deutschlands müsse nicht unbedingt nur einen Machtzuwachs bedeuten und die Angst vor ihr sollte in schöpferische Kraft umgewandelt werden. Dadurch könnte ein gesamteuropäisches System entstehen, das größere Sicherheit für alle bieten würde. (PA AA 1.) Diese Einschätzung war damals Mehrheitsmeinung in der Solidarność.
 
                Die Rolle Polens sowie die des „polnischen“ Papstes wird noch immer zu wenig gewürdigt. Die gesamte Dimension der Grenzfrage ist in Deutschland erst spät erkannt worden. Polen wurde 1945 nach Westen verschoben, lebte seitdem mit einer unsicheren Westgrenze und war stark von der SU abhängig. Ein wiedervereinigtes sowie kooperatives Deutschland, das die Grenze völkerrechtlich anerkennt, würde fast automatisch den Handlungsspielraum Polens erweitern. Nachdem sich Polen einige Jahre an die deutsche Einheit gewöhnt hatte, entstand der launige Spruch: Werden Polen gefragt, wer sind eure größten Feinde, antworten sie, erstens die Russen, zweitens die Deutschen und auf die Frage, wer sind eure größten Freunde, erstens die Amerikaner, zweitens die Deutschen.
 
                Von großer Bedeutung waren Veränderungen in der SU. Am 7. Juni 1989 äußerte sich Gorbatschow auf dem Gipfeltreffen der Warschauer Pakt Staaten in Moskau grundsätzlich zu Selbstbestimmungsrecht sowie Nichteinmischung und dann speziell zur deutschen Frage.
 
                 
                  Es gibt eine Frage, die bereits jetzt, wie mir scheint, im Rahmen der Erörterung, der Analyse der Veränderungen in Europa, besondere Aufmerksamkeit verdient. Ich meine die Frage der Vereinigung Deutschlands. Ich sage Ihnen sicher nichts Neues, wenn ich wiederhole: Wir sind vollkommen dafür, dass die Deutschen die Frage ihrer Zukunft selbst entscheiden. Dieses große Volk, das einen gewaltigen Beitrag zur Entwicklung der Zivilisation geleistet hat, besitzt wie auch jedes andere Volk, das heilige Recht, sein Schicksal eigenständig zu entscheiden. (Karner 2015: 273.)
 
                
 
                Einige Tage später trafen sich Gorbatschow und Kohl in Bonn. Im Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ stand aus diesem Anlaß:
 
                 
                  Dass der Osten Deutschlands auf Dauer nicht zu halten ist, war dem Kreml seit längerem klar. Glaubt man Schewardnadse, habe die sowjetische Führung die DDR bereits 1986 abgeschrieben. 1987 erklärt Valentin Falin, Moskaus Ex-Botschafter in Bonn: „Die Verfallserscheinungen in der DDR sind intensiver und tiefer als bisher angenommen.“ Und im Frühjahr 1989 liegt dem Politbüro ein Memorandum vor, in dem bereits von einer Konföderation zweier gleichberechtigter deutscher Staaten die Rede ist. (Spiegel 2009/44: 134)
 
                
 
                Das Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“, das oft meint, es ganz genau zu wissen, schrieb: „Als Gorbatschow im Juni 1989 die Bundesrepublik besucht, halten beide Seiten eine mögliche Wiederherstellung der staatlichen Einheit zwar für ‚Unsinn‘. Ansonsten aber bekommt Kanzler Kohl vom Kreml-Chef freie Hand: ‚Machen Sie mit der DDR, was Sie zustande bringen.‘“ (Ebd.)9
 
                Die deutschen und russischen Protokolle der Gespräche dieses Besuches betonen unterschiedliche Schwerpunkte. (Plato 2003: 40 f.) Die sowjetische Seite hebt vor allem Stabilität und Verringerung der militärischen Konfrontation, d. h. der Hochrüstung und Wirtschaftsfragen hervor. Gorbatschow hatte vielleicht ein besseres Gespür bzw. eine Vorahnung, was Entwicklungen in Europa auch im negativen Sinne bewirken könnten, deshalb die Betonung von Stabilität. In seinem Gespräch mit dem Bundeskanzler am 12. Juni 1989 nannte er die Reformbemühungen in der sozialistischen Welt große Veränderungen, die tiefgreifend seien. Es handele sich um sehr sensible Prozesse. Sollte von außen jemand mit einem Stock in diesem aufgewühlten Ameisenhaufen herumstochern, hätte das verheerende Konsequenzen. „Wenn jemand versuchen würde, von außen Einfluß zu nehmen, müsse dies zu Destabilisierung und Vertrauensverlust führen und gefährde die Verständigung zwischen Ost und West.“ (DE 1998: 283) Auch deshalb wurde das Selbstbestimmungsrecht im unmittelbaren Zusammenhang mit Nichteinmischung gesehen: Selbstbestimmung im Grundsatz ja, aber nicht von außen inspiriert und manipuliert. Konkret ging es darum, dass die Bundesrepublik die SED-DDR nicht destabilisieren solle. Ab Herbst 1989 tat dies die alte SED-Führung dann selbst. Der Anstieg der Flüchtlingszahlen, die mit Moskau nicht abgesprochene Öffnung der Mauer, d. h. einer Grenze des sowjetischen Sektors von Berlin und andere Entwicklungen wurden eine Gefahr für die Stabilität nicht nur Ostdeutschlands.
 
                In einer gemeinsamen Erklärung von Gorbatschow und Kohl vom 13. Juni 1989 steht: „Die Bundesrepublik Deutschland und die Sowjetunion erklären, daß man eigene Sicherheit nicht auf Kosten der Sicherheit anderer gewährleisten darf.“10 Das ist hier deutlich aufeinander bezogen und bedeutet, sollte eine Vereinigung die Sicherheit der SU tangieren, dann käme sie nicht in Frage. Schewardnadse schrieb dann später im Rückblick: „Es kann nicht angehen, es ist unmöglich, die eigene Sicherheit auf der Spaltung eines anderen Volkes aufzubauen.“ (Schewardnadse 1991: 250) Das ist deutlicher und mit der Akzentverschiebung auf Teilung. Ob nun durch historischen Rückblick gewonnene nüchterne Einsicht oder späte staatsmännische Klugheit, die Erkenntnis Schewardnadses veranlasst zu dem Kommentar, dass eine Teilung sehr wohl diese Funktion haben kann, nämlich teile und gewinne Sicherheit, und dies auch über einen längeren Zeitraum. Es kommt darauf an, ob, wann und wie sie diese Nützlichkeit verliert. Das tat sie friedlich nach 45 Jahren in Deutschland bzw. für Europa.
 
               
              
                Versuch der Problemlösung durch vermehrte Zusammenarbeit
 
                Diese Einsichten des Sommers wurden dann im Herbst auf eine harte Probe gestellt, denn Gorbatschow gewann den Eindruck, dass die Entwicklung sich gefährlich beschleunigte und in der SU nicht mehr beherrschbar sein könnte. Zum 50. Jahrestag des „Hitler-Stalin-Paktes“ formten Demonstrierende in den baltischen Unionsrepubliken eine 600 Kilometer lange Menschenkette und die Rufe nach Eigenstaatlichkeit wurden immer lauter. In der Ukraine kam es zu Streiks und ethno-politische Spannungen innerhalb der SU gewannen an Brisanz, so z. B. zwischen Aserbaidschan und Armenien. Apelle von Gorbatschow und seine Rufe nach Stabilität und die Betonung des Sozialismus zeigten kaum Wirkung. In dieser Situation wirkte die Lage in der SED-DDR im Spätherbst als brisanter zusätzlicher Ballast. Einen Kontrast dazu bildete die über Jahre intensivierte Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik.
 
                In der sowjetischen Führung verstärkte sich die Einsicht, die DDR könne nicht mehr gerettet werden, vor allem wegen der katastrophalen Wirtschaftslage, und die neue SED-Führung sei unfähig, die notwendigen Reformen durchzuführen; um der eigenen Probleme Herr zu werden brauche die Sowjetunion aber Stabilität und Zusammenarbeit, auch mit dem Westen. (Mueller 2016) Schewardnadse betonte am 6. Februar 1990 bei einer Diskussion im Plenum des ZK der KPdSU, nur durch eine breite internationale Zusammenarbeit sei es möglich, die brennendsten inneren Probleme zu lösen. (Karner 2015: 154.) Diese Lageanlayse beinhaltete auch die Überzeugung, der SED-DDR bei gewaltsamen Problemlösungsversuchen nicht zu helfen. Anatolij Tschernjajew notierte in sein Tagebuch, es gebe Informationen, beim Besuch von Gorbatschow zum 40. Jahrestag der DDR werde die Mauer gestürmt und Gorbatschow habe ihm gesagt, er werde kein Wort zur Unterstützung von Honecker sagen, aber die Republik und die Revolution unterstützen. (Galkin/Tschernjajew 2011: 186). Valentin Falin hatte am 30. September 1989 West-Berlins Regierendem Bürgermeister Walter Momper versichert: „Sowjetische Truppen werden sich in innenpolitische Angelegenheiten der DDR nicht einmischen.“ (Falin 1993: 488)
 
                
 
               
              
                Lageeinschätzung und Grundsatzentscheidung der sowjetischen Führung vom Ende Januar 1990
 
                Der von Gorbatschow und anderen angestrebte Umbau der SU konnte viele Probleme nicht lösen, sondern schuf neue. Der tragisch gescheiterte Reformer Michael Gorbatschow war nach dem treffenden Bonmot des britischen Politologen Archie Brown „Papst und Luther in einem“ – also zeitgleich Reformator und Bewahrer – und musste es sein. (Winkler 2023) Er trug zur Verunsicherung seines Staates bei, den auch das militärische Engagement in Afghanistan geschwächt hatte. Wegen dieser Entwicklungen und wegen Veränderungen in osteuropäischen Gesellschaften war es der SU nicht mehr möglich, ihre oft hegemoniale Position in der früheren Form aufrecht zu erhalten. Was die Einstellung gegenüber Deutschland anbelangt, so ist eine Besprechung vom 25. Januar 1990 wichtig. Gorbatschow traf sich mit einigen seiner wichtigsten Berater zu einer Analyse der Situation in Deutschland. (Plato 2003: 187–199) Die Zeit für eine solche Lageeinschätzung drängte, denn Besuche von Modrow, dem US-Außenminister Baker und Bundeskanzler Kohl standen kurz bevor.
 
                Von diesem Treffen gibt es unterschiedliche Protokolle und individuelle Erinnerungen, eine Beschlussfassung fand nicht statt, aber viele der Äußerungen waren vermutlich Mehrheitsmeinungen. Es herrschte Unsicherheit bezüglich der Einschätzung der zu erwartenden Entwicklungen sowie der zur Verfügung stehenden Alternativen und es war nicht klar, ob und wie die sowjetischen Truppen in Ostdeutschland als Machtmittel eingesetzt werden könnten. Gorbatschow und seine Gesprächspartner stellten u. a. fest, die DDR sei kein zuverlässiger Partner mehr, mit niemandem dort habe Moskau noch vertrauensvolle Beziehungen, sie sei in weiten Bereichen nicht mehr handlungsfähig und ihre Tage seien gezählt. Modrow wurde lediglich als eine Übergangsfigur angesehen und die Bundesrepublik, Helmut Kohl und die SPD, seien wichtige Akteure. Die damalige sowjetische Führung war weder willens noch in der Lage, die DDR im bisherigen Umfang weiterhin zu unterstützen. Später hat Helmut Kohl diese Entscheidungssituation drastisch kommentiert. Er soll gesagt haben, es sei ganz falsch, so zu tun, als wäre da plötzlich der Heilige Geist über die Plätze von Leipzig gekommen und hätte die Welt verändert. „Gorbatschow ging über die Bücher und musste erkennen, dass er am Arsch des Propheten war und das Regime nicht halten konnte.“ (Schwan/Jens 2014: 153)
 
                Die Lageanalyse vom 25. Januar 1990 veranlasste ihre Teilnehmer u. a. zu folgenden Schlussfolgerungen: Die Wiedervereinigung Deutschlands ist unvermeidlich. Sie entspricht dem Willen des deutschen Volkes und die SU sollte sich dem nicht entgegenstellen. Der Prozess der deutschen Einigung müsse aber beeinflusst werden und er solle sich langsam vollziehen. „Die UdSSR solle die Initiative zu einer Konferenz der ‚Sechs‘ ergreifen, also der vier Siegermächte und der beiden deutschen Staaten.“ (Gorbatschow 1995: 715) Damit hatte die Führung um Gorbatschow eine Grundsatzentscheidung getroffen.
 
               
              
                Veränderungen in der DDR
 
                Im Spätherbst 1989 war der Führung um Modrow klar, dass Reformen unvermeidlich seien und nur wenig Zeit dafür zur Verfügung stünde. Die DDR wollte Kredite und Kohl wollte andere Reformen. Er sagte am 8. November 1989 zur Lage der Nation im Bundestag, Kredite werden nur gewährt, wenn die SED auf ihr Machtmonopol verzichtet, freie Wahlen und die freie Zulassung von Parteien verbindlich zusichert, das gesamte Wirtschaftssystem grundlegend reformiert, die bürokratische Planwirtschaft abbaut und eine markwirtschaftliche Ordnung aufbaut. (DE 1998: 491) Das wäre das Ende der SED-DDR gewesen, was es dann einige Wochen später auch war.
 
               
              
                Übergangsphase 1989/90
 
                Ab April 1990 vollzog sich ein zweistufiger Prozess: eine fundamentale Reform und Demokratisierung Ostdeutschlands und ab Juli 1990 zeitgleich eine Übertragung des Systems der Bundesrepublik auf die DDR. Es gab eine starke Aufbruchstimmung, getragen von übergroßen Erwartungen, von Hoffnungen und viel Idealismus, ohne die Möglichkeit sorgfältiger Vorbereitung und behutsamer Umsetzung.
 
                Wichtig für diese Umbruchphase waren auch „Runde Tische“. Der „Runde Tisch“ in der DDR tagte vom 7. Dezember 1989 bis zum 12. März 1990. Hier trafen sich Vertreter:innen etablierter Parteien und Institutionen sowie Angehörige von Oppositionsgruppen als gleichberechtigte Diskussions- und Verhandlungspartner:innen. Von oppositioneller Seite waren es Persönlichkeiten aus der Bürgerbewegung, führende Mitglieder aus Kirchen, Angehörige der Intelligenz, Künstler:innen, Hausfrauen und viele Menschen, die überzeugt waren, sie könnten und müssten sich jetzt engagieren.
 
                Der „Runde Tisch“ machte konkrete Vorschläge, er war Anlaufstelle für Beschwerden und hatte eine Ventilfunktion für Unmut, er war ein Ort der Solidaritätsbildung und Solidaritätsverstärkung. Er hatte zwar wenig direkte und nachhaltige politische Einwirkungskraft, war aber eine wichtige Institution, die mit unterschiedlichsten Formen der Demokratie experimentierte.
 
                Die Teilnahme an der friedlichen Revolution bewirkte Stolz. Das Verlangen nach Veränderung und die Bewegung zur deutschen Einheit wurden von der Bevölkerung der DDR getragen. Nach zuverlässigen Umfragen hielten im Frühjahr 1989 nur noch 7 % der BRD-Bevölkerung eine Vereinigung für realistisch bzw. glaubten sie, dass diese noch zu ihren Lebzeiten erfolgen würde. (Glaab 1999: 144. Weidenfeld/Glaab 1995) Das Interesse an Ostdeutschland hatte nachgelassen, die Westdeutschen hatten sich in ihrer „[…] Bundesrepublik eingerichtet und mit der Teilung, wenn auch vielleicht nicht angefreundet, aber doch insgesamt abgefunden.“ (Bredow 2010: 101)
 
                Die drängender werdende Erwartungshaltung der überwiegenden Mehrheit der DDR-Bevölkerung spielte eine große Rolle. „Überwiegende Mehrheit“ ist keine präzise Angabe, aber es ist nicht möglich, hier genauer zu formulieren. Umfassende Meinungsumfragen gab es nicht in der DDR, und den Umgang mit Demoskopen aus dem Westen mussten die Menschen nach dem Fall der Mauer erst einüben, außerdem mangelte es an Infrastruktur, z. B. Telefon, für schnelle repräsentative Erhebungen. Meinungsumfragen kurz nach Öffnung der Mauer ergaben eine eher zurückhaltende Einstellung zu einer möglichen Vereinigung. Im November 1989 waren etwa 48 % der befragten Ostdeutschen für eine deutsche Einheit, im Februar 1990 dann allerdings um die 80 %, wobei nicht völlig klar war, welche Art von Einheit ihnen vorschwebte. Die Politik, d. h. Regierung und Parlament mussten aber dieser Erwartungshaltung Rechnung tragen. Sie bewirkte Druck, war aber auch Legitimierungshilfe für Veränderungen in der DDR.
 
               
              
                Friedliche Revolution in der DDR
 
                Ohne eine friedliche Revolution in der DDR wäre es nicht zu dieser Entwicklung gekommen. Sie war friedlich auf Seiten der Demonstranten, die SED-Staatsseite hingegen war nicht friedlich, sondern anfänglich gewalthaft. Entscheidend wurde dann nicht ein Umschlagen von Quantität in Qualität, sondern deren Kombination: Anzahl der Demonstrierenden, Inhalt der Forderungen und Gewaltfreiheit. Marek Prawda schildert eine polnische Sichtweise, d. h. von der Solidarność. „Damals haben wir mit viel Hoffnung auf die DDR geschaut, was sich da tat. Diese große Demonstration an der Nikolaikirche im Oktober war für uns in Warschau außerordentlich wichtig. Uns war klar: Allein haben wir keine Chance auf eine tragbare Lösung. […] Als die Stasi bei der großen Demo in Leipzig zum ersten Mal nicht angriff, weil es zu viele Leute waren, wussten wir, das ist ein Knick, da ist was im Gange.“ (König 2014a: 65 f.)
 
                Die sichtbar-aktive Opposition war nicht die Mehrheit der Bevölkerung. In Leipzig waren es am 9. Oktober 1989 rund 70.000, die demonstrierten, in Ost-Berlin am 4. November mehr als eine halbe Million. Bemerkenswert ist, dass es sich um die größte Massendemonstration in der Geschichte Ostdeutschlands, um die erste staatlich genehmigte Demonstration handelte und dass deren Abschlusskundgebung vom Fernsehen übertragen wurde. Damals hatte die SED noch 2,3 Millionen Mitglieder. Es war nicht die Mehrheit, die offen opponierte, aber genug, um eine kritische Masse zu erreichen. Wichtig waren auch deren Methoden, denn darauf hatte die SED-Führung keine adäquaten Antworten.11
 
                Mielke, Minister für Staatssicherheit, soll zu Honecker gesagt haben, man könne nicht Hunderttausende zusammenschlagen. Ob er diese Feststellung mit Bedauern machte, ist nicht zu ermitteln, darf aber vermutet werden. Horst Sindermann erklärte im Nachhinein, man habe alles geplant, sei auf alles vorbereitet gewesen, nur nicht auf Kerzen und Gebete. (WN 2009)12 In Leipzig stellten sich Ordner mit Kerzen vor den Eingang der Stasi-Zentrale, d. h. die, die gegen das Regime und seine Geheimpolizei demonstrierten, schützten diese Geheimpolizei.
 
                Die damaligen Bürgerrechtler:innen hatten präzise Vorstellungen von dem, was sie nicht wollten und nur vage Vorstellungen von dem, was sie erwartete. Mehrheitlich wollten sie wohl eine andere, demokratische und freie DDR. Die Gewaltfreiheit, die „offene Sicht“ auf die Zukunft, die Beteiligung unterschiedlichster Gruppen der Bevölkerung und die Berichterstattung in den Medien gehörten zu den Faktoren, warum diese friedliche Revolution glaubwürdig und erfolgreich war. (Trampe 2014) Es gelang 1989/90 ein nachhaltiger Regimewechsel. (Winkler 2023)
 
               
              
                Modrows „Rettungsversuch“
 
                Hans Modrow wollte zwischen November 1989 und März 1990 von der „alten“ DDR retten, was wert war, gerettet zu werden und zwar durch Reformen innerhalb der eigenen Partei, mit den anderen Parteien sowie Bürgerbewegungen und „Runden Tischen.“ Er hoffte dabei auf Verständnis der Bevölkerung sowie auf Hilfe aus der Bundesrepublik. Es ging ihm um Erhalt und Reform möglichst vieler „sozialistischer Errungenschaften“ der DDR, die Ersetzung der Verantwortungsgemeinschaft beider deutscher Staaten durch eine Vertragsgemeinschaft – Konföderation und Neutralität derselben, aber keine Wiedervereinigung – und um massive finanzielle Unterstützung durch die Bundesrepublik.
 
                Modrow war überzeugt, die Existenz der DDR sei ein Unterpfand für Stabilität und den Erhalt des Status quo in ganz Europa. Auf die Frage, ob die DDR nicht vor allem ökonomisch am Ende gewesen sei, so dass es keine Alternative zur Einheit gab, antwortete er: „Wie kommen Sie darauf? Die DDR hätte durchaus weiterexistieren können. Was Sie allein schon am Fortbestand von Kuba und Nordkorea sehen können. Wenn die DDR nicht von Gorbatschow verraten und verkauft worden wäre, würde es sie auch heute noch geben.“13
 
                Nicht mitbekommen oder übersehen hatte Hans Modrow damals, dass viele Menschen u. a. mit Demonstrationen im Spätherbst 1989 und der Wahl im März 1990 zum Ausdruck brachten, dass sie eine Weiterexistenz der DDR nicht wünschten und auch nicht wie auf Kuba oder in Nordkorea leben wollten.
 
                Wichtig war für Modrows Pläne die Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik, von der er Entgegenkommen und Unterstützung erwartete. Bei seinen Gesprächen mit Helmut Kohl am 12./13. Februar 1990 in Bonn forderte er, gestützt auch auf einen Beschluss des „Runden Tisches“, einen „Solidarbeitrag“ von 10 bis 15 Milliarden DM. (DE 1998: 814 ff., 821 ff.) Die Zahlung sollte ohne konkrete Zweckbestimmung erfolgen. Kohl lehnte ab, denn er wollte die DDR in ihrem damaligen Zustand durch Westgeld nicht künstlich am Leben erhalten, sondern sah die große Chance einer friedlichen Vereinigung, die ebenfalls erhebliche Kosten verursachen würde, deren Höhe allerdings nicht abzuschätzen war.
 
                Der Nachfolger Modrows, Lothar de Maizière und seine Regierung wollten die DDR nicht erhalten, sondern sie beitrittsfähig zur Bundesrepublik machen; dafür wurden hauptsächlich drei Ziele angestrebt, die in engem Zusammenhang zueinanderstanden. Aufbau einer neuen, durch Wahlen legitimierten staatlichen Struktur auf allen Ebenen, denn bislang war die SED der entscheidende Akteur. Schnelle, tiefgreifende Demokratisierung der DDR sowie die Errichtung eines Rechtsstaates. Vorbereitung und Durchführung von Verhandlungen über die deutsche Einheit, d. h. Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland und dessen internationale Absicherung durch den 2+4-Vertrag.
 
                Probleme im Zusammenhang mit der Währungsunion, das Auseinanderbrechen der Koalitionsregierung, im August 1990 trat die SPD aus und damit hatte de Maizière keine Mehrheit mehr im Parlament, und andere Schwierigkeiten wirkten mit am sich beschleunigenden Autoritätsverlust der Regierung, was der Bevölkerung den Eindruck vermittelte, die Regierung sei nicht in der Lage, die notwendigen Reformen schnell genug durchzuführen. Viele waren deshalb der Meinung, es sei sinnvoll und notwendig, möglichst bald der Bundesrepublik beizutreten.
 
                Im Verlauf ihrer Existenz wurden bestimmte Zeiträume in und für Ostdeutschland immer kürzer:
 
                41 Jahre Existenz des Staates: Vom 7. Oktober 1949 bis zum 2. Oktober 1990.
 
                28 Jahre hermetisch abriegelnde Grenze: Vom 13. August 1961 bis zur Öffnung der „Berliner Mauer“ am 9. November 1989.
 
                18 Jahre Normalisierungsprozess: Vom Grundlagenvertrag zwischen beiden Staaten in Deutschland (21. Dezember 1972) bis zur Vereinigung am 3. Oktober 1990. (Nakath/Stephan 1996)
 
                Ein Jahr fundamentale Demokratisierung: Vom massiven Bürger:innenprotest 1989 bis zur Einigung 1990.
 
                Einige Monate Wandel der friedlichen Revolution: Von der demokratischen Revolution im Herbst 1989 zur nationalen Revolution im Frühjahr/Sommer 1990. Von der Parole „Wir sind das Volk“ zu „Wir sind ein Volk!“
 
                Vier Monate Reform-, Konsolidierungs- und Übergangsbemühungen der Regierung Modrow. In diesen Zeitraum fallen u. a. das „Zehn-Punkte-Programm“ von Helmut Kohl (28.11.1989), der Antrittsbesuch von Egon Krenz bei Gorbatschow (31.10.1989), Treffen von George Busch Sen. und Michail Gorbatschow in Malta (2.-3.12.1989), Treffen von Bush und Kohl am 3. Dezember 1989 in Laeken bei Brüssel, wo der Präsident sagt, er vertraue darauf, dass der Bundeskanzler Deutschland zur Vereinigung führen werde (DE 1998: 600–609. Sarotte 2023: 65), Helmut Kohl in Dresden (19.12.1989), der Besuch von Hans Modrow im Kreml (30.1.1990), Gespräche im Kreml von US-Außenminister Baker (7.2.1990) und Helmut Kohl (10.-11.2.1990); Baker informierte Kohl ausführlich über seine Besprechungen.
 
                Sechs Monate Regierung de Maizière mit Demokratisierung und Vorbereitung der Vereinigung durch Beitritt.
 
                Mit zunehmendem Tempo der Entwicklungen stiegen auch Erwartungen der Bevölkerung in Ostdeutschland, die wichtig waren für politische Entscheidungen.
 
                Neun prägnante Entwicklungen bzw. Ereignisse ragen aus der turbulenten Zeit der Jahre 1989/90 besonders heraus:
 
                 
                  	
                    Eine Migrationswelle von Ost nach West. Der SED-DDR liefen die Menschen davon.

 
                  	
                    Eine friedliche Revolution, die zur Demokratisierung der DDR führte.

 
                  	
                    Wahl mit einer Wahlbeteiligung von 93,38 % am 18. März 1990, deren Ergebnis den Wunsch einer Mehrheit der Bevölkerung nach schnellem Beitritt zur Bundesrepublik bekundete.

 
                  	
                    Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion mit der DDR ab dem 1. Juli 1990, die eine wesentliche Weichenstellung auf dem Weg zur deutschen Einheit war und einen beträchtlichen Souveränitätsverlust der DDR bedeutete.

 
                  	
                    Die Volkskammer beschließt am 23. August 1990 den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik nach Artikel 23 des Grundgesetzes zum 3. Oktober 1990. Bei dieser Abstimmung hatte die Mehrheit der Mitglieder der Volkskammer noch keine genauen inhaltlichen Kenntnisse vom Einigungsvertrag und auch nicht vom 2+4-Vertrag. Aber der Druck seitens der Bevölkerung zur schnellen Vereinigung war enorm.

 
                  	
                    Unterzeichnung des Einigungsvertrages am 31. August 1990. Es hatte in der Volkskammer mehrere spontane Anträge zum sofortigen Beitritt der DDR zur BRD nach Artikel 23 des Grundgesetzes gegeben. Am 1. August teilte Ministerpräsident de Maizière Helmut Kohl mit, auch in seiner CDU-Fraktion gebe es mehrere Stimmen, die sich nicht mehr bändigen ließen, es bestünde die Gefahr, „[…] dass durch eine Zufallsmehrheit in der Volkskammer der Beitritt sofort beschlossen werden könnte.“ (Maizière 2010: 267)

 
                  	
                    Zustimmung der Sowjetunion zu einer NATO-Mitgliedschaft des vereinigten Deutschlands.

 
                  	
                    Unterzeichung des 2+4-Vertrages zur internationalen Absicherung der Vereinigung am 12. September 1990.

 
                  	
                    Ratifizierung des Einigungsvertrages durch die Volkskammer und den Bundestag am 20. September 1990.

 
                
 
               
              
                Die Bedeutung Berlins für das geteilte Deutschland und das Berlinabkommen vom September 1971
 
                Im Vergleich zu Korea war die deutsche Teilung weniger brutal, es gab viel mehr Kontakte und Zusammenarbeit, aber sie war komplizierter wegen der Vorrechte der Vier Siegermächte (Goetze 1990), und auch wegen der „politischen Geografie“, d. h. wegen der Situation in und um Berlin. (Langguth 1990. Wetzlaugk 1985) Es war eine hilfreiche Kompliziertheit, denn sie hatte positive Wirkung. Ein Politiker aus dem Westteil der Stadt sagte, so lange das Brandenburger Tor geschlossen ist, bleibt die deutsche Frage offen.14
 
                Humorvolle Politgeografen sprachen damals davon, dass die Welt drei Pole habe: Nordpol, Südpol und Westpol. Am Nordpol, egal wohin du blickst, ist es immer Süden, am Südpol ist es immer Norden, wer aber in West-Berlin ist, kann blicken wohin er will, es ist immer Richtung Osten.15
 
                Die Lage von West-Berlin, nicht an der Grenze, sondern inmitten von Ostdeutschland, ist ein wichtiger Unterschied im Vergleich zu anderen geteilten Nationen. (Bender 1987) Außerdem blieb Deutschland während der Teilung ein wichtiges Transitland in der Mitte Europas. West-Berlin war trotz Beeinträchtigungen ein Treffpunkt sowie Bindeglied und spielte eine wichtige Rolle für Erhalt und Stärkung des deutschen Zusammengehörigkeitsgefühls. Ob diese Wirkung noch stärker gewesen wäre, hätte Berlin schon früh Hauptstadt und Regierungssitz der Bundesrepublik sein können, bleibt reine Spekulation, die aber zurückblickende Phantasie anregt.
 
                Im September 194916 beschloss der Bundestag auf Antrag der SPD-Fraktion, Berlin solle in Zukunft wieder Hauptstadt werden; ein Beschluß ohne praktische Konsequenz. Am 1. November gab es einen konkreteren Antrag mit nur zwei knappen Sätzen. Die KPD-Fraktion des Bundestages beantragte die Verlegung von Bundesbehörden nach Berlin, als der Hauptstadt Deutschlands und der Bundestag solle sich alsbald dort versammeln. Die SPD-Fraktion übernahm durch einen am 3. November angenommenen Änderungsantrag zwar den Grundgedanken, verknüpfte aber die Verlegung mit vorher abzuhaltenden freien Wahlen in ganz Berlin und in der sowjetischen Besatzungszone. Damit war die Initiative des Antrages der KPD-Fraktion erledigt und weitere Diskussionen oder gar konkrete Planungen wurden verhindert.17 Vermutlich wäre eine praktische Umsetzung ohnehin illusorisch und nur schwer mit Vorrechten der Vier Siegermächte in Einklang zu bringen gewesen, denn deren Stadtkommandanten waren die obersten Autoritäten in Berlin. Rückblickend ist aber zu bedenken, dass dieser Vorschlag zu einer Zeit gemacht wurde, als die Teilung noch nicht zu verfestigt war.
 
                Teilungen bewirken eine Einengung des Handlungsspielraums von betroffenen Nationen, der in einigen Fällen durch Nichtanerkennung, (DDR, Republik China, TRNZ) und Sanktionen zusätzlich belastet ist (VR China, DVRK). Über einen längeren Zeitraum waren Hongkong und West-Berlin ideale Plätze, um solche Restriktionen zumindest teilweise zu umgehen. Nikosia, die geteilte Hauptstadt Zyperns, hat keine solche Funktion. Jerusalem gilt als unlösbares Problem, denn beide Hauptkonfliktparteien, Israel und Palästinenser, betrachten die Stadt als ihre alleinige, unteilbare Hauptstadt. Eine Zweistaatenlösung schien eine allgemein, zumindest gedanklich, akzeptable Lösung zu sein. Weil diese auch wegen der Lage Jerusalems nicht realisiert wurde, ist hier eine Lösung genauso schwierig wie dringlich, denn auch an ihr hängt wesentlich die Gesamtlösung, ob nun als eine „im Prinzip“ ungeteilte Doppelhauptstadt mit getrennten Verwaltungen, oder eine andere Alternative.
 
                
                  
                    Tab. 1:Geteilte Hauptstädte und Orte mit besonderer Funktion

                  

                     
                        	Land/Begegnungsort
                        	Lage
                        	Eigenschaften
   
                        	China/Taiwan
Hongkong
(auch Macau)
                        	Im Süden der chinesischen Provinz Guangdong; anderthalb Flugstunden von Taipei entfernt.
Bis 1997 britische Kolonie.
                        	Bis zu direkten inoffiziellen Gesprächen war Hongkong ein guter neutraler Treffpunkt für Kontakte zwischen der VR China und Taiwan sowie Platz für Finanztransaktionen und das Umgehen von Embargos.
Auch Vertreter aus beiden Staaten Koreas trafen sich in Hongkong.
 
                        	Deutschland
Berlin
                        	West-Berlin, mitten in der DDR gelegen.
                        	Viermächtestatus, d. h. Verantwortung der Hauptsiegermächte für Deutschland und Berlin. Während der Teilung Deutschlands offene Wunde und Klammerfunktion zugleich. Begegnungs-, Kommunikations- und Informationsort. West-Berlin hatte in dieser Zeit enge Bindungen an die BRD, gleiches politisches und ökonomisches System. Veränderungen in Deutschland und Europa ermöglichten eine Entwicklung von 4+2 (Berlinabkommen, 1971) zu 2+4 (Erlangung von Souveränität und Einheit, 1990).
 
                        	Korea
Panmunjom
                        	Keine Stadt, nur ein Verhandlungsort in der „gemeinsamen Sicherheitszone“ der „Entmilitarisierten Zone“, streng kontrollierter Zugang. 50 Km nördlich von Seoul, ca. 200 Km südlich von Pjöngjang.
                        	Ort der Spannungen mit bizarren Ritualen, kafkaeske Atmosphäre, wenig förderlich für offene Gespräche und Kompromissfindung. Souveränitätsbeeinträchtigung durch internationale Kontrollkommission und Mandat der Vereinten Nationen.
Die Atmosphäre hat sich durch Aufhübschung mit neuen Gebäuden und vermehrten Treffen etwas verbessert. Aber auch Gipfeltreffen, die dort 2019 stattfanden, hatten keine nachhaltige Wirkung.
 
                        	Israel/Palästina
Jerusalem
                        	Wie Nikosia ebenfalls an der Grenzlinie gelegen. Seit 1967 wird die ganze Stadt von Israel kontrolliert.
                        	Eine von beiden Seiten als Hauptstadt beanspruchte Stadt.
Ein Ort für Treffen und Austausch, aber zugleich ein brisanter Spannungsherd, der neben vielen anderen Gründen eine Normalisierung erschwert.
 
                        	Zypern
Nikosia/Lefkoşa
                        	Direkt an der Grenze, seit 1974 geteilt.
                        	Doppelte Hauptstadt. Seit 2003 selektiv durchlässige Grenze. Wenig direkte Kontakte, kaum Austausch.
  
                  

                
 
                Eine Quelle für Streitigkeiten zwischen beiden Staaten in Deutschland und zwischen der SU einerseits sowie den anderen drei Hauptsiegermächten andererseits waren der Status und die Lebensfähigkeit des westlichen Teils von Berlin, dessen einzig freier Zugang der Luftweg war, über die drei „Luftkorridore.“ Auch in Gesamt-Berlin galt der Viermächte-Status; jede der vier Hauptsiegermächte hatte einen Sektor und die oberste Autorität waren die Stadtkommandanten. Die praktische Ausübung dieser Rechte blieb weitgehend deutschen Stellen überlassen. Die Wahlberechtigten West-Berlins konnten nicht an Wahlen zum Deutschen Bundestag teilnehmen. Ihre Abgeordneten wurden ernannt, Bundesgesetze mussten mit einem Überleitungsverfahren in West-Berlin in Kraft gesetzt werden, allerdings galt dort die gleiche politische und Wirtschaftsordnung wie in der BRD, z. B. als Zahlungsmittel auch die Deutsche Mark. Häufig kam es zu schweren Behinderungen auf den Landverbindungen von und nach Berlin, und die Einwohner:innen von West-Berlin konnten nach dem Bau der Mauer am 13. August 1961 nicht mehr den östlichen Teil der Stadt besuchen. Später war dies nach Beantragung von Passierscheinen möglich. Wegen dieser prekären Lage blieb West-Berlin ein Bauer auf dem Schachbrett politischer Erpressung und erst im September 1971 brachte das Viermächte-Abkommen über Berlin18 signifikante Verbesserungen und es hatte weitreichende Folgewirkungen.
 
                Vermutlich wäre ein Arrangement mit der Teilung zwischen beiden Staaten in Deutschland leichter gewesen, hätte es nicht diese ganz spezielle politisch-geografische Lage von West-Berlin gegeben. Sie trug dazu bei, besonders durch das Abkommen vom September 1971, dass die Ostpolitik, die Normalisierung, betrieben werden konnten. Es gab ein Junktim; in den Worten von Willy Brandt: „Ich teilte mit, daß wir den Moskauer Vertrag erst ratifizieren würden, wenn die Vier Siegermächte ihre Verhandlungen über Berlin befriedigend abgeschlossen hätten.“ (Brandt 1992: 204) Dieses Junktim betonte Brandt auch gegenüber den USA, so in einem Brief vom 14. November 1970 an Präsident Nixon. „Der am 12. August 1970 unterzeichnete deutsch-sowjetische Vertrag kann nur in Kraft treten, wenn die Lage in und um Berlin durch eine zeitlich nicht begrenzte Vereinbarung wirksam verbessert wird.“ (Nakath 2001: 787)
 
                
 
                Egon Bahr schrieb später über das Abkommen:
 
                 
                  Wir hatten keine Kompetenzen in Berlin, das rechtlich kein Teil der Bundesrepublik war, aber vitale Interessen. Keine der Vier Mächte wollte eigentlich etwas ändern. Sie ließen sich überzeugen von einem deutschen Konzept, das ihre Interessen voll berücksichtigte, mit dem Ergebnis, dass sie zum ersten Mal nach dem Kriege eine Vereinbarung am Brennpunkt des Kalten Krieges nicht ohne die Mitwirkung der beiden deutschen Regierungen abschließen konnten. (Bahr 2003: 44 f.)
 
                
 
                Das Abkommen bewirkte eine Vier-plus-Zwei Entwicklung. Die Vier Siegermächte bekannten sich zur Verantwortung für Gesamtberlin und beauftragten die beiden Staaten in Deutschland zur Ausführung praktischer Schritte. Interessant ist die Bereitschaft der Vier zur Kompromissfindung. Da bei den offiziellen Namen keine Einigung zu erzielen war, steht für Berlin „betreffendes Gebiet“ (relevant area), oder „Westsektoren“ und für die Bundesrepublik bzw. die DDR „die zuständigen deutschen Behörden.“ Ein offizieller deutscher Text des Abkommens existiert nicht, weil in ihm die Frage der Bezeichnungen erneut hätte unüberwindbare Schwierigkeiten bereiten können. In den Anhängen steht „Bundesrepublik Deutschland“ und „Westsektoren Berlins.“ Offiziell sind nur die Vertragstexte in Englisch,19 Französisch und Russisch, denn es gab keine deutsche vertragsschließende Partei. Die deutschen Übersetzungen differieren und die SED-DDR verwandte stets Mühe darauf, von einem Abkommen lediglich über „Westberlin“ zu sprechen.
 
                Die Verhandlungen begannen im März 1970, sie wurden zeitlich parallel geführt mit denen über Verträge zwischen der BRD einerseits sowie der Sowjetunion und Polen andererseits. Förderlich war ein Treffen zwischen Brandt und Breschnew auf der Krim in Oreanda vom 16. bis 18. September 1971. Es war lange vorbereitet worden, wurde aber erst nach Unterzeichnung des Abkommens möglich.20
 
                Der Zusammenhang zwischen den Verträgen war offenkundig, über die Reihenfolge gab es unterschiedliche Auffassungen. Breschnew wollte erst die Ratifizierung des Moskauer Vertrages, dann das Inkrafttreten des Viermächte-Abkommens. Brandt konnte ihn umstimmen und äußerte sich zu der Idee von Breschnew über eine europäische Sicherheitskonferenz positiv. Sie gehörte zu den Hauptanliegen des sowjetischen Parteichefs. Zu dieser Zeit wurde auch zwischen der Bundesrepublik und der SED-DDR intensiv über ein Transit-Abkommen verhandelt, eine Art praktischer Umsetzung des Viermächte-Abkommens; auch hier sind Verknüpfungen evident. Im Artikel 21 der Transitregelung, (Unterzeichnung am 17.12.1971), steht, dass es gleichzeitig mit dem Viermächte-Abkommen in Kraft tritt und mit ihm zusammen in Kraft bleibt.
 
                Peter Bender hat die Signifikanz des Abkommens hervorgehoben, denn es bewirkte, dass die Verträge von Moskau und Warschau in Kraft treten und Verträge mit Ost-Berlin und Prag ausgehandelt werden konnten. „Es verknüpfte Bonns Entspannungspolitik mit der westeuropäischen und amerikanischen.“ (Bender 1995: 193)
 
               
              
                Von Vier plus Zwei zu Zwei plus Vier
 
                Vierzig Jahre nach Unterzeichnung des Viermächte-Abkommens betonten Egon Bahr und John Kornblum dessen Wichtigkeit in einem Zeitungsinterview. (Tagesspiegel 2011)21 Sie hoben dessen damalige Bedeutung sowie positive Folgewirkung hervor. Kornblum sieht in ihm das Fundament für die gesamte Ostpolitik des Westens. Im September 1962 hatte die Sowjetunion den Viermächtestatus von Berlin als beendet erklärt, aber in dem Abkommen von 1971 bekräftigte Moskau seine Verantwortung im Rahmen der Vier Siegermächte und garantierte darüber hinaus, dass sich die SED-DDR an das Vertragswerk halten werde. Falin hat das später bestätigt: „Es kostete uns manche Mühe, auch die DDR auf dieser Linie festzuhalten.“ (FES 1999, S. 73)
 
                Für Egon Bahr, damals Minister im Bundeskanzleramt, war der entscheidende Aspekt die Struktur des Abkommens:
 
                 
                  Wir haben es jedenfalls als einen Markstein empfunden, als zum ersten Mal nach dem Krieg beim Viermächte-Abkommen über Berlin ein Punkt erreicht war, an dem die Vier Siegermächte die Mitwirkung der beiden deutschen Regierungen brauchten, um ihr Abkommen in Kraft zu setzen. Allein konnten sie diese Art der Verfügung über Deutschland nicht mehr treffen. Es war das Modell Vier-plus-Zwei, das geschichtlich logisch, später zu dem Modell Zwei-plus-Vier wurde. Es darf nicht verschwiegen werden, daß das Viermächte-Abkommen mit sechs Beteiligten ungeheuer kompliziert, im Grunde zwischen Bonn, Washington und Moskau erarbeitet worden ist. (Bahr 1999: 20)
 
                
 
                Diese Verhandlungen waren auch später wichtige Erfahrungswerte, vor allem für die sowjetische und die deutsche Seite in Bezug auf Kompromissfindung, Zusammenarbeit und Vertraulichkeit. Dazu erneut Falin:
 
                 
                  Henry Kissinger und ich stimmen zum Beispiel darin überein, daß das Westberliner Abkommen […] nicht ein Vier-Mächte-Abkommen, sondern ein Fünf-Mächte-Abkommen oder ein Viereinhalb-Mächte-Abkommen war, denn die Bundesrepublik war der aktivste Mitarbeiter bei der Ausarbeitung des Vertrages. Ich kann ihnen verraten, die letzten Änderungen am Text wurden von Egon Bahr und mir besprochen. Gromyko saß inkognito in Ostberlin, und wir haben ihm berichtet, was zusätzlich gemacht werden soll, damit der Text für die bundesdeutsche Seite und für die Westberliner Seite akzeptabel ist. Das ist der Außenwelt kaum bekannt, es kostete viel Nerven. (FES 1999: 72 f.)
 
                
 
                Markus Wolf, „Spionagechef“ der SED-DDR, der ein gutes Verhältnis zu Falin hatte, betont ebenfalls die damalige Arbeitsteilung zwischen diesem und Egon Bahr mit der Feststellung, dass es vertrauensvoller Zusammenarbeit und großer diplomatischer Kunst dieser beiden Unterhändler bedurfte, ihre jeweiligen Verbündeten zum Einlenken zu bewegen, denn „Moskau sah eine Annäherung der deutschen Staaten weiter mit Misstrauen, aber auch die westlichen Siegermächte pochten auf ihre Rechte in West-Berlin und komplizierten die Problematik zusätzlich.“ (Wolf 1997: 259) Hier wird das Misstrauen deutlich, das durchgängig bei den Schutzmächten gegenüber ihren deutschen Schützlingen herrschte. Das trifft auch auf andere geteilte Nationen zu: Abhängigkeit von und Misstrauen gegenüber der Schutzmacht, aber auch Misstrauen zwischen beiden Teilen der geteilten Nation; hier ist Korea ein besonders eklatanter Fall. (Lee M. 1995: 104)
 
               
              
                Hineindenken in Sachzwänge der anderen Seite
 
                Valentin Falin betonte später, die in Berlin mit Mauerbau und der Panzerkonfrontation im Oktober 1961 gemachten Erfahrungen hätten den Großmächten geholfen, Kompromisse zu finden, u. a. durch ein Hineindenken in Sachzwänge der anderen Seite, was sich dann bei der friedlichen Lösung der Kubakrise im Oktober 1962 als hilfreich erwies. „Die Ereignisse dieses Jahres hatten gezeigt, wie man sich bei solchen verhängnisvollen Konfrontationen vernünftig auseinanderzieht und dann die Lösung findet, die beide Seiten mehr oder weniger Zufriedenheit bringt.“ (FES 1999: 31)
 
                Die Analyse von Entwicklungen seit dem Anfang der 1970er Jahre, wie sie Egon Bahr und John Kornblum vorgenommen haben, macht deutlich, dass es später ohne vorangegangene Normalisierung, ohne die Anerkennung des Status quo und ohne eine europäische Einbindung keine deutsche Vereinigung gegeben hätte. Kornblum verweist auf diese Entwicklungslinie:
 
                 
                  Ich bin überzeugt davon, dass es ohne das Berliner Abkommen zum Beispiel nicht die Schlussakte von Helsinki gegeben hätte. Nur dank dieses Abkommens konnte es gelingen, die KSZE, die „Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa“, zustande zu bringen, und das Gleiche gilt für MBFR, die „Mutual Balanced Force Reductions“, die Konferenz über den Truppenabbau in Mitteleuropa, ja, in gewissem Sinn auch für die Normalisierung der Beziehungen zur Sowjetunion und zu Polen. Dieses Abkommen war sozusagen die Quelle auch für andere Fortschritte, die sehr wichtig waren. Am Ende aller dieser Entwicklungen sah dann die Lage in Europa anders aus. (Tagesspiegel 2011)
 
                
 
                Andere haben diese Bedeutung bestätigt. „Es herrscht Einigkeit darüber, dass das Berlin-Abkommen neben dem deutsch-sowjetischen Vertrag vom 12. August 1970 die entscheidenden Voraussetzungen für die deutsch-deutschen Vertragsverhandlungen der frühen siebziger Jahre schuf und den Grundlagenvertrag überhaupt erst möglich machte.“ (Nakath 2001:786) Dieser Grundlagenvertrag wurde damals im Ausland vielfach als „Teilungsvertrag“ gewertet. Er erwies sich aber später als eines der wichtigsten Instrumente des Normalisierungsprozesses.
 
                Im Januar 1990 legten sowohl die DDR als auch die Bundesrepublik Vertragsentwürfe für Zusammenarbeit und gute Nachbarschaft vor. Wegen der Beschleunigung der damaligen Entwicklung, z. B. durch Währungsunion und Einigungsvertrag, waren diese Texte irrelevant, dennoch ist es wichtig darauf hinzuweisen, dass beide Entwürfe Bezug nahmen auf das Viermächte-Abkommen über Berlin vom 3. September 1971.22
 
                Hier also Abkommen mit positiven Auswirkungen, die die Basis schufen sowie Erfahrungen vermittelten für weitere Schritte. Diese Erfahrungen fehlen bei anderen geteilten Nationen. Zwischen der VR China und der Republik China gibt es keine offiziellen vertraglichen Vereinbarungen, auf denen aufgebaut werden könnte. Die Abmachungen zwischen beiden Staaten in Korea, manchmal unterschrieben von Ministerpräsidenten, z. B. aus den Jahren 1991–1992, blieben wirkungslos. Sie wurden nicht ratifiziert, denn es fehlte auf beiden Seiten der politische Wille und es gab keinen unterstützenden internationalen Rahmen. Das gilt auch für Zypern, wo es keine Verträge zwischen beiden Seiten und auch kein hilfreiches internationales Umfeld gibt.
 
                Am Ende der einführenden Länderkapitel steht jeweils ein Schaubild, hier das zum deutschen Fallbeispiel. Sie sollen lediglich die Hauptakteure und das Beziehungsgeflecht in visueller Zusammenfassung verdeutlichen. Jeder Fall von geteilten Nationen hat bei aller Unterschiedlichkeit einen inneren Kern und ist umgeben von konzentrischen Kreisen regionaler sowie internationaler Akteure, die eine „Konstellation“ bilden und deren „Mitglieder“ über recht unterschiedliche Einwirkungsmöglichkeiten verfügen. Den Grad der Bedeutung der Akteure sollen innere und mehr äußere Kreise andeuten, die nicht voneinander abgekapselt zu verstehen sind, da es vielfältige Wechselbeziehungen gibt. In Deutschland waren die Vier Mächte wegen ihrer Vorbehaltsrechte auch ein wichtiger Bestandteil des inneren Kerns.
 
                Entscheidend ist das Verhältnis geteilter Nationen zu Schutzmächten, also die jeweilige Patron-Klient-Beziehung. Für die SED-DDR war das die SU, für die Bundesrepublik in erster Linie die USA, was auch für die Republik Korea und Taiwan noch immer gilt, für Zypern sind es Griechenland und die EU, für die TRNZ ist es die Türkei. Für Deutschland spielte die Haltung Polens auch wegen der Grenzfrage eine wichtige Rolle, sowie dessen Einstellung zusammen mit Ungarn und der ČSSR während der Flüchtlingskrise. Im koreanischen Fall war es oft so, dass eine Verschlechterung des Verhältnisses zwischen der RK und den USA zu einer taktischen Annäherung des Nordens an den Süden führte, verbunden mit einem Appell an gesamtkoreanische Gefühle. Bei solchen Konstellationen gab es aber auch Bemühungen der DVRK, ihre Beziehungen zu den USA zu verbessern. Diese Nutzung von sich verändernden Spielräumen scheint bei der Situation von geteilten Nationen häufiger vorzukommen. Die SED-DDR wollte durch verbesserte Wirtschaftsbeziehungen zur Bundesrepublik ihre Abhängigkeit von der SU verringern und Washington hat gelegentlich ein Spiel entweder mit der „China-“ oder der „Taiwankarte“ versucht. Es gab auch eine Zeit, in der sich die DVRK bemühte, Wirtschaftskontakte zu Taiwan zu intensivieren. Hwang Yang-jop war der Meinung, damit wollte Pjöngjang erreichen, dass die VR China mehr Hilfe leistet. (Debriefing 1997: 1)
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                    Graphik 3: Akteure und Ebenen mit Relevanz für den Prozess der Deutschen Einigung (1989–1990)

                 
               
              
                Deutsche Frage
 
                Die deutsche Frage hat mehrere Komponenten: Was eigentlich ist Deutschland fragen sich Deutsche, wie ist mit Deutschland umzugehen fragt sich das Ausland? Wegen der Gewaltherrschaft des Nationalsozialismus und dem Zweiten Weltkrieg kam durch verantwortungsbewußte Reflexion bei einigen noch der Aspekt des Zweifels hinzu, ob Deutschland wegen seiner Vergangenheit eine Wiedervereinigung überhaupt zustehe.
 
                Zypern und Taiwan sind Inseln, Korea ist eine Halbinsel an einem der Ränder Asiens, Deutschland hat eine Mittellage und die meisten Nachbarn eines Staates in Europa; allein schon diese geografische Lage bietet gute Voraussetzungen für Schwierigkeiten. Korea, Zypern und Taiwan bereiteten ihren Nachbarn fast nie Probleme, umgekehrt schon. Deutschland bereitete allen Nachbarn Probleme. Die britische Premierministerin Margaret Thatcher hatte keine Zweifel, dass ein vereinigtes Deutschland schlichtweg viel zu groß und mächtig wäre, um nur einer von vielen Mitstreitern auf dem europäischen Spielfeld zu sein. Schon allein von seiner Natur her sei Deutschland eher eine destabilisierende als eine stabilisierende Kraft in Europa. (Thatcher 1993: 1095)
 
                Für einen ihrer Amtsvorgänger, Benjamin Disraeli (1804–1881), war die Gründung des Deutschen Reiches ein noch größeres politisches Ereignis als die Französische Revolution, denn man stünde vor einer neuen Welt. „Das Gleichgewicht der Macht ist völlig zerstört, und das Land, welches am meisten darunter leidet und welches die Wirkung dieses großen Wechsels am meisten zu spüren bekommt, ist England.“23
 
                Angela Stent hat es etwas anders formuliert: „Seit mehr als einem Jahrhundert ist das deutsche Problem ein Hauptgrund für Instabilität in Europa und der Weltpolitik.“ (Stent 1981: 1) Es geht nicht nur um den deutschen Staat als Machtfaktor, sondern, damit unmittelbar zusammenhängend, wie Margaret Thatcher deutlich machte, auch um die „Natur“ seiner Bewohner:innen.24
 
                Ein vereintes Korea war in seiner Geschichte kaum eine Bedrohung für die Nachbarn, wurde aber oft von diesen bedroht und unterdrückt. Vermutlich dürfte von einer Neutralisierung auf der koreanischen Halbinsel und von einem wiedervereinigten Korea auch keine Bedrohung ausgehen, sollte sich diese im Kontext einer Friedensregelung für Nordostasien vollziehen. Eine Konföderation auf Zypern bzw. eine wiedervereinigte Insel dürfte ebenfalls keine Gefahr für andere sein. Von einem international als unabhängig anerkannten Taiwan sollte sich auch kein Staat bedroht fühlen müssen. Bei der VR China ist vorsichtiger zu prognostizieren, denn bei einer Eingliederung Taiwans dürfte sie noch mehr an Macht gewinnen. Also bleibt festzustellen: Der deutsche Fall ist anders, denn in ausländischen Wahrnehmungen stellt es sich so dar, dass Deutschland versuchte, in unterschiedlicher staatlicher Verfasstheit über einen langen Zeitraum hinweg zu dominieren. (Simms 2014, 2014a)
 
                Es scheint, auch führende deutsche Akteure hatten eine Vorahnung davon, dass die Etablierung eines neuen Zentralstaates in der Mitte Europas zu Schwierigkeiten führen könnte. Ende Dezember 1870 beobachtete der damalige Kronprinz Friedrich Wilhelm, später kurzzeitig Kaiser Friedrich III.
 
                 
                  Man erblickt in uns nicht mehr die unschuldig Bedrohten, sondern vielmehr die übermütigen Sieger, die sich an der Bezwingung des Gegners nicht mehr genügen lassen, sondern sein gänzliches Verderben herbeiführen wollen. […] Man hält uns für jeder Schlechtigkeit für fähig, und das Mißtrauen gegen uns steigert sich mehr und mehr. Das ist nicht nur die Folge dieses Krieges allein – so weit hat uns die von Bismarck erfundene und seit Jahren in Szene gesetzte Theorie von Blut und Eisen gebracht! (Meisner 1926: 302)
 
                
 
                Die Reichsgründung warf einen langen, noch immer wirksamen Schatten. (Conze 2020) Was bezogen auf die Einstellung des Auslandes zur Reichsgründung verständliche Vermutung war, ist dann 1945 bei Thomas Mann zum Untergang des Reiches bewiesene Gewissheit: „Durch Kriege entstanden, konnte das unheilige Deutsche Reich preußischer Nation immer nur ein Kriegsreich sein. Als solches hat es, ein Pfahl im Fleische der Welt, gelebt, und als solches geht es zugrunde.“25
 
                Die Gründung des deutschen Nationalstaates 1870/71 erfolgte durch Krieg und gegen Europa. Die dadurch entstandene bzw. verschärfte „deutsche Frage“ bestand darin, dass sich nun in der Mitte Europas ein Staat etablierte, der zu schwach war, um den Kontinent zu dominieren, aber zu stark, um sich in das bestehende Staatenpuzzle halbwegs problemlos einzufügen. George F. Kennan sah zwei Möglichkeiten zur Lösung dieser „deutschen Frage“. Deutschland könnte rückwärtsgehen und durch Teilung einen Punkt erreichen, wo seine Souveränität toleriert würde, denn es wäre nicht vereint; oder vorwärts in Richtung auf Mitgliedschaft in einem größeren und höheren System politischer Loyalitäten – in einer Art europäischen Föderation, wo die deutsche Vereinigung akzeptabel sein würde, denn der Staat wäre nicht völlig souverän. Kennan sprach sich für diesen Weg aus, denn nur in ihm liege Hoffnung. (Kennan 1958: 196. Siehe auch Morgan 2007: 341 f.)
 
                Dieser Weg wird seit 1990 beschritten, nämlich Vereinigung und Wiedererlangung der vollen Souveränität, aber mit deren konstruktiver Einhegung durch einen fortschreitenden Prozess europäischer Zusammenarbeit und Integration. Die deutsche Frage erhielt eine europäische Antwort; kein nationaler Alleingang, sondern die Festigung der Sicherheit der Deutschen und der Sicherheit vor den Deutschen in Europa. Die Problematik bestand seit langer Zeit und auch die Lösung war vielen klar: Vereinigung im Prinzip ja, aber erst irgendwann später und nur durch Einbindung in Europa. Im Zusammenhang mit dessen Besuch in Bonn im Sommer 1966 beschrieb Peter Scholl-Latour die Einstellung von Charles de Gaulle.
 
                 
                  De Gaulle hatte am Rhein das Wort geprägt, ein ganzes Europa könne nicht ohne ein ganzes Deutschland geschaffen werden. Er meinte das wohl ehrlich. Insgeheim schloß er aber die Möglichkeit keineswegs aus, daß Deutschland noch auf lange Sicht gespalten bliebe. Er wollte lediglich im Namen Frankreichs jede Verantwortlichkeit für diese Teilung von sich weisen. Er ging davon aus, daß der Drang der Deutschen zur Wiedervereinigung später einmal zum beherrschenden Element europäischer Unruhe werden könnte. Er wollte es nicht riskieren, Frankreich eines Tages in Widerspruch zum unwiderstehlichen Aufbegehren des Nachbarvolkes zu bringen. De Gaulle hatte seinem deutschen Gesprächspartner angedeutet, welch bitteren Preis die Bundesrepublik zahlen müsse, ehe überhaupt eine Entspannung – Voraussetzung jeder Wiedervereinigungspolitik – zwischen Ost- und Westeuropa wirksam würde. (Scholl-Latour 1966: 362 f.)
 
                
 
                Letztlich war der Preis nicht so bitter, aber der Weg war lang. Helmut Wagner hat ihn als eine Entwicklung vom „Störenfried“ zum „Bürgen“ Europas bezeichnet (Wagner 2012, 2013). Hans-Georg Wieck benutzte die Worte „Alptraum“ und „Fundament“ der Einheit Europas (Wieck 2010). In dieser neuen Rolle muss das vereinigte Deutschland zwei Erwartungen erfüllen, Führungskraft zeigen und Zurückhaltung üben. (Haftendorn 2001. Neuss 2013)
 
               
              
                Deutsche Frage und europäische Antwort
 
                Eduard Schewardnadse sagte im Februar 1990: „Die deutsche Frage ist das Problem Nr. 1, es ist sehr wichtig zu wissen, wie dieser Prozess vor sich gehen wird.“ (Karner 2015: 187)26 Er meinte den Prozess hin zu einer möglichen Wiedervereinigung Deutschlands. Die Sorge bezog sich vermutlich aber ganz allgemein auf die zukünftige Rolle Deutschlands und dessen Auswirkungen auf Europa.
 
                Am 12. September 1990 wurde in Moskau der „2+4-Vertrag“ unterzeichnet, eine Art Ersatzfriedensvertrag.27 Sein offizieller Titel lautet „Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland.“ (Vertrag 1990) „Abschließende Regelung“ wurde als Teil des Titels gewählt, denn Vereinbarungen bezüglich Deutschland, die vorher getroffen wurden, waren zwar langlebig, aber provisorischen Charakters, so wie die Festlegung im Potsdamer Abkommen von 1945, eine endgültige Beschlussfassung über eine Friedensregelung für Deutschland werde dann vollzogen, wenn eine deutsche Regierung bestehe, die diesem Zweck angemessen sei. Im April 1990 war dies dann der Fall, es gab nun zwei deutsche Regierungen, die diesem Zweck adäquat waren und die sich bemühten, im Zusammenwirken mit den Haupt-Siegermächten, die deutsche Einigung herbeizuführen. Es gab auch den größeren, den europäischen Zusammenhang, einen förderlichen Rahmen, in den die Frage von Teilung und Vereinigung Deutschlands immer gestellt wurde. Über die Kombination von nationaler Einheit Deutschlands und dessen stärkere Einbindung in multinationale Organisationen herrschte weitgehend Konsens, unterschiedlich waren Erwartungen bzw. Befürchtungen. Für die britische Regierung unter Ministerpräsidentin Thatcher war das erneuerte Bekenntnis Deutschlands zu Europa kein Grund für Sorglosigkeit, im Gegenteil, es wurde dadurch auch eine stärkere politische Integration der EU befürchtet. (Jakisch 2004: 130) Frankreich unter Präsident Mitterrand hingegen sah in der europäischen Verpflichtung des wiedervereinigten Deutschlands eine willkommene Stärkung der EU. (Schabert 2002: 12)
 
                Die deutsche Frage hatte immer ihren europäischen Kontext. Deshalb war z. B. die Einbindung der EU in die Verhandlungen zum Einigungsvertrag wichtig und hilfreich. Eine nicht zu unterschätzende Rolle spielte die Londoner Erklärung des NATO-Gipfeltreffens vom 6. Juli 1990. Auch mit Bezug auf die bevorstehende Vereinigung Deutschlands wurde in ihr betont, das Bündnis habe eine bedeutende Transformation eingeleitet, wolle mit der SU sowie dem Warschauer Pakt zusammenarbeiten und werde seine Strategie auf Kooperation ausrichten. (London Declaration 1990) Klaus Wittmann, deutscher Mitarbeiter im NATO-Hauptquartier, betont, diese Erklärung habe Helmut Kohl dann rund eine Woche später bei seinen Gesprächen mit Gorbatschow in Moskau und im Kaukasus geholfen, „[…] dem Sowjetführer zu verdeutlichen, dass die NATO auch mit einem wiedervereinigten Deutschland als Vollmitglied keine Gefahr für die Sowjetunion darstellt.“ (König 2019: 46)
 
                Da die SED-DDR für die Bundesrepublik kein Ausland war und sich die EU28 dieser Sichtweise angeschlossen hatte, genoss Ostdeutschland viele Vorteile und war quasi eine Art inoffizielles Mitglied bzw. Nutznießer. Durch den Beitritt zur Bundesrepublik nach Artikel 23 des Grundgesetzes vollzog sie gleichzeitig auch den Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft. Die EU-Kommission hatte für diese Entwicklung drei Arbeitsgruppen und eine Task Force eingerichtet; sie wirkte aktiv an den Beratungen zur Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion sowie an denen zum Einigungsvertrag mit. Der Niederländer Carlo Trojan leitete die Task Force und erinnerte sich: „Damals hatten wir von Anfang an eine Menge Diskussionen mit den deutschen Behörden wegen der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion. Im März 1990 gab es ein Treffen der vollständigen Kommission mit Kanzler Kohl. Die Kommission war also sehr stark in die Vorbereitung des Staatsvertrags vom Juli 1990 involviert.“ (König 2019: 65 f.)
 
                Dieser internationale Rahmen, der unterstützend und einhegend für die deutsche Vereinigung wirkte, fehlt bei den anderen Fallbeispielen. Die Tatsache, dass die Republik Zypern Mitglied der EU ist und beide Schutzmächte, Griechenland und die Türkei, Mitglieder der NATO sind, ist bisher für Normalisierungsbemühungen zwischen beiden Teilen der Insel ohne erkennbar positive Auswirkungen. Die Abhängigkeit von der jeweiligen Schutzmacht hat auf der koreanischen Halbinsel vermutlich den Ausbruch eines neuen Krieges verhindert, aber sie bewirkt keine Impulse für eine dauerhafte Normalisierung, gar für eine Entwicklung hin zu einer Wiedervereinigung. Die Republik China (Taiwan) ist in keiner internationalen Organisation mit ihrem offiziellen Namen vertreten und baut bzw. hofft auf die USA, auf Schutz durch den Taiwan Relations Act (TRA 1979). In ihm verpflichtete sich Washington 1979, „Taiwan Waffen defensiven Charakters zur Verfügung zu stellen sowie Kapazitäten aufrechtzuerhalten, um der Anwendung von Gewalt oder jeglicher Form von Zwang zu widerstehen, die die Sicherheit, das gesellschaftliche und ökonomische System der Menschen auf Taiwan gefährden könnten.“ (Wolff/Simon 1982: 288)
 
               
              
                Deutsche Vergangenheit und deutsche Wiedervereinigung
 
                Einstellungen zur Vereinigung hängen auch ab vom Alter handelnder Personen und individuellen sowie gesellschaftlicher Geschichtsinterpretationen.
 
                Bis in den November 1989 war die Einheit weder in Ost- noch in Westdeutschland ein zentrales Thema, auch nicht bei DDR-Dissidenten und der West-CDU. Die Geschichte des deutschen Nationalstaates, vor allem die des Nationalsozialismus, war noch wirkungsmächtig und für viele eine eindeutige Warnung, dass es für den Frieden in Europa wichtig sei, den Status quo beizubehalten.
 
                Die USA waren für eine schnelle Vereinigung und die NATO-Mitgliedschaft Deutschlands. Sie hatten Deutschland 1945 besiegt, waren 1989/90 die führende Macht und hatten in der Geschichte unter Deutschland nie so gelitten, wie Großbritannien, Frankreich und die Sowjetunion. England wurde bombardiert, Frankreich und Russland wurden teilweise besetzt und es gab andere negative historische Hypotheken. Großbritannien und Frankreich hatten den Krieg zwar gewonnen, wurden durch ihn aber geschwächt und verloren kurz danach große Teile ihrer Kolonialreiche. Die USA erlitten auch große Verluste, waren aber durch den Zweiten Weltkrieg enorm gestärkt worden. Die Erfahrungen aus der Geschichte, mit der deutschen Frage, und somit die Einschätzung eines zukünftig vereinten Deutschlands, sie mussten in Moskau, Paris und London anders sein, als in Washington.
 
                Nicht nur historische Erfahrungen, sondern auch die Entscheidungsmacht waren 1989–90 unterschiedlich. Egon Bahr hat das deutlich beschrieben: „In der Realität haben die beiden Präsidenten – George Bush, der Ältere und Michael Gorbatschow – die sicherheitspolitische Struktur für die Deutsche Einheit vereinbart und entschieden. Sie allein hatten die Macht, ohne Paris, London, Bonn und Berlin fragen zu müssen […].“ (Bahr 2015: 20) Gleichwohl mussten sie auf Veränderungen in ihren Bündnissen und in Deutschland reagieren, die sie nicht alle selbst komplett initiiert und gesteuert hatten, (z. B. Reformen in der Sowjetunion, Polen und Ungarn sowie eine friedliche Revolution in Ostdeutschland).
 
                Im Ausland wurde nicht ausgeschlossen, dass es eines Tages zu einem deutschen Alleingang kommen könnte, d. h. beide Staaten in Deutschland verständigen sich auf eine Wiedervereinigung, ohne Konsultation, Zustimmung der Alliierten und der europäischen Nachbarn. Egon Krenz hat im Juli 2019 dieses Misstrauen beschrieben: „Zwischen uns und Moskau stand immer die deutsche Frage. Die Sowjets hatten Furcht, dass wir hinter ihrem Rücken mit der Bundesrepublik kungeln. Und wir hatten Furcht, dass sie hinter unserem Rücken mit Bonn kungeln.“ (Spiegel 2019/28: 37) Auch Ulbricht und Honecker hatten die Befürchtung, Bonn und Moskau könnten sich hinter dem Rücken ihrer DDR über die deutsche Frage einigen. (Wolf 1997: 322)
 
                Die USA sahen diese Gefahr wohl weniger und fühlten sich durch die Bundesrepublik ausreichend informiert. Tschernajew besuchte 1972 Bonn und der damalige sowjetische Botschafter Falin sagte ihm, die Wiedervereinigung werde eines Tages kommen und die Sowjetunion werde sie dann nicht verhindern können. Falin „[…] wollte das damals nicht, vor allem hatte er Angst, dass sich die Wiedervereinigung hinter dem Rücken Moskaus vollziehen würde, abgesprochen nur zwischen den Deutschen.“ (Plato 2003: 117) Durchgängig war das Bestreben der SU, eine wie auch immer geartete Lösung der deutschen Frage nur in einem europäischen Zusammenhang zuzulassen, auch deshalb war später das 2+4-Verfahren so wichtig.
 
               
              
                Zur Rolle von Misstrauen
 
                Misstrauen bewirkt im Gegensatz zu Vorsicht eine reduzierte Aufnahmefähigkeit. Es gehört zum menschlichen sowie politischen Alltag und die hier angesprochene Art scheint eine besonders für geteilte Nationen typische Befürchtung zu sein. Taipei argwöhnt oft, Washington könnte sich gegen die Interessen Taiwans mit Peking einigen und Seoul hat oft die Furcht, es könne über die Republik Korea hinweg zu einer Einigung zwischen Washington und Pjöngjang kommen. Die Führung der DVRK scheint allen zu misstrauen. Auf Zypern sind sich viele ziemlich sicher, dass die Animosität zwischen Griechenland und der Türkei fast schon garantiert, dass der Insel keine Lösung von außen aufgedrückt wird.
 
                In Deutschland führten solche Erwägungen zu mehr gesamtdeutscher Zusammenarbeit.
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Nikolai Portugalow trifft am
21111989 in  Bonn  Horst
Teltschik, dberreicht ein Non-
Paper und sagt, man fange an,
das quasi Undenkbare zu
denken,

das motiviert

die bewirkt

Uberraschung, Irritation und
verstarktes Nachdenken (iber
Deutschlands Zukunft

AuBenminister Baker nennt in
einer Rede in Berlin am 12.12.
1989 die Mitgliedschaft der
Bundesrepublik in NATO und EG
als Bedingungen einer
Wiedervereinigung. Helmut Kohl

gewinnt in  Dresden am
12121989 den Eindruck: ,Ich
dachte bei mir: Die Sache ist

gelaufen. Dieses Regime ist am
Ende, die Menschen wollen die
Einheit.“ Bei der Montags-
demonstration in Leipzig ist am
08.01.1990 eine Parole:
Deutschland einig Vaterland!

legt Hans Modrow am 01.02. 1990

einen  ,Drei-Stufen-Plan“  zur
deutschen Einheit vor
(schrittweise  Bildung  einer

Konfoderation, spater Neutralitét
eines vereinigten Deutschlands).

das fuhrtzu

Helmut Kohl zur ,Zehn-Punkte-
Erklérung“ am 28.11. 1989, von der
er im In- und Ausland eine
beruhigende sowie stabilisierende
Wirkung erwartete,

und weitere Erlduterungen

<

Diese Entwicklungen veranlassen

>

Als Reaktion auf diese Ereignisse

<

Um gegenzusteuern, zu beschleunigen

und zu konkretisieren

,Vier Prinzipien® von Prasi-dent
Bush Sen. Am 04.12. 1989 NATO-
Gipfel in Brissel, (Unterstiitzung
von Kohls zehn Punkten)

Gorbatschow und Berater am
25.01.1990 zu der Einschatzung,

die DDR sei nicht mehr
zuverldssig und in  weiten
Bereichen nicht mehr hand-
lungsfahig. Eine  Wiederver-
einigung sei wohl nicht zu
verhindern, man misse ver-
suchen, sie im Sinne der

Sowjetunion zu beeinflussen.

>

am 07.02.1990 Zusammentritt
des Kabinettsausschusses
»Deutsche Einheit“ unter Vor-sitz
des Bundeskanzlers.
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Innerdeutsche  Entwicklun-
gen und Fortschritte beim
zweiten Treffen (22.06.1990)
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tragen bei zum
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Die Konkretisierung von Wieder-
vereinigungsbemiihungen férdert

das NATO-Gipfeltreffen am
05./06.07.1990 in London,

¢ ]

das hat positive Auswirkungen auf

Abschluss der
Wahrungsunion am
01.07.1990.

' )

diese Entwicklungen
sind hilfreich flr

die  Unterzeichnung des
Einigungsvertrages am
31.08.1990,

¢ ]

sie tragt bei zur

das Treffen von Gorbatschow
und Kohl vom 14.-16.07.1990

sie ermdglicht

den Austritt der DDR aus
dem  Warschauer  Pakt
(24.09.1990).

Unterzeichnung des ,2+4-
Vertrages“und dem Brief der
deutschen AuRenminister am
12.09.1990,
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